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Beginn: 15.04 Uhr

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Meine Damen und
Herren! Die Sitzung ist eröffnet.

Wir beginnen heute sogleich mit der

Aktuellen Stunde

Dazu sind vier Themen angemeldet worden, und
zwar von der CDU-Fraktion

Sicherungsverwahrung – Hamburg handelt

von der SPD-Fraktion

Hamburg 2010: Eine Stadt wird nicht regiert

von der GAL-Fraktion

Schulanfang – verlässliche Politik für Kinder,
Eltern und Schulen

und von der Fraktion DIE LINKE

Kinder brauchen Geld und keine Plastikkar-
ten!

Ich rufe nun zunächst das erste Thema auf. Wer
wünscht das Wort? – Frau Spethmann, bitte.

Viviane Spethmann CDU: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Schutz vor entlassenen Siche-
rungsverwahrten – Hamburg handelt. Das ist das
von uns angemeldete Thema, denn die Bürger
sind verunsichert. Sie sind seit Monaten verunsi-
chert, weil nach einem Urteil des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte manch hochge-
fährlicher Straftäter entlassen werden muss, und
umso mehr, weil ein entlassener Sicherungsver-
wahrter ohne entsprechende Begleitung aus Ba-
den-Württemberg nach Hamburg gezogen ist. Es
wird sicher kein Einzelfall bleiben, dass ehemalige
Sicherungsverwahrte aus einem Flächenland nach
Hamburg ziehen, die Anonymität der Großstadt
zieht an. Es kann aber nicht sein, dass die Ham-
burger Bevölkerung die Probleme anderer Bundes-
länder ausbaden muss, denen dort nicht genügend
Beachtung geschenkt wurde.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das fällt Ihnen ja
früh ein!)

Wir werden daran arbeiten müssen, dass andere
Bundesländer die Betreuung selber übernehmen
und auch die Kosten dafür tragen, denn die Kosten
durch polizeiliche Betreuung, Bewährungshilfe und
Führungsaufsicht können nicht einfach so von ei-
ner Großstadt aufgefangen werden. Das sollte das
jeweilige Bundesland tragen.

(Beifall bei der CDU)

Woran sich die CDU-Fraktion in den letzten Wo-
chen nicht beteiligt hat, ist die Hetzjagd, die auf
einen entlassenen Sicherungsverwahrten betrie-
ben worden ist. Wir sind nicht verdächtigt, nicht für

Sicherheit zu sorgen; man nimmt der CDU ab,
dass sie dafür einsteht.

(Zurufe von der SPD: Ja, ja, das hat schon
erhebliche Kratzer bekommen! – Michael
Neumann SPD: Kratzer? – Totalschaden!)

Sich an der Hetzjagd eines Einzelnen zu beteili-
gen, ist aber eine ethische Grenze, die wir nicht
überschreiten.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Sie stellen populistische Forderungen nach der
elektronischen Fußfessel als Allheilmittel auf.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Lesen hilft, Frau
Spethmann!)

Wir sehen ganz deutlich, dass dies kein Allheilmit-
tel sein kann. Eine elektronische Fußfessel hindert
niemanden daran, 50 Prozent der Bevölkerung zu
treffen, nämlich Frauen. Wenn jemand besondere
verbrecherische Absichten mit Frauen hat, nützt ei-
ne Fußfessel gar nichts. Das ist Etikettenschwindel
und daran beteiligen wir uns nicht.

Gewundert habe ich mich über die Anwürfe von
Herrn Dr. Dressel – und eigentlich nur von ihm,
seine Fraktion hat sich dazu weiter nicht geäu-
ßert –, Hamburg sei unvorbereitet auf entlassene
Sicherungsverwahrte. Dem ist nicht so. Hamburg
hat ein intensives Entlassungsprogramm. Jeder Si-
cherungsverwahrte und jeder schwerste Straftäter
wird gezielt auf seine Entlassung vorbereitet. Die-
ser eine Sicherungsverwahrte, um den es jetzt
geht, wird sogar rund um die Uhr überwacht. Von
der Stadtgrenze an hat die Polizei in wirklich toller
Manier von Anfang an die Überwachung übernom-
men; ein großes Lob für den spontanen Einsatz
der Polizei.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Hamburg entlässt seit Jahren regelmäßig Siche-
rungsverwahrte, das ist nichts Neues. Haben Sie
jemals von Problemen mit diesen Entlassenen ge-
hört? Nein, weil Hamburg vorbereitet ist.

(Michael Neumann SPD: Bei dem Thema
würde ich den Mund nicht so voll nehmen!)

Natürlich gibt es Auflagen und engmaschige Be-
treuung und natürlich werden die Betreffenden an
die Hand genommen. Der Kollege Dr. Dressel
sieht das nicht; das ist Panikmache und Hetzjagd,
nichts anderes.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Dr. An-
dreas Dressel SPD: Hetzjagd, werfen Sie
das jetzt mir vor?)

Ich komme nun zu einer Forderung, die mich wirk-
lich hat sprachlos werden lassen. Der Kollege
Dressel fordert, das PsychKG, also die Grundsätze
für die Einweisung psychisch Kranker, auf entlas-
sene Sicherungsverwahrte anzuwenden. Herr Kol-
lege Dressel, ich hoffe, Ihre Fraktion wusste nicht
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genau, was sie tat, denn das ist die deutliche
Überschreitung einer ethischen Grenze.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Dieses Mittel wurde im Dritten Reich angewendet,
um unliebsame Mitbürger wegzuschließen. Das ist
kein Mittel, um mit entlassenen gefährlichen Straf-
gefangenen umzugehen. Hier haben Sie eine
Grenze weit überschritten.

(Wolfgang Beuß CDU: Pfui! und Beifall bei
der CDU und der GAL)

Es ist bezeichnend: Die SPD ist führungslos und
lässt Ihr Treiben zu. Das ist das eigentlich Er-
schreckende.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Viel interessanter ist, wie die SPD im Bund und in
Hamburg zur nachträglichen Sicherungsverwah-
rung steht. Die CDU hat sich eindeutig positioniert,
im Bund wie in Hamburg.

(Michael Neumann SPD: Ja, im Bund vor al-
lem!)

Wir sind der Meinung, wir müssten rechtlich nach-
bessern. Das Problem ist natürlich, dass in Ham-
burg die Grünen eine andere Auffassung haben;
die Bundesregierung hat genau dasselbe Problem.
Von der SPD haben wir dazu bis heute nichts ge-
hört. Es wäre spannend, wie sich die SPD zu ech-
ten Lösungen stellt und nicht nur zu populistischen
Fragen.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Dirk
Kienscherf SPD: Ach, Frau Spethmann!)

Ich komme zum Schluss, die Redezeit ist zu Ende.

Hamburg hat gehandelt, das haben wir deutlich
aufgezeigt. Jetzt handeln Sie einmal und zeigen
endlich realistische, ordentliche Positionen. – Dan-
ke.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Herr
Dr. Dressel.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich glaube, dass weder Ihr
Selbstlob noch Ihre wirklich unerträgliche Polemik
dieser Debatte angemessen sind, um das einmal
klar zu sagen.

(Viviane Spethmann CDU: Das haben Sie
sich selbst zuzuschreiben!)

Fakt ist, dass dieses EGMR-Urteil und seine Kon-
sequenzen in den letzten Monaten bei vielen Men-
schen Kopfschütteln ausgelöst hat. Nur muss man
festhalten, dass seit letztem Dezember in Hamburg
und anderen Bundesländern bekannt war, dass da
etwas auf uns zukommen kann.

(Wilfried Buss SPD: Richtig!)

Da hat nämlich der EGMR entschieden. Im Mai
wurde das rechtskräftig, aber Sie hätten sich seit
Dezember darauf vorbereiten können und das ha-
ben Sie nicht getan.

(Beifall bei der SPD)

Hinzu kommt, dass Hamburg seit Januar den Vor-
sitz in der Justizministerkonferenz und der Innen-
ministerkonferenz innehat. Da hätte es eigentlich
zu Ihren vornehmsten Aufgaben gehört, das Cha-
os, das wir in den letzten Wochen zwischen den
Bundesländern erlebt haben, zu verhindern und ei-
ne ordnende Hand zu haben, aber da war nichts
von Ihnen zu sehen.

(Beifall bei der SPD – Karl-Heinz Warnholz
CDU: Warum haben Sie keinen Hinweis ge-
geben?)

Dass bei Freilassungen in anderen Bundesländern
einige die Anonymität der Großstadt suchen wol-
len, ist auch nichts, was völlig fernliegend ist. Auf
diese Situation hätte man sich vorbereiten müssen
und das haben Sie auch nicht getan.

(Viviane Spethmann CDU: Das war doch
so!)

Kommen wir zur systematischen Entlassungsvor-
bereitung. Das sollte eigentlich die Musterdisziplin
von Herrn Dr. Steffen sein, weil er sich gern als
Musterschüler im Bereich Resozialisierung gene-
riert. Die Kollegen im Eingabenausschuss könnten
von vielen Fällen berichten, die dort behandelt wor-
den sind. Schauen wir uns doch einmal den Fall
desjenigen an, der voraussichtlich im Dezember
entlassen wird. Anwaltlich beraten wird er von dem
GAL-Deputierten Ernst Medecke – jeder weiß, wer
das ist –, der sich in "Der Welt" dazu geäußert hat,
und zwar über die mangelnde Entlassungsvorbe-
reitung Ihrer Behörde und das fällt auf Sie zurück.

(Beifall bei der SPD)

Und wie sieht es mit Unterkünften aus, welche
Möglichkeiten gab es, Herrn W. unterzubringen?
Dass Sie in dieser Situation auf Ihren CDU-Skan-
dalvermieter Kuhlmann zurückgreifen mussten, ist
doch absurd.

(Beifall bei der SPD – Ingo Egloff SPD: Der
hatte wahrscheinlich noch einen Keller frei!)

Wir könnten das fortsetzen. Da ist die Frage, wer
die Kosten trägt für die Gutachten, die Polizeiüber-
wachung und, und, und. Von Vorbereitung ist
nichts zu sehen. Wir wollten frühzeitig im Rechts-
ausschuss mit Ihnen darüber reden. Sie wollten
das nicht, weil Sie keine gemeinsame schwarz-
grüne Positionierung haben. Es läuft wie immer:
Schwarz blinkt rechts, die GAL blinkt links, passie-
ren tut nichts und am Ende sind die Sozis dann
wieder schuld. So wird die Rechnung hier nicht
aufgehen, das ist armselig.

3696 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 60. Sitzung am 26. August 2010

(Viviane Spethmann)



(Beifall bei der SPD)

Wir haben heute, im Gegensatz zu Ihnen, konkrete
Vorschläge vorgelegt, über die wir miteinander re-
den können. Wir sagen nicht, dass die Fußfessel
das Allheilmittel ist, aber es ist ein Baustein, es
auch für die Polizei erträglicher zu machen. Wir sa-
gen aber in der Tat, im Einklang mit der Bundesre-
gierung und dem Bundesjustizministerium, dass
man bei denjenigen mit teilweise schwersten psy-
chischen Störungen prüfen muss, ob die Voraus-
setzungen des PsychKG vorliegen. Lesen Sie ein-
mal den Auftrag der Bundesregierung an die Bun-
desländer, da steht das drin und genau das for-
dern wir von Ihnen und nichts anderes.

(Beifall bei der SPD)

Worüber Sie nichts gesagt haben, Frau Speth-
mann, ist, dass Sie auf dem besten Wege sind,
das EGMR-Urteil zu übergehen. Sie wollen etwas
schaffen, was womöglich mit der Rechtsprechung
des EGMR gar nicht vereinbar ist und das kann es
nicht sein, dass als Konsequenz dieses Richter-
spruchs etwas geschaffen wird, was nachher wie-
der in Straßburg landet und dort kassiert wird. Das
ist eine Scheinsicherheit und wahrer Populismus.
Das sollten Sie nicht tun.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Herr
Müller.

Farid Müller GAL: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Man kann nicht drum herumreden,
Herr Dr. Dressel. Ihre Fraktion beantragt, Men-
schen, die aus der Sicherungsverwahrung kom-
men, als psychisch krank zu erklären und wegzu-
sperren.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Lesen hilft!)

– Das ist Ihr Vorschlag, so liegt er schwarz auf
weiß zur Abstimmung in diesem Parlament vor.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Darüber muss man entsetzt sein. So schwierig die
Suche nach einer Lösung in Berlin und den Bun-
desländern auch ist, vor dem Hintergrund der Ge-
schichte in diesem Land sollten wir solche Vorgän-
ge nicht noch einmal in Erwägung ziehen.

(Uwe Grund SPD: Jetzt mal ganz vorsichtig!
– Ingo Egloff SPD: Solche Parallelen sind
auch nicht zulässig!)

So ein Vorschlag ist bitter und nicht nachvollzieh-
bar.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Es ist gesagt worden, dass wir aufgrund eines
europäischen Urteils eine neue Lösung finden
müssen. Das ist die Aufgabe der schwarz-gelben
Bundesregierung. Für uns Grüne gilt – um noch

einmal den Unterschied zur Sozialdemokratie deut-
lich werden zu lassen, woran wir uns in dieser De-
batte orientieren – in dieser Frage das Grundge-
setz.

(Ingo Egloff SPD: Das ist ja wohl eine Frech-
heit! – Karin Timmermann SPD: Das ist eine
Rüge wert!)

– Ihr Vorschlag entspricht nicht dem Grundgesetz.

Wir wollen, dass die Einzelnen von Straftaten un-
behelligt bleiben. Es muss aber klar sein, dass das
der schwerwiegendste Engriff in das Grundrecht
auf Freiheit ist und nur als allerletztes Mittel ver-
hängt werden darf. Für uns Grüne ist klar, dass
das nur für Tätergruppen mit Gewalt- und Sexual-
delikten in Frage kommt und nicht, wie bisher,
auch für Vermögensdelikte. Wir wollen, dass die
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf die Grundrechte
klar und streng gewahrt wird.

Auch zu einer bloßen Verwahrung darf es in Zu-
kunft nicht mehr kommen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, das haben
Sie aber bisher gemacht!)

Deswegen sind wir dafür, dass die Frage, über die
die Sachverständigen entscheiden, wie gefährlich
jemand ist, gesetzlich geregelt wird und nicht auf
dem Verordnungswege vor Ort und teilweise von
den Staatsanwaltschaften per Handverfahren. So
ein schwerwiegender Eingriff muss eine gute
Grundlage haben, für beide Seiten. In einem
Rechtsstaat, wie wir alle ihn wollen, müssen wir
uns diesen Vorgang vornehmen.

Die Entlassungsvorbereitung ist von der SPD
schon angesprochen worden. Wir sehen Hamburg
gut vorbereitet. Wenn der Anwalt eines Betroffe-
nen Kritik äußert, weil er meint, es gäbe etwas zu
beanstanden, dann ist das seine berufliche Pflicht.
Dass Sie aber diese Kritik eins zu eins überneh-
men, ohne zu wissen, was wirklich los ist,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Herr Medecke
weiß das, glaube ich!)

das ist Ihnen vorzuwerfen. Sie hätten sich einmal
erkundigen sollen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ich lese auf-
merksam Zeitung!)

anstatt einen Anwalt für Ihre Oppositionskritik zu
missbrauchen. Das ist wirklich schwach.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Die Fußfessel ist schon öfter in der öffentlichen
Diskussion aufgetaucht und insbesondere von der
Sozialdemokratie als allein seligmachende Lösung
präsentiert worden.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Lesen hilft, Herr
Müller!)
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Das ist sie nicht. Das einzige, was eine Fußfessel
kann, ist festzustellen, wo jemand gerade ist. Sie
kann keine Straftaten verhindern. Deswegen ste-
hen wir diesem Instrument äußerst kritisch gegen-
über. Es suggeriert nämlich nur eine Scheinsicher-
heit der Bevölkerung. Wir sind aber nicht daran in-
teressiert, eine Scheinsicherheit aufzubauen, son-
dern wirklich für Sicherheit zu sorgen, und zwar für
beide Seiten.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Ingo
Egloff SPD: Sagen Sie doch mal, wie Sie es
machen wollen, anstatt hier nur Luftblasen
von sich zu geben!)

Der Schutz des Individuums ist uns wichtig. Es ist
abzuwägen, ob wir diesen tiefgreifenden Eingriff in
die Freiheitsgrundrechte eines Menschen vorneh-
men. Diese Abwägung ist in Berlin, aber auch in
den Bundesländern zu treffen. Ich bin sicher, dass
wir in Hamburg den richtigen Weg finden. – Danke
schön.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Ingo
Egloff SPD: Welchen denn? Fangt mal lang-
sam an zu suchen!)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Frau
Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Angesichts des SPD-
Antrags, der schon angesprochen wurde, möchte
ich gerne klarstellen, wovon wir eigentlich reden.
Wir reden von Menschen, die in den meisten Fäl-
len anderen Menschen schweres Leid zugefügt
haben, die aber ihre Strafe bis auf den letzten Tag
abgesessen haben und weiter inhaftiert werden,
aber eben nicht wegen begangener, sondern we-
gen möglicher zukünftiger Straftaten. Sicherungs-
verwahrung, Herr Müller hat es gesagt, ist der al-
lerschwerste Eingriff in die Grundrechte eines
Menschen, den das deutsche Strafrecht kennt. Sie
sagten, es sei das letzte Mittel. Ich möchte mich
dem Deutschen Anwaltverein anschließen und sa-
gen, Sicherungsverwahrung ist ein Übel und kein
notwendiges.

(Beifall bei Kersten Artus DIE LINKE)

Wir leisten uns diese schwersten Eingriffe, die un-
ter rechtsstaatlichen und menschenrechtlichen Ge-
sichtspunkten außerordentlich problematisch sind,
auf der Basis von fragwürdigen Prognosen über
die Gefährlichkeit.

(Viviane Spethmann CDU: Dann lieber die
Opfer!)

Der Mensch ist komplex und verhält sich in totaler
Unfreiheit anders als in Freiheit, das allein macht
eine Prognose sehr schnell zur Wahrsagerei. Tat-
sächlich sind Prognosen, dass von den Verwahr-

ten eine erhebliche Gefahr für die Allgemeinheit
ausgehe, in sehr vielen Fällen falsch,

(Viviane Spethmann CDU: Aber manchmal
stimmen sie auch!)

das haben wissenschaftliche Forschungen erge-
ben. In ungefähr 10 bis 20 Prozent der Fälle treffen
diese Prognosen zu, das heißt, dass sie in 80 bis
90 Prozent der Fälle nicht zutreffen. Wir leisten es
uns, zehn Menschen präventiv wegzusperren, weil
statistisch gesehen ein bis zwei von ihnen ein-
schlägig rückfällig werden.

Es stimmt, Frau Spethmann, für Opfer ist es sehr
schwer, wenn Täter, die ihnen schweren Schaden
zugefügt haben, freikommen. Zudem können wir
nicht ausschließen, dass es bei der Freilassung ei-
nes als gefährlich eingestuften Menschen zu neu-
en, schweren Straftaten und damit auch zu neuen
Opfern kommt, und das ist ein furchtbarer Gedan-
ke. Natürlich stehen wir in der Verantwortung, alles
dafür zu tun, dass es nicht dazu kommt, aber keine
Gesellschaft kann jedes Sicherheitsrisiko aus-
schalten und es ist nichts als – ich zitiere die Grü-
nen im Bund – verantwortungslose Scharlatanerie,
wenn man absoluten Schutz verspricht.

Zweitens müssen wir die Rechtsstaatlichkeit wah-
ren. Menschenwürde und Menschenrechte stehen
nicht zur beliebigen Verfügung, denn dann sind,
um einmal den Kirchenvater Augustinus frei zu zi-
tieren, Staaten nichts als große Räuberhaufen.

Drittens ist die Reintegration der Straftäter die
wichtigste Vorsorge zum Schutz der Bevölkerung.
Damit sind wir beim Thema dieser Aktuellen Stun-
de: Hamburg handelt. Hamburg hat genau diesel-
ben Versäumnisse aufzuweisen wie alle anderen
Bundesländer. Die Versäumnisse liegen in der Lo-
gik der Sicherungsverwahrung. Sicherungsverwah-
rung bedeutet nachhaltige Verabschiedung vom
Ziel der Resozialisierung. Ich weiß nicht, was es
kostet, Menschen nach Verbüßung ihrer Haft Jahre
und Jahrzehnte wegzusperren. Dafür jedenfalls
wird Geld ausgegeben, das dann bei Resozialisie-
rungsmaßnahmen vom ersten Tag der regulären
Haft an fehlt. Die therapeutische Behandlung von
Menschen, die nach der Haft Sicherungsverwah-
rung erwartet, findet viel zu spät statt, weil die An-
stalt damit regelmäßig bis kurz vor der Entlassung
wartet, und die steht erst in ungewisser Zukunft an.

Hinzu kommt für Hamburg, dass in den vergange-
nen beiden Legislaturperioden massenhaft Geld in
den Ausbau des geschlossenen Vollzugs gesteckt
wurde, während intensive Eingliederungs- und Be-
handlungsmaßnahmen weggekürzt wurden. Auch
heute, nach der Eröffnung der eigenständigen so-
zialtherapeutischen Anstalt in Fuhlsbüttel, stehen
bei weitem zuwenig Finanzmittel und personelle
Kapazitäten zu Verfügung, um wirklich alles zu tun,
was getan werden muss zur Wiedereingliederung
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auch vormals gefährlicher Straftäter und zum
Schutz der Bevölkerung vor schweren Straftaten.

In der Medizin ist es so, dass für die Therapie der
schwersten Fälle in der Regel die meisten finanzi-
ellen Mittel aufgewendet werden. Im Justizvollzug
ist das nicht so. Menschen mit schlechter Progno-
se bekommen eben nicht von Anfang an die inten-
sive und angemessene therapeutische Unterstüt-
zung, die sie benötigen. Das ist in Hamburg nicht
anders als anderswo.

Wie sieht es dann draußen mit Strukturen aus, die
den Entlassenen Orientierung und Hilfe ermögli-
chen? Unzureichend, das hat Ihnen die Fachkom-
mission Resozialisierung im Februar dieses Jahres
nun wirklich sehr detailliert ins Stammbuch ge-
schrieben. Ich nenne nur ein Beispiel: Aufgrund
von Stellenstreichungen in der Bewährungs- und
Gerichtshilfe ist die durchschnittliche Fallbelastung
eines Bewährungshelfers seit 2001 um 32 Prozent
gestiegen. Das ist im Hinblick auf alle Beteiligten,
auf die Bewährungshelfer, die Entlassenen und die
Bevölkerung, wirklich skandalös.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Ich schlage vor, dass wir einen Weg finden, im
Rechtsausschuss sachbezogen und ohne populi-
stisches Schielen die Problematik der Eingliede-
rungs- und Therapiemaßnahmen für den fraglichen
Personenkreis, der Entlassungsvorbereitungen
und der Unterstützungsmaßnahmen draußen zu
erörtern. – Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Herr
Senator Dr. Steffen.

Senator Dr. Till Steffen: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Es
ist wichtig, sich bei der gegenwärtig in Deutschland
und auch in Hamburg geführten Diskussion kurz
vor Augen zu führen, was Ausgangspunkt und An-
lass dieser aktuellen Diskussion ist. Seinerzeit gab
es ein Diktum des damaligen Kanzlers Schröder,
was man tun solle mit Menschen, die immer wieder
schwere Straftaten begangen haben. Er sagte:

"Wegsperren – und zwar für immer."

Eine sehr populäre Forderung. Rechtspolitiker der
rot-grünen Koalition prüften, wie geht das, können
wir das überhaupt machen? Tatsächlich war
Wegsperren in Fällen, in denen Menschen hoch
gefährlich sind, möglich; ein Wegsperren für immer
leider nicht. Laut Gesetz war Sicherungsverwah-
rung für höchstens zehn Jahre zulässig, also zehn
Jahre nach Ende der regulären Haftzeit waren sol-
che Straftäter zu entlassen. Man hat das Gesetz
seinerzeit geändert und diese Befristung aufgeho-
ben. Seitdem können Sicherungsverwahrte für im-
mer weggesperrt werden. Es wäre natürlich ein

Schönheitsfehler gewesen, das geänderte Gesetz
nur auf neue Fälle anzuwenden, denn dann wäre
das erst zehn bis 15 Jahre später erstmals zur An-
wendung gekommen und nicht ausreichend gewe-
sen, um die damals öffentlich geführte Debatte zu
gewinnen. Man hat sich dabei über rechtliche Be-
denken hinweggesetzt, ob es überhaupt möglich
ist, nachträglich zu ändern, wenn jemandem ge-
sagt wurde, er gehe jetzt wegen seiner schweren
Gewaltstraftaten für zehn Jahre ins Gefängnis und
anschließend noch einmal für zehn Jahre in Siche-
rungsverwahrung. Diese Bedenken gab es schon
damals und bei der Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte sind sie
jetzt zum Tragen gekommen. Hier haben sich die
verschiedenen an diesem Prozess Beteiligten un-
klug verhalten und an den bestehenden Schwierig-
keiten mitgewirkt.

Was bedeutet das in der Praxis? Bis zu der Ent-
scheidung des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte haben die Haftanstalten natürlich
an der Resozialisierung der Sicherungsverwahrten
gearbeitet. Eine Entlassung stand aber erst dann
an, wenn die Resozialisierung so weit fortgeschrit-
ten war, dass Gutachter sagen konnten, von die-
sem Menschen geht keine besondere Gefahr mehr
aus. Wir haben in Hamburg sehr gute Erfahrungen
mit der Sozialtherapie und wir haben als schwarz-
grüne Koalition – deswegen ist Ihre Kritik falsch,
Frau Schneider – gesagt, wir wollen diese weiter
stärken, weil sie ein ganz wichtiges Standbein bei
der Vorbereitung der Haftentlassung von Siche-
rungsverwahrten ist, weil sie einen intensiven the-
rapeutischen Einsatz vorsieht und weil sie ein Kon-
zept der Entlassungsvorbereitung mit gestuften
Lockerungen vorsieht, sodass Menschen, die lan-
ge in Haft waren, dann auch tatsächlich auf die
Freiheit vorbereitet sind. Von dieser Praxis mus-
sten die Haftanstalten deutschlandweit abgehen,
weil nun auch Sicherungsverwahrte zu entlassen
sind, bei denen eine günstige Prognose noch nicht
erreicht ist. Das heißt, es müssen auch Leute ent-
lassen werden, die mehr oder weniger gefährlich
sind.

Das trifft uns in Hamburg nicht unvorbereitet. Der
Senat hat in der letzten Wahlperiode die Mittel für
Führungsaufsicht und Bewährungshilfe für die Wie-
dereingliederung von gefährlichen Straftätern we-
sentlich verstärkt. Das betrifft vor allem die Straftä-
ter, die eben gerade nicht zur Sicherungsverwah-
rung verurteilt wurden, gleichwohl lange Haftstra-
fen abzusitzen haben, bei denen sich während der
Haft keine relevante Besserung ihrer Situation, et-
wa ihrer Gewaltneigung, eingestellt hat und daher
die Sorge besteht, dass von ihnen nach der Haft-
entlassung weiter Straftaten begangen werden.
Deswegen hat man die Mittel bei der Bewährungs-
hilfe und der Führungsaufsicht für diese Menschen
bewusst verstärkt und das ist auch richtig. Diese
Elemente haben wir mit schon bestehenden Maß-
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nahmen der ganz unterschiedlichen Akteure – im
Strafvollzug, bei der Polizei, den sozialen
Diensten, der Bewährungshilfe und im Maßregel-
vollzug – zu einem Konzept zusammengeführt:
"Täterorientierte Prävention" T.O.P. Dieses Kon-
zept ist seit diesem Jahr in Kraft, wesentliche Be-
standteile sind aber schon vorher zum Einsatz ge-
kommen. Deswegen hatten wir – da waren wir
sehr froh, als die Situation auf uns zukam – ein In-
strument an der Hand, mit dem wir auf die Entlas-
sung von Sicherungsverwahrten reagieren können,
bei denen noch nicht alles geregelt ist und bei de-
nen nach wie vor die Sorge besteht, dass sie Straf-
taten begehen.

Dann ist es natürlich nicht so, dass man sehr viel
mehr machen kann, wenn man von einem anderen
Bundesland mit zwölf Stunden Vorlauf die Informa-
tion bekommt, dass ein Sicherungsverwahrter
demnächst die Landesgrenze überschreitet und
von der Polizei eines anderen Bundeslandes an
Hamburg übergeben wird. Dann ist es natürlich to-
tal absurd zu kritisieren, dass zu dem Zeitpunkt
noch keine Therapie, keine Wohnung und keine
Arbeit organisiert sind. Das geht nicht über Nacht.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Was aber natürlich geht, ist, dass die beteiligten
Stellen sich schnellstmöglich zusammensetzen
und alle Möglichkeiten nutzen, um dann aus dem
Stand heraus mit diesem Netzwerk, das wir zum
Glück schon vorher vorbereitet haben, zu geeigne-
ten Maßnahmen zu kommen, um einen solchen
Menschen Stück für Stück wieder einzugliedern
und zu stabilisieren. Das ist bei Menschen, bei de-
nen eine Gefährlichkeitsprognose fortbesteht,
schwierig und auch von Rückfällen begleitet und
es ist ausgesprochen schwierig, wenn ein hohes
öffentliches Interesse auf diese Person gerichtet
ist. Eine Stabilisierung in einem Wohnumfeld, einer
Therapiemaßnahme oder vielleicht sogar irgend-
wann an einem Arbeitsplatz ist gar nicht möglich,
wenn tatsächlich durch mediales Interesse sehr in-
dividuell und auf den Einzelfall bezogen berichtet
wird.

Ich bin überzeugt davon, dass wir die richtigen
Schritte bei denjenigen ergreifen, die aus den
Hamburger Haftanstalten und dem Hamburger
Maßregelvollzug zu entlassen sind. Wir reden hier
über 15 Personen und in der Kritik, die Herr Me-
decke öffentlich erhoben hat, hat er nicht behaup-
tet, es würden keine Entlassungsvorbereitungen
stattfinden.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ich kann Ihnen
das ja noch einmal vorlesen!)

Tatsächlich besteht ein Dissens bezüglich der Fra-
ge – und das wurde auch in den Medienberichten
deutlich –, ob bei der Entlassungsvorbereitung ein
zu entlassender Sicherungsverwahrter im Rahmen
von gestuften Lockerungen etwas früher oder et-

was später in der Öffentlichkeit unterwegs sein sol-
le. Und da gibt es einerseits die Meinung des An-
walts und andererseits die Meinung des Personals,
das täglich mit dem Sicherungsverwahrten zu tun
und deswegen eine sehr fundierte fachliche Ein-
schätzung hat.

Darüber kann man natürlich öffentlich diskutieren,
aber man sollte als fachlich versierter Diskussions-
partner im politischen Raum zu werten wissen, wer
welche Rollen einnimmt.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Im Hinblick darauf, wie es eigentlich weitergehen
soll, müssen wir uns natürlich wichtigen Fragen
stellen. Aus der Sicht der Praxis ist es dringend er-
forderlich, möglichst schnell eine stabile und
rechtssichere Grundlage für unser Handeln als Ju-
stiz, als Polizei und als zu beteiligende Soziale
Dienste zu bekommen. Das ist absolut wichtig.
Uns ist nicht damit gedient, wenn es Rechtsgrund-
lagen gibt, die einer weiteren rechtlichen Überprü-
fung nicht standhalten. Deswegen kann ich auch
jedem in der rechtlichen Debatte nur raten, die
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte im Hinblick auf weitere Vor-
schläge sehr genau auszuwerten.

Diese Diskussion haben wir natürlich auch im Rah-
men der Justizministerkonferenz sehr intensiv ge-
führt und es gab dort einen Beschluss mit sehr
breiter Mehrheit, der die Position des Bundesjustiz-
ministeriums grundsätzlich unterstützt und sehr da-
für wirbt, schnell zu einer neuen gesetzlichen Re-
gelung zu kommen. Ein Bestandteil dieser Be-
schlusslage der Justizministerkonferenz ist, dass in
die Überprüfung der einzubeziehenden Maßnah-
men auch die elektronische Fußfessel – oder zu-
treffender die elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung – gehört als eine Maßnahme, die als Unter-
stützung dienen kann. Dies ist Gegenstand der Be-
schlusslage und deswegen gehen Ihre Forderun-
gen weitgehend ins Leere.

Ein weiterer Aspekt ist, dass tatsächlich von Vielen
in der Öffentlichkeit und auch von vielen Medien
verlangt wird, sich nicht damit abzufinden, dass
diese jetzt zu entlassenden oder bereits entlasse-
nen Sicherungsverwahrten sich als freie Bürger in
der Öffentlichkeit bewegen dürfen. Viele fordern,
man müsse doch irgendetwas finden, um diese
Menschen irgendwie wieder einsperren zu können,
in welcher Weise auch immer. Wer im politischen
Raum, im Rahmen der politischen Diskussion, die
Hoffnung nährt, es gäbe eine Möglichkeit, diese
Menschen wieder einzusperren, der macht einen
schweren Fehler,

(Beifall bei Viviane Spethmann und Richard
Seelmaecker, beide CDU)

weil er eine falsche Hoffnung nährt und mit den
Ängsten der Menschen spielt und das halte ich für
kein sinnvolles Vorgehen.
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Wir müssen uns der Debatte um die Frage stellen,
was man nach ihrer Haftentlassung machen kann,
damit von diesen Menschen weniger Gefahren
ausgehen. Und das gilt in der Tat auch für den
Vorschlag der SPD, die Möglichkeiten des Ham-
burgischen PsychKG stärker auszuweiten. Es ist
eben nicht richtig, wie Sie es dargestellt haben,
sondern vielmehr so, dass Sie in Ihrem Antrag zu-
nächst einmal das Problem beschreiben, dass ent-
lassene Sicherungsverwahrte, von denen weiterhin
eine Gefährlichkeit ausgeht, sich frei in der Öffent-
lichkeit bewegen dürfen und dann fordern, dass
das Hamburgische PychKG geändert wird. Was
soll denn das anderes heißen, als dass das Ge-
setz dahingehend geändert wird, Menschen, die
nach der bisherigen Definition des PsychKG keine
psychisch Kranken sind, zu psychisch Kranken zu
erklären, damit sie eingesperrt werden können?

Ich finde das auch vor dem Hintergrund der histori-
schen und menschenrechtlichen Tradition der SPD
persönlich sehr erschütternd und möchte Sie bit-
ten, von diesem Punkt in der Diskussion abzuge-
hen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Herr
Seelmaecker.

Richard Seelmaecker CDU: Herr Präsident, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren Kollegen!
Lieber Herr Dressel, zunächst möchte ich noch
kurz auf Ihren Einwurf bezüglich Herrn Medecke
eingehen. Ich stehe nun nicht gerade in Verdacht,
eine Lanze für ihn brechen zu müssen, aber es
mutet schon sehr seltsam an, in der Bürgerschaft
eine Diskussion öffentlich zu machen, die ein Man-
datsverhältnis eines Anwaltes angeht, auch wenn
er…

(Zurufe von der SPD – Wilfried Buss SPD:
Zeitung lesen!)

– Nun hören Sie doch erst einmal zu. Ob das im-
mer so stimmt, was in der Presse geschrieben
steht, wer oder wo wie zitiert wird,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ich habe keine
Gegendarstellung gelesen!)

das ist doch nicht seriös. Und wenn es dort Verfeh-
lungen geben sollte oder Sie Interessenkollision
vermuten, Herr Dressel, dann können Sie sich das
auch anhören oder dazu Stellung nehmen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ich lese Ihnen
das gleich noch mal im Zusammenhang
vor!)

– Das können Sie gerne machen. Ich kann es
auch lesen, Sie brauchen es nicht vorzulesen,
dann sparen Sie Zeit.

Nur kurz so viel: Wenn Sie sagen, dass es da
möglicherweise Verfehlungen, irgendwelche Inter-
essenkonflikte oder Ähnliches gebe, dann wäre si-
cherlich die Deputation oder die Anwaltskammer
der richtige Ort, aber nicht hier. Ansonsten sitzt
Herr Medecke nicht hier und kann sich dagegen
auch nicht verteidigen. Insofern finde ich es unge-
hörig, so etwas in die Öffentlichkeit zu ziehen, wo
es nicht hingehört.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Michael
Neumann SPD: Haben Sie nicht zugehört?)

Bei mir kam zuerst dieser Stammtisch-Impuls
hoch, als ich dieses Urteil gelesen hatte und dann
hörte, dass deswegen jetzt schwerkriminelle, ge-
fährliche Täter freigelassen werden müssen. Ich
fühlte mich gleich an ein Zitat von Horst Ehmke er-
innert,

"[…] die acht (…) in Karlsruhe […]".

Das ist schon eine Weile her. Solche Richterschel-
te würde ich nicht betreiben wollen.

Wir müssen auf jeden Fall mit dem umgehen, was
wir jetzt bekommen haben, und das ist, wenn man
es genau analysiert – und das vermisse ich in dem
Antrag, denn ansonsten wäre er von Ihnen nicht so
gefasst worden, wie er gefasst wurde –, eine klare
Analyse dessen, was eigentlich kritisiert bezie-
hungsweise verworfen wurde, und das ist ein sehr
kleiner Ausschnitt.

Es sind glücklicherweise auch nicht so viele Fälle,
aber immer noch viel zu viele, die wir deswegen
jetzt bekommen. Und gerade das, Frau Schneider,
sehe ich ganz anders als Sie.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das glau-
be ich!)

Bei Tätern, die gemeingefährlich sind, Vergewalti-
gern mit sadistischen Ausprägungen – gerade jetzt
der aktuelle Fall, der Hamburg betrifft – möchte ich
nicht, dass die auch noch irgendeine Gefährlichkeit
ausstrahlen, dass die potenziell durch die Stadt
laufen und möglicherweise neue solche Verbre-
chen begehen. Das möchte ich nicht und das
möchte die CDU-Fraktion genauso wenig.

(Beifall bei der CDU)

Was mich bei Ihrem Antrag so geärgert hat, war im
Grunde genommen die mangelnde Differenzie-
rung. Ich werfe Ihnen noch nicht einmal Bösartig-
keit vor,

(Uwe Grund SPD: Da haben wir ja Glück ge-
habt!)

insofern will ich Ihnen das zugutehalten. Aber Sie
sind ein Jurist, Sie können auch sehr gut differen-
zieren. Und wenn Sie sich das genau angeguckt
hätten, dann hätten Sie die unterschiedlichen Re-
gelungen in Paragraf 1906 BGB und im Hamburgi-
schen Psychisch-Kranken-Gesetz festgestellt; das
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sind andere Fälle. Im Psychisch-Kranken-Gesetz
geht es – wie der Senator gerade richtig dargestellt
hat – um psychisch kranke Menschen. Die Täter,
die hier entlassen wurden, sind nicht psychisch
krank, jedenfalls nicht alle, sondern sie sind ge-
fährlich.

(Zuruf von Dr. Andreas Dressel SPD)

– In Ihrem Antrag liest es sich aber genau so.

Und wer gefährlich, aber nicht psychisch krank ist,
darf nicht nach einer Regelung weggesperrt wer-
den, die dafür überhaupt nicht gedacht ist. Ham-
burg handelt, Sie sagen, wir würden nichts tun,
das Gegenteil ist der Fall.

(Ingo Egloff SPD: Was tun Sie denn mit
dem? – Gegenruf von Dr. Andreas Dressel
SPD: Nichts, die haben immer noch keine
Unterkunft!)

Nach der bundesrechtlichen Novellierung 2007
wurde in Hamburg die Führungsaufsicht konzen-
triert, es wurden sechs neue Stellen für die Bewäh-
rungshilfe geschaffen und zweieinhalb neue Stel-
len bei der Führungsaufsicht des Landgerichts.
Seit 2008 wird bei uns die Sicherheitsverwahrung
auch getrennt. Wir haben getrennte Abteilungen

(Christiane Schneider DIE LINKE: Getrennt
ja, im Keller!)

und wir haben sozialtherapeutische Behandlungs-
möglichkeiten eingeführt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Haben Sie die
Eingaben von dem gelesen?)

Wir haben – das haben Sie offenkundig nicht gele-
sen – das Konzept täterorientierte Prävention. Und
wenn Sie jetzt sagen, es würde nichts passieren,
dann verstehe ich nicht, wieso Sie das, nachdem
Ihnen dieses Konzept nun auch schon seit März
2010 vorliegt, einfach nicht zur Kenntnis nehmen
wollen. Frühzeitige Gefahrenabschätzung, Abstim-
mung zwischen Polizei und Justiz, Abgabe von
Weisungsvorschlägen für den Führungsaufsichts-
beschluss, frühzeitige Zuleitung an die Staatsan-
waltschaft und ans Gericht, dann die individuellen
Fallkonferenzen vorher und nachher – Sie sind
herzlich willkommen, weitere Vorschläge zu ma-
chen, wie man das noch weiter ausdifferenzieren
kann. Das Konzept ist hervorragend, es hat viele
Möglichkeiten, die genutzt werden, und das ist gut
so.

Wir können in der Tat noch das eine oder andere
verbessern, das sehe ich auch. Ich könnte mir eine
bessere länderübergreifende Zusammenarbeit
auch in Bezug auf eine bei Ihrem Antrag noch an-
klingende interne Datei vorstellen, die allerdings
behördenintern sein muss. Das darf nicht, wie ein-
mal gefordert, ein Internetpranger sein, das sind
jetzt die Sexualstraftäter,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das wollen die
Grünen sicher!)

sondern das wäre eine interne Datei für den
schnelleren Datenaustausch. Und mir liegt auch
der verbesserte Opferschutz sehr am Herzen,
denn in der Tat ist es für diejenigen, die von diesen
Straftaten betroffen wurden, natürlich eine Ohrfei-
ge, dass diese Menschen jetzt entlassen werden
und in Freiheit sind.

Ein Punkt ist mir auch noch wichtig für die öffentli-
che Diskussion, weil die Angst tatsächlich immer
geschürt wird. Ich bitte zu bedenken, dass es von
den Sicherungsverwahrten, die jetzt aufgrund die-
ser Rückwirkungsentscheidung entlassen werden,
nur relativ wenige sind.

(Glocke)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt (unterbrechend): Se-
hen Sie das rote Licht?

Richard Seelmaecker (fortfahrend): Jetzt sehe ich
es, dann komme ich zum Ende.

In den letzten Jahren wurden bereits 100 Siche-
rungsverwahrte entlassen, weil die Voraussetzun-
gen für die nachträgliche Sicherungsverwahrung
nicht gegeben waren. Glücklicherweise ist dort
nichts passiert. Ich wünsche mir, dass das zukünf-
tig möglichst so bleiben möge. Was wir nicht brau-
chen, meine Damen und Herren, sind populistische
Schnellschüsse und dafür steht die CDU auch
nicht zur Verfügung. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Das Wort hat Herr
Dr. Dressel.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Nur ganz kurz zwei Klarstel-
lungen. Herr Medecke macht einen Superjob als
Deputierter und als Anwalt. Aber er hat sich am
7. August in "Der Welt" – der Artikel liegt sicherlich
allen Informierten vor – zu demjenigen geäußert,
der voraussichtlich an Weihnachten freikommen
wird, und er hat sich nicht nur im Hinblick auf
Lockerungen geäußert, sondern auch die Frage
der anderen Entlassungsvorbereitungen angespro-
chen – ich zitiere –:

"'Bisher ist ihm [dem zurzeit Sicherungsver-
wahrten] aber nicht einmal klar, unter wel-
chem Baum er sich niederlassen soll, wenn
er die Anstalt verlässt.' Sein Mandant wolle
aber zumindest eine Unterkunft für die Zeit
nach der Entlassung finden. 'Er bittet um Hil-
fe, er möchte nach der Entlassung nicht in
ein schwarzes Loch fallen.'"

Das soll also Ihre tolle Entlassungsvorbereitung
sein?
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(Viviane Spethmann CDU: Sie glauben auch
alles, was in der Zeitung steht!)

Da stellen sich aus unserer Sicht schon einige Fra-
gen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Der zweite Punkt. Ich finde es schon ziemlich in-
fam, was an Gleichsetzung beim Prüfpunkt Psy-
chKG von den beiden anderen Fraktionen genannt
worden ist. Wir beziehen uns darauf, dass in allen
Bundesländern, die jetzt verantwortlich mit dem
Thema umgehen müssen, sowohl auf Basis der
Empfehlung des Bundesjustizministeriums als
auch auf derjenigen der Bundesregierung, sehr
wohl diese Option PsychKG als Prüfpunkt mit ge-
nannt worden ist. Ich zitiere einmal aus einer Vor-
lage der Bundesregierung, das können Sie auch
nachlesen, Bundestagsdrucksache 17/2205:

"In Ausnahmefällen können auch Maßnah-
men nach den Landesgesetzen über die Un-
terbringung psychisch Kranker in Betracht
kommen. Ob im Hinblick auf dieses gefah-
renabwehrrechtliche Instrumentarium ge-
setzgeberische Maßnahmen angezeigt und
möglich sind, um den Schutz der Allgemein-
heit vor – etwa infolge einer schweren Per-
sönlichkeitsstörung – gefährlichen Personen
weiter zu verbessern, haben die Länder zu
beurteilen."

Genau das fordern wir von Ihnen und es ist kein
Tabubruch, sondern Ihre verdammte Pflicht und
Schuldigkeit, das zu prüfen.

(Beifall bei der SPD)

Ansonsten habe ich nicht so viel gesehen an neu-
en Konzepten, auf die Sie sich gemeinsam ver-
ständigen können.

(Viviane Spethmann CDU: Sie sollten mal
lesen!)

Sie haben sich vor allem darauf verständigen kön-
nen, uns Watschen zu verpassen, aber an neuen
Konzepten, die die Stadt an dieser Stelle braucht
und auf die die Menschen warten, haben wir von
Ihnen wenig gehört. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Frau Spethmann hat
das Wort.

(Arno Münster SPD: Jetzt kommt das Kon-
zept! Spät, aber es kommt!)

Viviane Spethmann CDU: Herr Präsident, sehr
verehrte Damen und Herren! Herr Dressel, das war
sehr bezeichnend. Sie haben wieder nur etwas
vorgelesen aus irgendwelchen Zeitungsartikeln,
Drucksachen et cetera.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist Ihre
hochgeschätzte Bundesregierung, Frau
Spethmann!)

Letztendlich ist bei Ihnen Sprachlosigkeit eingetre-
ten und genau das ist der Punkt. Sie sind nicht in
der Lage, Programme zu lesen. Zum Beispiel ha-
ben Sie das T.O.P.-Programm nicht gelesen, Sie
behaupten falsche Dinge, Sie sind hier als geisti-
ger Brandstifter in der Stadt tätig

(Zurufe von der SPD)

in diesem Bereich und das ist nicht in Ordnung.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Andreas Wal-
dowsky GAL – Michael Neumann SPD: Gei-
stiger Brandstifter? Wenn es einen Ord-
nungsruf geben muss, dann jetzt!)

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Ich darf Sie bitten,
diesen Begriff zu meiden, Frau Spethmann. – Frau
Möller hat das Wort.

(Wolfgang Rose SPD: War das eine Rüge?
– Michael Neumann SPD: Vermeiden, "gei-
stiger Brandstifter"? Herr Präsident, wollen
wir einen Ältestenrat machen? Na gut, dann
beantrage ich einen Ältestenrat! – Gegenruf
von Klaus-Peter Hesse CDU: Mensch, bist
du nervös, oder was?)

Es wird beantragt, einen Ältestenrat einzuberufen.
Ich unterbreche die Sitzung.

Unterbrechung: 15.46 Uhr

Wiederbeginn: 15.55 Uhr

Präsident Dr. Lutz Mohaupt: Meine Damen und
Herren! Die Sitzung ist wieder eröffnet.

Ich kann Ihnen als Ergebnis der Sitzung des Älte-
stenrats mitteilen, dass Frau Spethmann die Äuße-
rung, die zur Unterbrechung der Sitzung geführt
hat, zurückgenommen hat.

Wir schreiten weiter in der Aktuellen Stunde. Das
Wort hat Frau Möller.

(Erste Vizepräsidentin Barbara Duden über-
nimmt den Vorsitz.)

Antje Möller GAL:* Vielleicht war diese Unterbre-
chung auch ganz hilfreich. Vielleicht ist nicht nur
dadurch, sondern auch durch die Art und Weise,
wie wir hier diskutieren, deutlich geworden, wie
schwierig das Thema und wie hoch die Verantwor-
tung ist, die wir als Parlament haben – wir haben
sie immer, aber in solchen Fällen natürlich um so
mehr –, und wie wichtig es ist, dass wir in unserer
Debatte und in unseren öffentlichen Äußerungen,
aber auch in dem, was wir schließlich an Konzep-
ten im Umgang mit diesen Personen entwickeln,
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nicht den Grad der Differenziertheit verlieren, der
uns vom Stammtisch unterscheidet.

Die Tatsache, dass wir über Menschen reden, die
ihre Haft, ihre Strafe und die dazu verordnete Si-
cherheitsverwahrung abgesessen haben, macht
sie erst einmal zu Menschen, die unschuldig sind.
Trotzdem sind sie gefährlich und möglicherweise
tatsächlich auch krank. Da ist vielleicht diese Emo-
tion gerade bei der Diskussion über die SPD-Vor-
schläge zu verstehen, denn es geht tatsächlich
nicht so richtig aus Ihrem Antrag hervor, welches
Ziel Sie genau mit Ihrem Punkt 1 verfolgen. Für
Menschen, die psychisch krank sind, gilt nun ein-
mal das Hamburgische PsychKG.

Ein anderer Aspekt ist der Begriff der Führungsauf-
sicht, der immer im Raum steht, und wo es viel-
leicht so erscheint, als wenn das eigentlich gar
nichts bedeutet, sondern möglicherweise lediglich
eine formale Geschichte ist. Dort wird schon ganz
klar festgelegt, dass Personen sich an bestimmten
Orten nicht aufhalten, ihren Aufenthaltsort oder
Wohnort nicht verlassen, bestimmte Personen
oder auch eine Gruppe nicht treffen dürfen oder
auch bestimmte Gegenstände nicht benutzen dür-
fen und so weiter und so weiter.

Die differenzierte Debatte um den Umgang mit
Menschen, die aus Sicherungsverwahrung entlas-
sen werden und möglicherweise weiterhin gefähr-
lich sind, ist meiner Meinung nach im Rechtsaus-
schuss ganz gut angesiedelt. Aber das reicht nicht
und ich halte es für einen guten Ansatz, wenn wir
uns mit den Akteuren in dieser Stadt, den Initiati-
ven, Vereinen und natürlich auch zuständigen Be-
hörden gemeinsam zusammensetzen, um vom
Konzept her, aber auch vom gesamten Umgang
mit dieser Personengruppe zu einem einvernehmli-
chen Handeln zu kommen, das eindeutig dem par-
lamentarischen Niveau, dem parlamentarischen
Sprachgebrauch und Regelwerk entspricht und wo
wir alle etwas dazu beitragen, nicht zuzulassen,
dass es in dieser Stadt nur zu Debatten auf dem
Stammtischniveau kommt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Ich sehe
jetzt wirklich keine Wortmeldungen mehr zum er-
sten Thema, sodass wir zum zweiten Thema der
Aktuellen Stunde kommen, von der SPD-Fraktion
angemeldet:

Hamburg 2010: Eine Stadt wird nicht regiert

Wer wünscht das Wort? – Herr Neumann, bitte.

Michael Neumann SPD: Frau Präsidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Gestern sind
Herr Ahlhaus und sein Senat von der Bürgerschaft
gewählt worden

(Viviane Spethmann CDU: Mit Ihren Stim-
men!)

und ich möchte noch einmal die Gelegenheit nut-
zen, im Namen der Sozialdemokratinnen und Sozi-
aldemokraten Ihnen, dem Senat, im Interesse un-
serer Stadt herzlich zu gratulieren und auch Erfolg
bei der Arbeit zu wünschen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Herr Ahlhaus, ich habe den Eindruck, dass für Sie
ein lang gehegter Wunsch, ein Traum, in Erfüllung
gegangen ist. Leider mussten wir aber von Ihrem
Traum – das fand ich mehr als unangemessen –
schon lange Zeit vorher in den Zeitungen lesen.
Selten zuvor hat ein Nachfolger seinen Vorgänger
öffentlich so lange sturmreif geschossen, wie Sie
Herrn von Beust. Das sind keine Krokodilstränen,
das war unwürdig, das hatte Herr von Beust so
nicht verdient.

(Beifall bei der SPD)

Herr Ahlhaus, jetzt sitzen Sie auf dem Bürgermei-
sterstuhl und eigentlich müssten wir heute Ihre Re-
gierungserklärung debattieren. Zeit genug hatten
Sie ja, sich Gedanken zu machen. Seit Monaten
wurde in der Zeitung darüber berichtet und be-
stimmt haben Sie mit Ihren neuen Senatoren, die
Sie gestern haben wählen lassen, über Inhalte ge-
sprochen – ich hoffe es zumindest –, auch mit der
GAL. Aber offensichtlich können oder wollen Sie
uns heute Ihre politische Agenda nicht vorstellen.
Dabei gibt es weiß Gott genug Dinge, die wir in
Hamburg, hier in der Bürgerschaft zu diskutieren
und zu entscheiden haben.

Als ein Beispiel nenne ich den Haushalt für die
kommenden Jahre, für 2011/2012. Der Senat ist,
soweit ich mich erinnere, erstmalig nicht in der La-
ge, einen Haushaltsentwurf vorzulegen und wir
werden erst im April nächsten Jahres

(Olaf Ohlsen CDU: Nun wart mal ab!)

darüber entscheiden, wie der Haushalt 2011 und
2012 aussehen soll. Warum der Senat jedoch kei-
nen Haushalt vorlegen kann, bleibt ein Geheimnis
und Herr Ahlhaus könnte es vielleicht begründen,
aber er schweigt.

Zum Stichwort Schulreform: Auch hier müssen wir
schnell pragmatische Lösungen finden. Es geht
um die Zukunft der Kinder in den Starterschulen
der fusionierten Grundschulen und um deren El-
tern. Der Senat und die Initiative "Wir wollen ler-
nen!" müssen endlich ihren Schulkampf beilegen.
Deshalb die Frage, Herr Ahlhaus, was wird aus
dem Hamburger Schulfrieden? Sie wollen nichts
sagen, Sie können nichts sagen, Sie schweigen.

Dasselbe beim Thema Kita-Gebührenerhöhung,
die in diesen Tagen erstmals von den Eltern kas-
siert wird. Bleibt es dabei oder werden Sie unserer
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Forderung endlich nachkommen, diese Fehlent-
scheidung zurückzunehmen? Von Herrn Ahlhaus
kommt bisher nur Schweigen.

Zu den Themen brennende Autos, Gewalt, Fortset-
zung des HSH-Nordbank-Skandals und Elbphilhar-
monie liest man in all den farbigen Interviews, die
Sie geben, nichts. Sie schweigen, wenn es um In-
halte geht.

(Beifall bei der SPD – Thies Goldberg CDU:
Das sagt gerade Herr Neumann! Er ist der
Richtige für Inhalte!)

Gestern sprachen Sie im NDR von einem guten
Start, von einem guten Senat, der Hamburg richtig
gut voranbringen würde. Dann schauen wir uns die
Truppe doch einmal an. Nehmen wir zum Beispiel
Herrn Frigge. Aus unserer Sicht war es schon ein
Fehler, den Mann überhaupt zum Staatsrat ge-
macht zu haben, geschweige denn zum Senator.
Ihn aber jetzt erneut zu berufen, ist ein sehr großer
Fehler, denn Herr Frigge wird in den nächsten Mo-
naten mehr mit seinem Ermittlungsverfahren zu tun
haben als mit den Haushaltsproblemen.

(Viviane Spethmann CDU: Woher wissen
Sie das denn? Haben Sie besondere Infor-
mationen?)

Doch Herr Ahlhaus schweigt zu dieser Personalie.

Warum mit Herrn Stuth jemand Kultursenator wird,
den Bürgermeister von Beust wegen erwiesener
Unfähigkeit als Staatsrat entlassen hat, dafür be-
kommen wir keine Erklärung. Wiederum schweigt
Herr Ahlhaus.

Heino Vahldieck ist fraglos ein ausgesprochen net-
ter Mann.

(Elke Thomas CDU: Und sehr tüchtig!)

In der Vergangenheit wurde er immer wieder für al-
le möglichen Jobs in dieser Stadt gehandelt, war
aber immer nur dritte Wahl. Warum wird er jetzt In-
nensenator? Auch dazu kommt von Ihnen nur
Schweigen, Herr Ahlhaus.

Zu guter Letzt komme ich zu Herrn Karan. Ich ken-
ne ihn nicht persönlich und will auch nicht über sei-
ne Biografie sprechen. Aber das Parlament hat die
Erwartung, nicht jeden Tag neue Enthüllungen
über den Hamburger Wirtschaftssenator in den
Zeitungen lesen zu müssen. Und auch dazu erwar-
ten wir von Ihnen ein klares Wort, Herr Ahlhaus,
und nicht nur beredtes Schweigen.

(Beifall bei der SPD)

Es passt allerdings ins Bild, dass Sie schweigen,
Herr Ahlhaus. Ich glaube, Sie haben in einem
schwachen Augenblick in einem Interview einmal
gesagt, Ihr politisches Vorbild sei Helmut Kohl. Der
war mit dieser Methode des Aussitzens sehr er-
folgreich. Ich sage Ihnen aber, Sie werden in den
nächsten anderthalb Jahren sicherlich keinen Er-

folg damit haben, uns keine Antworten zu geben.
Sie werden Farbe bekennen müssen.

Was bleibt also von diesem erhofften, erwünsch-
ten, erträumten schwarz-grünen Neuanfang? Es
bleibt erstens der Stillstand, es gibt keine Entschei-
dungen,

(Viviane Spethmann CDU: Das ist Ihre se-
lektive Wahrnehmung!)

zweitens erleben wir personalpolitische Bankrotter-
klärungen und drittens bleibt vor allem das Schwei-
gen des Bürgermeisters. So sieht Aufbruch nicht
aus.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Beuß.

Wolfgang Beuß CDU:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Ich möchte gern unseren
Fraktionsvorsitzenden entschuldigen, der gesund-
heitliche Probleme in seiner Familie hat und ins
Krankenhaus fahren musste, um dort unterstützen
und helfen zu können. Ich denke, Sie haben dafür
Verständnis.

Herr Neumann, es ist genauso gekommen, wie ich
es erwartet hatte. Sie haben wieder einmal in er-
folgreicher Manier, ich darf nur an den Ältestenrat
erinnern, einen Kübel Gülle über den neuen Bür-
germeister und seine Senatsmannschaft ausge-
gossen und das finde ich ziemlich unerträglich.

(Ingo Egloff SPD: Da können Sie ja froh
sein, wenn Ihre Erwartungen nicht ent-
täuscht wurden! – Beifall bei Uwe Grund
SPD – Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Herr Beuß, Sie haben die Sitzung des Äl-
testenrats doch noch in Erinnerung. Da hatten wir
das Gefühl, dass die Abgeordneten gern einen
Ordnungsrahmen hätten, der ihnen Verhaltens-
grenzen aufzeigt. Den haben Sie eben überschrit-
ten.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Wolfgang Beuß (fortfahrend): Vielleicht haben Sie
ein Wahrnehmungsproblem, Herr Neumann. Ich je-
denfalls habe – und ich glaube, das kann ich auch
für meine gesamte Fraktion sagen – nicht wahrge-
nommen, dass Christoph Ahlhaus in den letzten
Wochen in irgendeiner Weise versucht hat, Ole
von Beust sturmreif zu schießen. Das ist wirklich
ein Problem, das Sie mit sich selbst ausmachen
müssen.

(Beifall bei der CDU – Dr. Andreas Dressel
SPD: Wer hat denn die ganze Berichterstat-
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tung lanciert? – Michael Neumann SPD: Das
hat "Bild" sich doch nicht ausgedacht!)

Sie haben wieder einmal versucht, Senator Frigge
Dinge unterzuschieben, die überhaupt noch nicht
bewiesen sind. Für uns gilt die Unschuldsvermu-
tung und es ist unfair, von vornherein zu sagen, da
komme ein ganz dickes Ding auf ihn zu. Das war-
ten Sie doch bitte in Ruhe mit uns gemeinsam ab.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren! Bürgermeister Chri-
stoph Ahlhaus ist noch nicht einmal 24 Stunden im
Amt. Er braucht schon eine angemessene Zeit, da-
mit er seine eigenen Vorstellungen auf den Weg
bringen kann. Wir dürfen uns auch bei Ihnen, der
Opposition, noch einmal herzlich für die freundliche
Unterstützung bedanken.

(Andy Grote SPD: Sehen Sie, so sind wir!)

Ich halte es für klug von Christoph Ahlhaus, dass
er sich die Zeit nimmt, nachzudenken, sich zu be-
raten, sich abzustimmen und erst dann seine Re-
gierungserklärung abzugeben. Herr Neumann,
dies ist doch ein kluges Vorgehen. Unüberlegtes
Handeln und Haudrauf-Rhetorik überlassen wir lie-
ber anderen in diesem Haus. Was daraus wird, ha-
ben wir gestern am Stimmergebnis für unseren
Bürgermeister gesehen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL – Michael Neumann SPD: Nur beim
Senat hat es dann nicht geklappt!)

Meine Damen und Herren! Bürgermeister Chri-
stoph Ahlhaus wird in circa 14 Tagen seine Regie-
rungserklärung abgeben. Er ist aber jetzt schon
dabei, die Ärmel aufzukrempeln und die Dinge an-
zupacken. Er regiert jetzt schon.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Echt?)

Wer ihn kennt, der weiß, er wird dies mit Verläs-
slichkeit, Einfühlungsvermögen und Besonnenheit
auf der Grundlage des Koalitionsvertrags tun. Er
wird mit allen Hamburgern in Kontakt treten.

(Michael Neumann SPD: Da bin ich aber ge-
spannt!)

Er ist der Bürgermeister aller Hamburger, auch
derjenigen, die ihn oder die ihn tragenden Parteien
nicht gewählt haben. Seien Sie versichert, Chri-
stoph Ahlhaus wird sich um alles kümmern.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie sind ein gu-
ter Regierungssprecher, Herr Beuß!)

Lassen Sie ihm die Chance und diskreditieren Sie
ihn nicht von vornherein.

Christoph Ahlhaus wird natürlich die wichtigen
Themen in unserer Stadt in seiner Regierungser-
klärung deutlich machen, allen voran die Haus-
haltskonsolidierung, die Sie, Herr Neumann, schon
angesprochen haben. Hier stehen wir alle, auch

die Damen und Herren der Opposition, in der Ver-
antwortung.

Der Ausgleich zwischen Ökonomie und Ökologie
wird weiterhin ein zentrales Thema unserer Regie-
rung sein. Ohne Wirtschaft ist alles nichts und oh-
ne intakte Umwelt ist ebenfalls alles nichts. Auch
das Miteinander in unserer Stadt ist eine zentrale
Aufgabe unserer Koalition.

Wir führen heute keine Debatte zur Regierungser-
klärung. Hamburg wird mit Christoph Ahlhaus gut
regiert.

(Glocke)

Ich komme zum Ende.

(Ingo Egloff SPD: Ich dachte, Sie sind das
schon!)

Seine Politik, die Politik der CDU und der Grünen,
wird er demnächst konkret vorstellen. Darauf freu-
en wir uns.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Kerstan.

Jens Kerstan GAL:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Neumann, ich kann verste-
hen, dass die Opposition heute gerne in die Debat-
te einer Regierungserklärung einsteigen möchte.
Dass Sie aus der Tatsache, dass diese Debatte
heute nicht stattgefunden hat, den Schluss ziehen,
diese Stadt werde nicht regiert, dafür sind Sie den
Beweis in Ihrer Rede schuldig geblieben.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Dass trotz eines Wechsels des Bürgermeisters re-
giert wird, das erlebt Ihre Fraktion in einer wichti-
gen Frage, die Sie auch angesprochen haben,
nämlich in der Frage des Schulfriedens.

(Ties Rabe SPD: Was?)

Ich hatte eigentlich gedacht, wir hätten gemeinsam
für die Primarschule gekämpft und auch gemein-
sam verloren.

(Ties Rabe SPD: Was für ein Quatsch!)

Angesichts der Äußerungen Ihres schulpolitischen
Sprechers, der offenkundig der Meinung war, dass
die Eltern, die ihre Kinder in Starterschulen ange-
meldet hatten, mit dem Volksentscheid automa-
tisch ihr Elternwahlrecht verloren hätten, finde ich
es sehr gut, dass Frau Goetsch als zuständige
Schulsenatorin eindeutig einen Bestandsschutz für
die Eltern erklärt hat. Das hat anscheinend den
Unmut Ihres schulpolitischen Sprechers erregt.

(Michael Neumann SPD: Als Sie im Urlaub
waren, haben wir das mit dem Staatsrat so
besprochen!)
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Es kann doch nicht sein, dass wir zuerst gemein-
sam für die Primarschule kämpfen und dann die
Eltern, die am engagiertesten mit uns gekämpft
und ihre Kinder sogar früher auf eine solche
Schule geschickt haben, im Regen stehen lassen.
Dort wird regiert, und zwar richtig. Und dass diese
Unklarheiten aufseiten der SPD zurückgewiesen
wurden, ist eine gute Nachricht für die Eltern. Sie
haben die Regierung als verlässlich erfahren, das
gilt leider nicht für Sie, das muss vielleicht auch
einmal deutlich gesagt werden.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wenn Sie jetzt Krokodilstränen darüber vergießen,
dass der Haushalt erst im April verabschiedet wer-
den wird,

(Michael Neumann SPD: Warum?)

kann ich Ihnen dazu nur eines sagen: Wenn das
passiert wäre, was Sie beabsichtigt hatten, nämlich
Neuwahlen, dann wäre der nächste Haushalt erst
sehr viel später verabschiedet worden. Dann hät-
ten wir in den nächsten Monaten nicht über den
Haushalt beraten, sondern Wahlen zu bestreiten
gehabt.

(Michael Neumann SPD: Die Hamburger ha-
ben das so gewünscht und es hätte einen
Politikwechsel gegeben!)

Auch dies unterstreicht doch noch einmal die man-
gelnde Ernsthaftigkeit Ihrer Argumente.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Es ist schon erstaunlich, dass Sie jetzt darüber be-
unruhigt sind, wie es denn nun eigentlich weiter-
geht. In der Debatte der letzten Wochen darüber,
ob der Wechsel des Bürgermeisters dazu führen
werde, dass dieser schwarz-grüne Senat eine an-
dere Linie einschlägt, ist doch ganz deutlich gewor-
den, dass wir Grünen mit unserem Koalitionspart-
ner darüber diskutiert haben und dass Herr Ahl-
haus sich zu diesem Punkt ganz klar geäußert hat.

(Michael Neumann SPD: Dann sagen Sie
uns das doch!)

Der weltoffene, tolerante Kurs des schwarz-grünen
Senats wird unverändert weitergehen. Und das,
was im Koalitionsvertrag steht, war und ist die
Grundlage

(Michael Neumann SPD: Dann braucht er
überhaupt keine Regierungserklärung zu
halten!)

sowohl unter dem scheidenden Bürgermeister von
Beust als auch unter Herrn Ahlhaus. Sie brauchen
also einfach nur dort hineinzusehen und dann wis-
sen Sie, was auch in Zukunft die Leitlinien dieses
Senats sein werden.

Insofern verstehe ich Ihren Schluss nicht, es sei
jetzt alles unsicher. Auch in Ihrer Rede konnten Sie
dies inhaltlich in keiner Weise begründen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wie in den letzten zwei Jahren werden der
schwarz-grüne Senat und die schwarz-grüne Koali-
tion Ihnen natürlich nicht den Gefallen tun, inhaltli-
che Debatten in der Öffentlichkeit zu führen, bevor
die Entscheidungen getroffen wurden. Aber wenn
der Senat den Haushalt am 22. September verab-
schieden will, dann können Sie sicher sein, dass
auch in den Ferien

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die sind jetzt
vorbei!)

in den Behörden, und zwar auch an der Spitze,
ganz normal regiert wird. Ein solcher Haushaltsbe-
schluss fällt nicht vom Himmel. Die notwendigen
Diskussionen, die natürlich auch Fragen an den
neuen Bürgermeister ausgelöst haben, finden dort
natürlich auch statt. Und am Ende werden wir dann
auch im September die notwendigen Beschlüsse
haben, die für Klarheit sorgen. Und am 15. Sep-
tember, eine Woche vorher, wird der Bürgermei-
ster seine Regierungserklärung abgeben.

Insofern wäre ein bisschen weniger Aufgeregtheit
empfehlenswert. Vielleicht ist es auch eine gute
Botschaft, dass jetzt nicht mit viel Pomp und Pa-
thos Visionen oder überfrachtete Ansprüche, hier
würde ein Modellprojekt für den Bund geschmie-
det, vorgetragen werden, sondern dieser Senat
schlicht und ergreifend das macht, was er in den
letzten zweieinhalb Jahren auch getan hat,

(Michael Neumann SPD: Besser nicht! Das
hoffe ich nicht!)

nämlich in vielen Politikfeldern für eine bessere Zu-
kunft dieser Stadt und ihrer Bürgerinnen und Bür-
ger zu arbeiten. Und das werden wir Ihnen in den
nächsten Wochen auch anhand des Haushalts be-
weisen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Eine Stadt wird nicht re-
giert. Die Bestätigung haben wir gestern und heute
eindrucksvoll von mehreren Regierungsvertretern
und aus dem Regierungslager bekommen. Diese
Doppelsitzung zeigt noch einmal eindrücklich, dass
es richtig war, dass die SPD dieses Thema auf die
Tagesordnung gesetzt hat. Ein Fernsehmoderator
hat die Sitzung gestern mit den Worten kommen-
tiert, er hoffe, dass solche Tage nicht häufiger vor-
kommen.

(Beifall bei der SPD)

Dem kann ich mich nur anschließen. Es war nicht
irgendeine Bürgerschaftssitzung, immerhin musste
ein Bürgermeister und damit auch der komplette
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Senat neu gewählt werden. Vorausgegangen wa-
ren heftige Auseinandersetzungen in der Öffent-
lichkeit und wahrscheinlich auch hinter verschlos-
senen Koalitionstüren.

Dass der neue Senatschef nach einer solchen Ent-
scheidung keine Regierungserklärung abgibt, ist
bereits kommentiert worden. Dem können wir uns
nur anschließen. Das Argument, er sei noch keine
24 Stunden im Amt, finde ich lächerlich, denn es ist
bestimmt nicht ganz überraschend gekommen,
dass Herr Ahlhaus gestern zum Bürgermeister ge-
wählt wurde. Er wusste schon ein bisschen länger,
dass er kandidieren würde, und hätte sich ganz gut
darauf vorbereiten können.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Dieser besonderen Sitzung ist ausschließlich die
Opposition gerecht geworden.

(Jens Kerstan GAL: Und hat den Bürgermei-
ster mitgewählt! – Heiterkeit bei der CDU)

Die SPD und die LINKE haben Themen auf die Ta-
gesordnung gesetzt, die die Menschen bewegen
und die dringend angepackt werden müssten,
nämlich Volksentscheid, Haushalt und Umwelt. Zu
allen diesen Themen wollen die Menschen eine
Antwort haben und Sie drücken sich davor.

Sehen wir uns doch einmal an, was CDU und GAL
für diese denkwürdige Doppelsitzung zur Debatte
angemeldet haben. Ich lese Ihnen das vor: Stadt-
RAD, Glücksspiel, Erfassung von WLAN-Nutzerda-
ten durch Google, Kulturinsel Bramfeld und jetzt
kommt der Gipfel, Vermeidung von Staus auf nord-
deutschen Autobahnen – und das nach einem Re-
gierungswechsel.

(Beifall und Heiterkeit bei der LINKEN und
der SPD)

Wir möchten uns nicht an einer Personenschelte
beteiligen, sondern einfach deutlich machen, zu
welchen Themen dieser Senat bisher seine Mitwir-
kung im Grunde verweigert hat und dringend aktiv
werden müsste. Wir haben gestern über den Inve-
stitionsstau an der Universität gesprochen und ha-
ben feststellen müssen, dass der Senat nichts ge-
tan hat, außer auf den Kleinen Grasbrook zu
gucken. Der Senat verfügt nicht über Daten, um
feststellen zu können, wo es Bedarf gibt. Er weiß
nicht, wie viel investiert werden soll, und auch
nicht, wie die Mittel über die Jahre verteilt werden
sollen. Er hat keinen blassen Schimmer, in wel-
chen Bereichen prioritär investiert werden sollte, in
der Modernisierung oder im Ausbau der Universi-
tät. Stattdessen, das haben wir gestern gehört,
wird geprüft und geprüft.

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Frau Abgeordnete, erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage der Abgeordneten Gregersen?

Dora Heyenn (fortfahrend): – Nein.

Der Universitätspräsident, das ist gestern auch ge-
sagt worden, wartet auf die Bagger und hat klar
zum Ausdruck gebracht, dass eine Verlängerung
der Hängepartie um ein weiteres Jahr für die Uni-
versität katastrophal ist. Er fordert von der Politik
schnellstmögliche bauliche Entwicklungen. Genau
das hat der Senat bisher versäumt.

Wir haben in der Stadt ein Gewaltproblem, nicht
nur bei Jugendlichen und auch nicht nur bei Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund, was unserer
Meinung nach viel zu sehr hochgespielt wird. Es
gibt auch täglich Gewalt gegen Frauen. Wir brau-
chen in Hamburg mehr Plätze in Frauenhäusern,
mehr Personal, also mehr Geld. In der Präambel
des Koalitionsvertrags, das wurde eben schon ein-
mal erwähnt, steht, dass diese Koalition umfassen-
de Unterstützung bereitstellen werde, um damit
Hilfe zur Selbsthilfe zu geben. Genau das macht
dieser Senat nicht.

Die Koalition ist mit der Kindertagesbetreuung ful-
minant gestartet, aber der Rechtsanspruch für Kin-
der ab dem zweiten Lebensjahr wurde schon früh
einkassiert. Es sollte geprüft werden, so steht es
im Koalitionsvertrag, wie durch Anpassung der Ge-
bührenstruktur Familien dazu bewegt werden kön-
nen, ihre Kinder in die frühe Förderung durch eine
Kinderbetreuungseinrichtung zu geben. Wörtlich
heißt es:

"Es sollen verschiedene Modelle einer Neu-
strukturierung der Gebühren versucht wer-
den."

Das hat der Senat gemacht. Wir sagen, die Erhö-
hung der Kita-Gebühren muss zurückgenommen
werden, und zwar so schnell wie möglich.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Und wenn Sie nicht in die Hufe kommen, dann wird
ein Volksentscheid das erzwingen.

Hamburg ist Klimahauptstadt 2011. Das heißt, wir
müssen in Hamburg vorbildlich sein. Vereinbart ist
das verbindliche Ziel, bis zum Jahr 2020 CO2 zu
reduzieren.

– Das rote Licht leuchtet hier bei mir. –

Der BUND hat die bisherigen Ansätze, die alle auf
Freiwilligkeit beruhen, ganz klar kritisiert und hält
sie immer noch nicht für einen Masterplan. Aus
Sicht des BUND läuft Hamburg Gefahr, als selbst-
ernannte Klimahauptstadt zu scheitern.

(Glocke)
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Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Frau Heyenn, das rote Licht hat die Be-
deutung, dass die Redezeit beendet ist.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Das Wort bekommt Herr Egloff.

(Ekkehart Wersich CDU: Jetzt versuche es
erst mal mit Sachlichkeit!)

Ingo Egloff SPD:* Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Es ist nicht ganz
glaubwürdig, heute nach dem Motto zu argumen-
tieren, der Bürgermeister sei erst 24 Stunden im
Amt und müsse erst einmal darüber nachdenken,
wie seine zukünftige Politik aussehen solle.

(Martina Gregersen GAL: Das hat doch kei-
ner gesagt!)

Daran wird sich nicht so viel ändern, denn schließ-
lich hat man, wie Herr Kerstan gesagt hat, einen
Koalitionsvertrag. Herr Ahlhaus hat außerdem
schon im Vorgängersenat gesessen und auch die-
sem Senat seit Beginn angehört. Das heißt, auch
wenn Herr Ahlhaus für ein anderes Ressort zu-
ständig war und nicht die Gesamtverantwortung
getragen hat, hat er alle Diskussionen innerhalb
dieses Senats mitbekommen. Und mein Anspruch
und auch der meiner Fraktion ist es schon, mög-
lichst schnell zu erfahren, wohin die Reise in dieser
Stadt geht. Daher wäre es eigentlich angebracht
gewesen, nach dieser Zäsur heute eine Regie-
rungserklärung abzugeben.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Herr Kerstan, Ihre Ausführungen zur Schulpolitik
sind mir unverständlich. Wir müssen doch zur
Kenntnis nehmen, dass die Bevölkerung anders
entschieden hat, als wir beide es uns gewünscht
haben, und dass wir mit dieser Situation umgehen
müssen. Deswegen haben meine Kollegen in den
Sommerferien auch den Kontakt zur Schulbehörde
gesucht, um zu versuchen, diese Probleme zu lö-
sen. Man kann doch nicht einfach nach dem Motto
vorgehen, wir haben hier Starterschulen mit
835 Kindern und für die hat sich eigentlich nichts
geändert. Wir müssen doch die Fragen klären, wie
es nach der fünften Klasse weitergeht und wie der
Übergang in die weiterführenden Schulen ausse-
hen soll et cetera. Es geht darum, diesen Kindern
eine Chance für die Zukunft zu geben. Und das
muss möglichst schnell passieren, es muss Klar-
heit her und die Eltern müssen die Möglichkeit ha-
ben, entsprechend zu entscheiden.

(Egbert von Frankenberg CDU: Das passiert
doch!)

Darum geht es und deswegen verstehe ich Ihre
Vorwürfe überhaupt nicht.

(Beifall bei der SPD)

Frau Heyenn hat einen ganzen Strauß von The-
men angesprochen. Lassen Sie mich eines meiner
Lieblingsthemen aufgreifen, das Thema Wirt-
schaftspolitik.

(Jens Kerstan GAL: Überraschung!)

Das haben Sie sich wahrscheinlich schon gedacht.
Kommen wir doch einmal zum Thema Elbvertie-
fung, Herr Kerstan. Der Bürgermeister hat in den
wenigen Stellungnahmen, die man der Presse ent-
nehmen konnte, mitgeteilt, das sei für ihn ein wich-
tiges Thema, darum würde er sich kümmern. Nach
meiner Auffassung ist das auch dringend notwen-
dig; es ist notwendig, dass sich überhaupt einmal
ein Bürgermeister um dieses Thema kümmert, der
letzte hat es nämlich nicht in ausreichendem Maße
getan.

(Beifall bei der SPD)

Der hat die Gespräche mit Herrn Wulff in Nieder-
sachsen, um eine schnelle Umsetzung dieses Pro-
jekts durchzusetzen, nicht geführt, sondern hat das
seinen Wirtschaftssenatoren überlassen. Der letzte
Wirtschaftssenator war bei dieser Frage alles an-
dere als erfolgreich. Eigentlich schieben wir dieses
Problem in dieser Stadt seit dem Jahr 2001 vor
uns her, solange regieren Sie und Sie haben es
nicht gelöst.

(Beifall bei der SPD)

Weil man wahrscheinlich glaubt, der neue Wirt-
schaftssenator – als Unternehmer ist er politisch
nicht besonders beschlagen, wie er uns in den
letzten Tagen bewiesen hat – sei vielleicht nicht in
der Lage, das Thema mit den Kollegen in den an-
deren Bundesländern angemessen zu verhandeln,
soll jetzt der alte Wirtschaftssenator, Herr Ge-
daschko, als eine Art Helfer in dieser Frage bis
zum Jahresende eingesetzt werden. Da schwant
mir denn Böses, wenn ich mir ansehe, was dabei
in der Vergangenheit herausgekommen ist. Ich
kann nur hoffen, Herr Ahlhaus, dass Sie sich selbst
um diese Frage kümmern, damit wir endlich einmal
Ergebnisse bekommen.

(Beifall bei der SPD)

Das gilt auch für die Hafenentwicklung insgesamt.
Da hat der letzte Wirtschaftssenator – insofern ist
die Kritik von uns berechtigt, dass diese Stadt nicht
regiert wird – die Entwicklung schlicht und ergrei-
fend verschlafen. In Zeiten, in denen andere Häfen
in der Krise längst die Gebühren gesenkt haben,
hat der Hamburger Hafen die Gebühren erhöht.
Das Ergebnis ist, dass wir Verkehre verloren ha-
ben. Das ist eine antizyklische Politik, die Sie an-
scheinend nicht richtig verstanden haben. Die Ge-
bühren in so einer Situation zu erhöhen, führt da-
zu, dass die Verkehre nach Rotterdam, Antwerpen
und Zeebrügge abwandern, und die bekommen wir
so schnell nicht zurück.

(Zuruf von Olaf Ohlsen CDU)
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– Sie wissen ganz genau, Herr Ohlsen, dass das
richtig ist. Im Grunde teilen Sie meine Kritik doch
auch, Sie dürfen das nur in Ihrer Fraktion nicht sa-
gen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Das ganze Problem ist doch dadurch entstanden,
dass dieses unsinnige Prinzip "Hafen finanziert
Hafen" erdacht worden ist.

(Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE: Genau!)

Was machen Sie denn, wenn die HHLA-Milliarde
aufgebraucht ist? Darauf werden Sie im Zuge der
Haushaltsberatungen Antwort geben müssen. Was
wird denn in Zukunft an Investitionsmitteln in den
Haushalt eingestellt, um die Infrastruktur im Hafen
sichern zu können? Um diese Antwort werden Sie
nicht herumkommen und ich bin gespannt, Herr
Ahlhaus, ob Sie sich in dieser Frage gegenüber Ih-
rem grünen Koalitionspartner durchsetzen können.

Wie sieht die wirtschaftspolitische Bilanz des Se-
nats in dieser Legislaturperiode aus?

(Glocke – Karl-Heinz Warnholz CDU: Es
leuchtet! Die Erleuchtung kommt!)

– Gut. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Goldberg.

Thies Goldberg CDU:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Lieber Herr Neumann, ich
muss mich bei Ihnen bedanken, dass Sie uns nicht
enttäuscht haben. Wie üblich haben Sie unsere Er-
wartungen erfüllt, indem Sie nämlich vor irgendei-
ner sachlichen Kritik eine möglichst umfangreiche
Diffamierung und Beschimpfung von Personen be-
trieben haben.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das müssen Sie
gerade sagen!)

Man hat so ein bisschen den Eindruck, dass Sie al-
le genommen haben, deren Namen Sie sich in der
Reihenfolge merken konnten, sonst wären es
wahrscheinlich noch mehr geworden.

(Michael Neumann SPD: Ich musste die auf-
schreiben, weil ich mir so wenig merken
kann! So ein schlaues Kerlchen wie Sie bin
ich nicht!)

– Das glaube ich Ihnen sogar.

Frau Heyenn, in einem Punkt irren Sie. Wir haben
keinen Regierungswechsel, sondern wir haben ei-
ne Neuformierung des Senats, das ist etwas ande-
res. Und wir haben, Herr Egloff, auch keine Zäsur,
wir haben einen neuen Bürgermeister. Ich gebe Ih-
nen recht, der Vorgänger war lange Bürgermeister,
er war ein besonderer Bürgermeister, auch von ho-

her Individualität, aber das heißt noch lange nicht,
dass es eine Zäsur darstellt, wenn wir einen neuen
Bürgermeister haben, denn es ändert sich nichts
an der Grundausrichtung der Politik.

(Zurufe von der SPD und der LINKEN)

Es gibt ein klares Bekenntnis beider Koalitionspart-
ner zum Koalitionsvertrag, die wichtigen Projekte in
der Stadt werden fortgesetzt. Der Bürgermeister
hat seine Regierungserklärung auf einen Termin in
14 Tagen angesetzt, weil er sich für einen Füh-
rungsstil entschieden hat, der von Kooperation ge-
prägt ist. Er hat das Bedürfnis, sich vor Abgeben
einer Regierungserklärung nicht nur mit der Frakti-
on, sondern auch mit seinen neuen Kollegen abzu-
stimmen, ihnen die Zeit zu geben, sich in die ver-
schiedenen Themen einzulesen,

(Carola Veit SPD: Ah ja! Das ist auch in Ord-
nung!)

um auf diese Art und Weise neue Senatoren nicht
durch Bevormundung zu schwächen. Er hat ein In-
teresse daran, dass es in dieser Stadt starke Se-
natoren gibt, die einen starken Bürgermeister auch
flankieren können. Und das ist eine gute Entschei-
dung.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Ties Ra-
be SPD: Das glauben Sie doch selber nicht!)

Wenn man sich anhört, was Sie inhaltlich dazu sa-
gen, kann man nur den Schluss ziehen, dass Sie
wieder einmal künstlich ein Thema hochspielen
und einen Sturm im Wasserglas erzeugen. Kon-
zeptionell haben Sie ernsthaft nichts zu bieten.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Möller.

Antje Möller GAL:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Das wirklich Neue am Ansatz
dieser Diskussion habe ich bis jetzt auch nicht mit-
bekommen.

(Zurufe von der SPD – Ingo Egloff SPD: Die
Probleme sind die gleichen! Sie müssen Sie
nur lösen!)

Ich sehe schon, Sie würden das gerne alles noch
einmal erklären und das steht Ihnen doch auch
frei. Aber im Ernst wird der politische Streit, den wir
seit zwei Jahren austragen, der mehr oder weniger
ergiebig ist und manchmal kommt auch etwas
Neues dabei heraus, heute von Ihnen fortgeführt.
Ich fand es nicht wirklich neu, Herr Egloff hat seine
Thesen zum Hafen hier schon mehrfach vorgetra-
gen.

(Ingo Egloff SPD: Das Problem liegt darin,
dass Sie die Probleme nicht lösen!)
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Wir haben auch schon mehrfach über die Elbver-
tiefung geredet und auch über andere Themen, die
alle noch in der Bearbeitung sind, weil es nicht so
einfach ist, zu Ergebnissen zu kommen und die öf-
fentliche Debatte noch nicht beendet ist. Wir müs-
sen vor allem den Haushalt sanieren und dazu
können wir hier und heute keine fertigen Antworten
vorlegen. Aber Sie haben auch keine wirklichen
Fragen gestellt, weil Sie, wie wir auch, genau wis-
sen, dass die Grundlage der Weiterarbeit in die-
sem veränderten Senat schlicht und einfach der
Koalitionsvertrag ist, nicht mehr und nicht weniger.
Wir finden, dass das sehr viel ist. Sie fanden den
noch nie gut, von daher sind wir an dem Punkt, an
dem wir immer waren. Hier können wir auch wei-
terdiskutieren.

Ein kleiner Hinweis noch, Frau Heyenn. Die Tages-
ordnung der Bürgerschaft setzt sich nicht aus
spontanen Einfällen der Fraktionen zusammen,
sondern nach einem bestimmten Verfahren wird
die bürgerschaftliche Arbeit, die sich in Anträgen
oder Großen Anfragen darstellt, auf die Tagesord-
nung gesetzt, in der Regel 14 Tage vorher. Sie sa-
gen jetzt, es stände nichts Spannendes auf der Ta-
gesordnung. Wir dagegen finden die Anträge zum
Schutz von Jugendlichen vor Glücksspielsucht
oder zum Thema Google und den Auswirkungen
wichtig und spannend.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber Bramfeld
ist doch eher was für die BV!)

Sie sind ein Beispiel von parlamentarischer Arbeit.
Das steht auch in der Tradition der Bürgerschaft,
dass sie die Beispiele der parlamentarischen Ar-
beit und nicht unbedingt die neuen Projekte des
Senats vorstellt.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

In diesem Sinne sollten wir die Fachfragen dort be-
arbeiten und beantworten, wo sie hingehören,
nämlich in die Ausschüsse, oder als Fachdebatte
im Parlament. Geben wir dem Senat nicht allzu viel
Zeit, aber lassen wir ihn seine Regierungserklä-
rung vorbereiten und dann diskutieren wir sicher-
lich an dieser Stelle über die gleichen Fragen noch
einmal.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Dr. Bischoff.

Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE:* Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Sie haben gerade
den Eindruck erweckt, als würden Öffentlichkeit
und Journalisten spinnen, weil die meisten den
Eindruck hatten, dass Sie die Chance, Ihren Neu-
start vorzustellen, verpasst haben. Etwas anderes
soll in dieser Diskussion auch nicht angemerkt
werden. Sie kritisieren hingegen, dass über einen
Neustart gesprochen werde, es sei aber gar kein

Neustart. Sie halten uns entgegen, die Grundrich-
tung der Politik hätte sich nicht geändert, wenn ich
Herrn Goldberg richtig verstanden habe. Sie blie-
ben weltoffen und tolerant – wir wollen einmal se-
hen, was daraus wird. Sie haben nur einen ent-
scheidenden Punkt vergessen. Wir haben schon
am 16. Juni eine Regierungserklärung gehört, in
der Sie einen fundamentalen Politikwechsel für die
Stadt angekündigt haben. Sie haben nämlich
durch Ihren damaligen Bürgermeister gesagt, es
müsse definiert werden, was für eine gute Entwick-
lung der Stadt in ökonomischer und ökologischer
Hinsicht und für das gedeihliche Zusammenleben
der Menschen unbedingt notwendig sei. Was wün-
schenswert, schön oder "nice to have" ist, wie es
so schön heißt, das möge zwar wunderbar kreativ
und toll sein, aber das könne kein Maßstab mehr
sein. Das heißt im Klartext, dass Sie sich von der
bisherigen Politik verabschiedet haben. Bis zum
Juni haben Sie "nice to have" veranstaltet und alle
sind jetzt gespannt darauf, ich ebenfalls, was das
inhaltlich bedeutet.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD – Olaf
Ohlsen CDU: Sie müssen nicht ungeduldig
werden!)

– Herr Ohlsen, wir haben eben schon festgestellt,
dass Sie zu bedauern sind, weil Sie gar nicht intern
diskutieren. Wir haben doch alle erlebt, wie Sie Ih-
re Kandidaten aufstellen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Da gibt es keine Fragen oder inhaltlichen Diskus-
sionen, sondern da werden die Zähne zusammen-
gebissen. Das ist alles, was Sie anzubieten haben.

(Zurufe von der CDU)

Sie sagen, das könne der Bürgermeister, Herr Ahl-
haus, dann am 15. September einbringen. Es ist
doch nichts Unanständiges, bei diesem Punkt dar-
auf hinzuweisen, dass die Öffentlichkeit und dieses
Parlament in der Erwartungshaltung waren, dass
Sie uns sagen, was jetzt anders sein wird, was ge-
nau Sie mit "nice to have" und seinem Ende mei-
nen.

(Olaf Ohlsen CDU: Kommt noch alles!)

Wir hätten Ihre Einschätzung erwartet zu dem, was
es bedeutet, dass die Konzentration der Politik auf
das Notwendige erfolgen muss, also das, was für
einen Großteil der Bevölkerung wichtig ist.

(Olaf Ohlsen CDU: Alles zu seiner Zeit!)

Deswegen, Herr Goldberg, wiederhole ich noch
einmal, dass das Argument, wir müssten uns jetzt
alle erst einmal beraten, von uns gar nicht in Abre-
de gestellt wurde. Aber Herr von Beust hat auch
gesagt, dass er die Grundsätze vorstelle – und die
sind doch in der Regierungserklärung vom 16. Juni
enthalten –, die der Senat damals angedacht ha-
be, was die Alternative zu "nice to have" sei. Ein
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wichtiger Punkt hierbei ist die Universität. Ein wich-
tiger Punkt ist unter anderem die Sportförderung,
die Sie sich auf die Fahne geschrieben haben; es
gibt noch eine Reihe weiterer Punkte. Es ist jedoch
weiterhin offen, ob das, was Sie angekündigt ha-
ben als neue Leitlinie für die Politik, ausreicht, um
500 Millionen Euro im Haushaltsjahr einzusparen.

Herr Kerstan und Frau Möller, das, was Sie jetzt
vorhaben, können wir nicht in eine haushaltstech-
nische Operation umsetzen. Es geht vielmehr dar-
um, die Grundlagen der Politik für die nächsten
zwei Jahre und darüber hinaus deutlich zu ma-
chen. Wie sehen Sie das? Darüber muss in der Öf-
fentlichkeit diskutiert werden, das muss doch auch
in Ihrem Interesse sein.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Was Sie jetzt gemacht haben, war kein Beitrag zur
Stärkung des Parlaments und der Demokratie.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Richtig!)

Nach einem solchen Wechsel ist es selbstver-
ständlich, die inhaltlichen politischen Grundlagen
darzustellen, aber das verweigern Sie.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Wir ha-
ben in der Aktuellen Stunde noch eine Redezeit
von ungefähr 30 Sekunden. Herr Warnholz ver-
sucht es für 30 Sekunden. – Herr Warnholz, Sie
haben das Wort.

Karl-Heinz Warnholz CDU:* Frau Präsidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Es weht
ein neuer Wind, wir haben einen neuen Bürgermei-
ster. Geben Sie bitte diesem Bürgermeister auch
eine Chance. Ich bin sehr erstaunt über die Äuße-
rungen, denn es gibt auch im Parlament gewisse
Spielregeln.

(Ties Rabe SPD: Ja, eine Regierungserklä-
rung!)

Eine Regel, die Sie als Opposition eigentlich ken-
nen müssten, ist, dass man jemandem, der neu
antritt, die sogenannten 100 Tage gewährt.

(Heiterkeit bei der SPD und der LINKEN)

Sie können noch nicht einmal 21 Tage bis zur Re-
gierungserklärung des Bürgermeisters warten.

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Herr Warnholz, die 30 Sekunden sind
deutlich überzogen. Danke.

(Beifall bei der CDU)

Damit ist die Aktuelle Stunde für heute beendet.

Wir kommen zu Punkt 88 der Tagesordnung,
Drucksache 19/6964, Antrag der SPD-Fraktion:
Konsequenzen aus dem Volksentscheid zur Schul-
reform vom 18. Juli 2010.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Konsequenzen aus dem Volksentscheid zur
Schulreform vom 18. Juli 2010
– Drs 19/6964 –]

Wer wünscht das Wort? – Herr Rabe, bitte.

Ties Rabe SPD:* Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der Volksentscheid
hatte ein klares Ergebnis, die Primarschule wurde
abgelehnt. Wir bedauern, dass es nicht gelungen
ist, die Menschen von den Vorteilen der gemein-
sam getragenen Schulreform zu überzeugen. Aber
es nützt nichts, das Ergebnis ist klar. Jetzt sagen
wir, lieber Jens Kerstan, und das unterscheidet
uns, wir achten die demokratischen Spielregeln.
Jetzt darf die Politik nicht herumeiern, unsere klare
und unmissverständliche Botschaft muss sein, die-
sen Volksentscheid zügig und ohne Wenn und
Aber umzusetzen.

(Beifall bei der SPD – Jens Kerstan GAL: Da
sind wir uns einig! – Gegenruf von Michael
Neumann SPD: Das klang aber anders!)

Ich kann nur davor warnen, diesen Volksentscheid
beispielsweise wegen angeblich geringer Wahlbe-
teiligung und ähnlichen Dingen ständig in Zweifel
zu ziehen. Ich persönlich finde übrigens, dass an-
gesichts einer Einzelfrage in der Hamburger Politik
eine 40-prozentige Beteiligung sehr hoch ist. Ich
weiß nicht, welche anderen Bereiche die Men-
schen so aufgewühlt haben. Aber unabhängig da-
von ist die Wahlbeteiligung kein Grund, das Ergeb-
nis anzuzweifeln.

(Jens Kerstan GAL: Wer hat das denn ange-
zweifelt? Hat doch keiner gemacht! Diese
Debatte hat keiner geführt!)

Wer so anfängt, meine Damen und Herren, der
müsste wegen niedriger Wahlbeteiligung die mei-
sten Bürgermeister in Deutschland entlassen, das
Europaparlament gleich mit auflösen und vielleicht
noch den US-Präsidenten nach Hause schicken.
Diese abenteuerliche Diskussion, Jens Kerstan,
hilft niemandem. Sie erweckt einen falschen Ein-
druck und muss gestoppt werden. Der Volksent-
scheid gilt und wir werden ihn umsetzen.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Joachim Bi-
schoff DIE LINKE)

Spannender für uns ist die Frage, wie diese Ableh-
nung eigentlich zu erklären ist. Immer wieder wird
behauptet, dass die Bürger aus den besseren
Stadtteilen ihre Privilegien verteidigen wollten, sie
würden den Benachteiligten die Aufstiegschancen
nicht gönnen. Wer sich die Ergebnisse ansieht, so-
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weit man sie analysieren kann, aber auch, wer im
Wahlkampf viele Gespräche geführt hat, der muss
sagen, dass es Menschen aus allen Gesellschafts-
schichten, aus allen Stadtteilen und höchstwahr-
scheinlich aus allen politischen Lagern waren, die
die Primarschule mehrheitlich abgelehnt haben.
Das muss die Politik schon zur Kenntnis nehmen.
Die Frage ist allerdings, warum sie so entschieden
haben. Ich persönlich habe auf vielen Straßen und
an allen vielen Infoständen landauf und landab ei-
gentlich immer dieselbe Sorge gehört und die lau-
tete: Es war die Sorge, dass sich die Politik mit
dem Umkrempeln des gesamten Schulsystems
schlicht übernimmt und dass dabei vermutlich zu
viel schiefgeht. Es könnte zu viele Probleme ge-
ben, unübersichtliche Auswirkungen haben, Risi-
ken und unklare Kosten. Das waren die Sorgen
der meisten Menschen. Auf dieses Misstrauen
muss Politik in Zukunft die richtigen Antworten ge-
ben. Die Antworten können nur sein: Wer zusam-
men mit den Menschen Schule verbessern will, der
braucht künftig Konsens statt Krawall. Besser sind
drei kleine Schritte als ein großer Spagat.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Joachim Bi-
schoff DIE LINKE)

Eine klar kalkulierbare Reform ist auch besser als
zehn mutige Visionen. Es tut mir leid, wenn ich das
so sage, aber die Basis für erfolgreiche Schulpoli-
tik, die die Menschen mitnehmen will, ist besser
langsam, sicher und verlässlich als schnell, wacke-
lig und riskant. Künftige Schulpolitik kann dann im
Konsens funktionieren, wenn sie optimiert und sich
das Revolutionäre ein Stück weit verkneift.

Wir Sozialdemokraten nehmen diesen Wunsch der
Bürgerinnen und Bürger ernst. Deshalb haben wir
im Rahmen des Schulfriedens konkrete, machbare
Verbesserungen durchgesetzt, kleinere Klassen,
Abschaffung des Büchergeldes, mehr Oberstufen-
angebote. Diese Verbesserungen waren machbar,
sie klappen, sie nützen und alle finden sie gut. Und
diese Verbesserungen werden bleiben, sie sind ein
Erfolg der SPD und auf diesem Weg werden wir
weitermachen und Hamburgs Schulen beharrlich
verbessern.

(Beifall bei der SPD)

Was passiert jetzt? Wir wollen bis zum Herbst den
Volksentscheid umsetzen, deshalb unser Antrag.
Wir sind auch zu einer fairen Zusammenarbeit be-
reit. Voraussetzung ist aber auch, dass die Behör-
de ihre Hausaufgaben erledigt, schnell mit uns den
Dialog sucht und einen abgestimmten Gesetzent-
wurf vorlegt. Es ist aus unserer Sicht sehr ärger-
lich, dass die Behörde und die Regierungsfraktio-
nen viel zu lange brauchen, um sich auf die durch
den Volksentscheid veränderte neue Lage einzu-
stellen. Statt unmittelbar danach durch kluges und
behutsames Vorgehen die Wogen nach dem
Volksentscheid zu glätten, schafft die Behörde un-

serer Auffassung nach mit widersprüchlichen Aus-
sagen immer neuen öffentlichen Ärger.

Ich nenne zum Beispiel die neuen Starterschulen,
die Trennung bewährter Langformschulen, die Fu-
sion von intakten Grundschulen. Das alles hat
doch ohne Primarschule eigentlich keinen Sinn
und ist jetzt weitgehend überflüssig und unsinnig.
Zudem ist die rechtliche Grundlage, dieses Über-
bleibsel der Primarschulreform, so wackelig, dass
man besser die Finger davon lassen sollte. Doch
stattdessen sorgt die Behörde weiterhin für Zorn,
Verwirrung und Irritationen bei Lehrern und Eltern,
weil sie sich bis heute an diese überholten Pläne
klammert.

Voraussetzung für eine Zusammenarbeit ist daher
auch, dass dieser Teil der bisherigen Pläne gar
nicht erst in Kraft gesetzt wird. Wir hören im Schul-
ausschuss zu unserer Überraschung, auch die Be-
hörde gehe davon, dass dies alles keinen Bestand
habe und zurückgedreht werde. Aber erst einmal
müsse es in Kraft gesetzt werden, erst einmal
müsse die Trennung von Langformschulen und die
Fusion von Grundschulen beschlossen werden
und dann könne man sich wieder auseinanderdivi-
dieren beziehungsweise das alles wieder rückgän-
gig machen. Mit diesem Hin und Her muss Schluss
sein. Wir brauchen eine seriöse, verlässliche Pla-
nung und dazu sind wir auch bereit.

(Beifall bei der SPD)

Mit dem Volksentscheid ist eine Grundsatzent-
scheidung über die Schulstruktur in Hamburg für
die nächsten Jahre getroffen worden. Nach der
vierjährigen Grundschule führen zwei Wege zum
Schulabschluss und zum Abitur, die Stadtteilschule
und das Gymnasium. Der 40-jährige Dauerstreit
ruht damit eine längere Zeit. Das können wir auch
als Chance begreifen, denn ohne diese kräftezeh-
rende Dauerdiskussion gewinnen wir gemeinsam
vielleicht die Kraft, die Zeit und auch die finanziel-
len Mittel, um viele dringend notwendige und sinn-
volle Reformen auf den Weg zu bringen. Die Schü-
ler, Eltern und Lehrer werden es uns danken.

Ich will kurz drei Punkte ansprechen. Erstens: Es
muss eine künftige, zentrale Aufgabe sein, den
Unterricht zu verbessern, zu individualisieren und
gleichzeitig den Erziehungsauftrag wahrzunehmen,
das Sich-Kümmern von Schule um die Schülerin-
nen und Schüler zu verbessern.

Zweitens: Für Kinder und Jugendliche aus bil-
dungsfernen Familien müssen die Bildungschan-
cen verbessert werden und dazu brauchen wir be-
sondere Förderangebote. Ich nenne Ganztags-
schulen, bessere frühkindliche Bildung, eine bes-
sere Integration von Förderschülern und vielfältige
Maßnahmen wie zum Beispiel die Sprachförde-
rung.

Drittens: Die Stadtteilschule ist jetzt die eigentliche
große Baustelle. Sie muss zu einer hervorragen-
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den Schule entwickelt werden, die Schülerinnen
und Schülern eine große neue Chance bietet.

Das alles ist genug für mindestens zwei Legislatur-
perioden und es ist genug, um Hamburgs Schulen
um Jahre nach vorn zu bringen. Also worauf war-
ten wir noch, wir sind dazu bereit.

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich sagte
am Anfang, die Menschen erwarten von uns,
Schule zu optimieren. Optimieren bedeutet nicht
Stillstand, Optimieren bedeutet nicht, den Volks-
entscheid umzusetzen und den Rest so zu lassen,
wie er ewig war, denn die Probleme im Schulsys-
tem sind nach wie vor da. Wir müssen dringend die
Chancengleichheit verbessern, wir müssen dafür
sorgen, dass die vielen Kinder aus bildungsfernen
Familien endlich in den Schulen so gefördert wer-
den, dass aus ihnen tüchtige Lehrer, Ärzte, Kran-
kenschwestern, Kaufleute und Bürgermeister wer-
den. Hier nicht aufzugeben, sind wir den vielen
Kindern, aber auch unserer Stadt schuldig. Wir So-
zialdemokratinnen und Sozialdemokraten stehen
für diese Schulpolitik. Wir werden Schulreformen
verlässlich und seriös planen. Wir werden die
Schulen beharrlich optimieren, im Konsens kalku-
lierbar, aber ohne Stillstand. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Dr. Föcking.

Dr. Friederike Föcking CDU: Jetzt geht Herr Ra-
be raus. Na gut, er will die Antwort nicht hören.

Herr Rabe sagte gerade, die Behörde würde hier
Verwirrung stiften. Ich fand aber, dass Herr Rabe
heute – es sei mir erlaubt, das in seiner Abwesen-
heit zu sagen – Verwirrung gestiftet hat, indem er
sagte, die Fusionierung von Schulen würde erst
beschlossen, um dann wieder auseinandergeris-
sen zu werden, Schulen würden erst getrennt, um
dann wieder zusammengeführt zu werden. Wir ha-
ben einen Schulentwicklungsplan seit einem Drei-
vierteljahr und das Schulgesetz seit bald einem
Jahr. Das Ganze ist bereits beschlossen und muss
jetzt rückgängig gemacht werden.

(Beifall bei der CDU)

Aber manche Dinge müssen wohl sehr häufig öf-
fentlich wiederholt werden, damit sie auch sicher
verstanden werden.

Also noch einmal: Der Volksentscheid vom 18. Juli
gilt und wird von unserer Koalition ohne Wenn und
Aber umgesetzt. Punkt.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Das ist eigentlich so selbstverständlich, dass es
mich wundert, dass es immer noch Menschen gibt,

die öffentlich Zweifel an dieser Umsetzung
wecken.

(Michael Neumann SPD: Es gibt viele, die
hoffen!)

Schließlich handeln wir hier nach Recht und Ge-
setz, Herr Neumann, auch wenn Sie es uns nicht
glauben. Und die hamburgische Verfassung macht
hier eindeutige Vorgaben. So weit, so klar.

Aber Hamburgs Schulen sind keine kleine Jolle
– in der Hafenstadt Hamburg kann ich diesen Ver-
gleich anbringen –, bei der man das Ruder einmal
umdreht, eine Wende oder Halse fährt und
schwups ist man auf neuem Kurs. Hamburgs
Schulen sind wie ein gigantischer Riesentanker.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Vor allem die
Schulbehörde!)

Es gibt Beharrungskräfte, der Bremsweg ist lang.
Das ganze Umfeld muss beachtet werden, bis der
Tanker sicher am Kai anlegen kann.

Manchen scheint weniger klar, dass diese Umset-
zung des Volksentscheids nicht ganz einfach ist.
Schließlich hatte die Initiative "Wir wollen lernen"
keinen alternativen Gesetzesentwurf vorgelegt, der
mit dem Volksentscheid hätte in Kraft treten kön-
nen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ach, jetzt sind
die schuld!)

– Nein, sie hat eine klare Forderung aufgestellt,
nämlich den Erhalt der fünften und sechsten Klas-
sen an den weiterführenden Schulen und des El-
ternwahlrechts nach Klasse 4. Aber diese Forde-
rung muss erst in eine Rechtsform umgesetzt wer-
den. Herr Dressel, als Jurist wissen Sie das auch
ganz genau.

Nicht zuletzt muss dieser Volksentscheid organisa-
torisch umgesetzt werden, ohne dass es an Ham-
burgs Schulen zu einem monatelangen Chaos
kommt. Was das im Einzelnen bedeutet, wurde auf
der Sondersitzung des Schulausschusses in den
Sommerferien, also bereits zu einem sehr frühen
Zeitpunkt, ausführlich dargestellt.

(Michael Neumann SPD: Wie wir gefordert
haben!)

Doch bis der Volksentscheid rechtlich vollständig
umgesetzt ist, können wir Hamburgs Schulen nicht
im Regen stehen lassen. Wir müssen vielmehr da-
für sorgen, dass in dieser Übergangszeit – und es
ist eine Übergangszeit – alle Schülerinnen und
Schüler angemessen unterrichtet werden können,
ohne die Lehrkräfte über Gebühr zu belasten.
Dass dafür Zwischenlösungen nötig sind, sollte
nicht zu neuen Aufregungen und Verdächtigungen
etwaiger Einführungen der Primarschule durch die
Hintertür führen.
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Eine solche Zwischenlösung ist zum Beispiel, dass
die 865 Fünftklässler – und wirklich nur sie – der
ehemaligen Starterschulen nun an diesen Schulen
bis zum Ende der sechsten Klasse weiter unter-
richtet werden können. Alle anderen Schülerinnen
und Schüler, auch dieser Schulen, sind wieder
ganz normale Grundschüler.

Welche Alternative hätte es denn gegeben? Wäre
es etwa besser gewesen, die betroffenen Fünft-
klässler, die mit ihren Klassenkameraden weiterler-
nen wollten, voneinander zu trennen und ohne Ein-
beziehung der Eltern auf die Stadtteilschulen und
Gymnasien zu verteilen, die noch freie Plätze hat-
ten? Die betroffenen Eltern können im Übrigen ihre
Kinder noch ummelden, das hat die Schulbehörde
den Eltern eindeutig erklärt und auch eine entspre-
chende Hotline eingerichtet. Aber sie müssen ihre
Kinder nicht ummelden. Das ist diesen Kindern
und Eltern gegenüber nur fair. Hier geht es nicht
ums Prinzip, hier geht es um Praxis.

(Ingo Egloff SPD: Genau!)

Pragmatisch ist es auch, die dringendsten gesetzli-
chen Änderungen wie etwa das Besoldungsgesetz
oder die Festlegung der Zügigkeit der Grund-
schulen in der Bürgerschaft schnellstmöglich in An-
griff zu nehmen, damit die Leitungen der Grund-
schulen geregelt arbeiten können und der Schul-
entwicklungsplan geändert werden kann. Wer eine
schnelle Umsetzung des Volksentscheids fordert,
der möge sich dann aber bitte nicht beschweren,
wenn die Gesetzesvorlagen entsprechend schnell
behandelt werden müssen.

Umgekehrt ist es auch erforderlich, dauerhafte Lö-
sungen zu finden, und zwar für jede einzelne
Schule. Die Schulkonferenzen der fusionierten
Schulen sollen in den kommenden Wochen Voten
für ihre weitere Zukunft abgeben, ob die Schulen
eine Schule bleiben wollen oder sich wieder tren-
nen. Auch hier hat die Schulbehörde allen Schulen
mitgeteilt, dass auch die Gremien der vorher be-
stehenden einzelnen Schulen ihre alten Voten
noch ändern können, dass sie sich also gegen ei-
ne Fusion entscheiden können, wenn nur die Ein-
führung der Primarschule dafür Bedingung war.

Wir sind also bereits bei der Umsetzung des Volks-
entscheids. Die einzelnen Schritte und Planungen
wurden vom Senat schon in der Sondersitzung des
Schulausschusses ausführlich dargelegt. Warum
sollen wir uns in drei Wochen vor dem Plenum
noch einmal berichten lassen, was wir im Aus-
schuss schon gehört haben? Am 15. September
sollten wir uns lieber auf die zu erwartenden schul-
gesetzlichen Änderungen konzentrieren und keine
Scheingefechte der Vergangenheit führen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Schließlich ist mit dem Volksentscheid nicht alles
zurück auf Los gesetzt worden. Der Großteil der

Schulreform, vor allem der Aufbau der Stadtteil-
schulen, da gebe ich Ihnen völlig recht, Herr Rabe,
geht weiter. Die Klassen werden verkleinert,

(Ingo Egloff SPD: Dank unserer Initiative!)

es werden mehr Räume benötigt, mehr Ganztags-
schulen kommen, das individualisierte Unterrichten
muss sich durchsetzen. Kinder mit Behinderungen
sollen verstärkt an die Regelschulen kommen. Die
Lehrerausbildung muss an die neuen Bedingungen
angepasst werden und so weiter. Berichte der
Schulbehörde über den Fortgang dieser Dinge er-
scheinen uns vorrangig und für die Zukunft von
Hamburgs Schülerinnen und Schülern entschieden
wichtiger. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Gwosdz.

Michael Gwosdz GAL:* Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Herr Ra-
be, die Diskussion, die wir gerade und auch schon
in der Aktuellen Stunde hatten, zeigt doch, wie
schwierig es ist, die Nuancen in Ihren Stellungnah-
men und den Sinn für pragmatische Lösungen
richtig herauszuhören. Das hat sich gut daran ge-
zeigt, was mein Fraktionsvorsitzender Jens Ker-
stan in der Aktuellen Stunde von Ihren Äußerun-
gen zu den Starterschulen wahrgenommen hatte.
Wenn man länger mit Ihnen spricht und im Schul-
ausschuss diskutiert,

(Ties Rabe SPD: Man muss nur reden, das
reicht!)

haben Sie auch den Ansatz einer pragmatischen
Lösung. Aber wenn Sie einerseits die Fusionen der
Grundschulen und die Trennung der Langform-
schulen verlangen, dann sollte man jetzt ganz
pragmatisch sagen, die treten nicht in Kraft, ob-
wohl es aufgrund der Rechtsgrundlage erst einmal
so erforderlich ist. Andererseits jedoch zweifeln Sie
jede Variante und jede Form an, mit der die Schul-
behörde begründet, warum die Starterschulen und
die Eltern dort Vertrauensschutz haben. Da sind
Sie wiederum nicht bereit für eine pragmatische
Lösung, die Sie bei den Fusionen und den Lang-
formschulen einfordern. Bei Ihnen wird nicht ganz
klar, wie Sie selbst zu den 865 Kindern und Eltern
an den Starterschulen stehen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Das betrifft nicht nur Sie, das betrifft auch andere
Menschen in der Stadt. Der Umgang, der in den
letzten Wochen mit den 865 Kindern und Eltern
herrschte, die sich für die Starterschulen angemel-
det hatten, ist aus meiner Sicht absolut unange-
messen und unanständig, nämlich diese ständigen
Attacken auf die Starterschulen, als ob diese 865
Kinder an den Starterschulen eine Bedrohung für
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die 13 000 Kinder wären, die ganz normal in den
fünften Klassen weiterführender Schulen auf den
Gymnasien und in den Stadtteilschulen sind. Das
sind sie natürlich nicht. Aber die Eltern haben ihre
Kinder an den Starterschulen angemeldet zu ei-
nem Zeitpunkt, als das Ergebnis des Volksent-
scheids noch nicht bekannt war. Sie haben auf je-
den Fall das politische Vertrauen, denn sie haben
darauf vertraut, dass wir als Bürgerschaft, die wir
alle hinter der Primarschule standen, für diesen
Volksentscheid, für die Umsetzung der Primar-
schule eingetreten sind. Sie haben das Recht dar-
auf zu vertrauen, dass wir sie, die als Pioniere vor-
angegangen sind, nach dem Volksentscheid nicht
im Regen stehen lassen und nicht von ihnen ver-
langen, sich während der Schulferien, zu einem
Zeitpunkt, wo man sie möglicherweise gar nicht er-
reicht, oder gar in den ersten Wochen des neuen
Schuljahrs noch neue Schulen zu suchen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Die Eltern, die 865 Kinder und auch die Lehrkräfte
an den Starterschulen haben einen Anspruch dar-
auf, nicht nur ein juristisches Vertrauen zu erfah-
ren, sondern auch ein politisches Vertrauen ge-
währt zu bekommen, damit sie für diesen Jahrgang
mit den 865 Kindern ordnungsgemäß arbeiten kön-
nen. Und wenn die Volksinitiative das infrage stellt
und sagt, es sei die Schuld der Eltern, dass sie ih-
re Kinder dort überhaupt angemeldet hätten und
sich keine neuen Plätze während der Sommerferi-
en gesucht hätten, dann muss man fragen, was
dieses Nachtreten gegen die Eltern, gegen eine
sehr kleine Gruppe von Menschen, durch die Sie-
ger des Volksentscheids soll. Wie ernst hat es die
Volksinitiative gemeint, wenn sie gesagt hat, sie
trete für den freien Elternwillen ein? Der freie El-
ternwille dieser Leute ist klar dokumentiert, sie ha-
ben die Kinder an den Starterschulen angemeldet,
sie möchten sie dort unterrichten lassen. Diesen
Vertrauensschutz muss man gewähren. Diesen
865 Eltern kann man jetzt nicht sagen, für sie als
einzige Eltern in dieser Stadt gelte der Elternwille
nicht, sie würden von der Schulbehörde gezwun-
gen, ihre Kinder bei anderen Schulen anzumelden.

(Ingo Egloff SPD: Das hat keiner gesagt!)

Es ist sicherlich keine Infragestellung des Volks-
entscheids, einmalig 865 Kinder in zwei Jahrgän-
gen die Starterschulen durchlaufen zu lassen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Was mich absolut fassungslos macht, Herr Rabe,
ist Ihr Vorwurf, es würde irgendjemand aufseiten
des Regierungslagers das Ergebnis des Volksent-
scheids bezweifeln. Ich weiß nicht, wer von uns
angeblich irgendwo gesagt hätte, angesichts der
Wahlbeteiligung sei der Volksentscheid ungültig.
Wo haben Sie so etwas gehört? Das entbehrt je-
der Realität. Wir haben jederzeit gesagt, der Volks-
entscheid gilt, so wie es Frau Föcking sagte. Gera-

de wir als Grüne sind dafür eingetreten, dass
Volksentscheide verbindlich sind. Natürlich erken-
nen wir auch Niederlagen an und die Ergebnisse
eines Volksentscheids, auch wenn uns das Ergeb-
nis nicht gefällt. Aber es ist ganz klar, dass das Er-
gebnis des Volksentscheids gilt. Er besagte, dass
keine Primarschule eingeführt wird und es weiter-
geht mit den fünften und sechsten Klassen an den
weiterführenden Schulen. Es gibt weiterhin ein El-
ternwahlrecht nach Klasse 4 und das wird auch so
umgesetzt.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wir dürfen aber auch nicht ignorieren, dass es in
der Stadt 217 969 Hamburgerinnen und Hambur-
ger gibt, die unserer Auffassung gefolgt sind, dass
die Primarschule ein wichtiger Baustein für eine
bessere, gerechtere und leistungsfähigere Schule
ist.

(Vizepräsident Wolfhard Ploog übernimmt
den Vorsitz.)

Sie haben für die Primarschule gestimmt, leider
waren es nicht mehr. Es ist uns in der Tat gemein-
sam nicht gelungen, mehr Menschen zu motivie-
ren, am 18. Juli ihre Stimme für die Primarschule
abzugeben. Aber denen, die sich für den Erfolg der
Primarschule eingesetzt haben, davon viele auch
in der Bürgerschaft, und all den Menschen, die für
die Primarschule gestimmt haben, möchte ich an
dieser Stelle mein herzliches Dankeschön für den
Einsatz und das Engagement aussprechen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Mit dem Ergebnis vom 18. Juli fehlt unserer Schul-
reform, die weitaus umfassender ist als nur die Pri-
marschule, ein wesentlicher und tragender Be-
standteil für das Fundament einer gerechten und
leistungsstarken Schule. Wir wissen – das hat sich
mit dem 18. Juli leider nicht geändert –, dass es
ohne längeres gemeinsames Lernen weitaus
schwieriger wird, sowohl gerechte als auch lei-
stungsstarke Schulen zu schaffen, denn heute wie
vor dem 18. Juli gilt, dass es bislang kein Schul-
system gibt, das seine Kinder im Alter von zehn
Jahren trennt und gleichzeitig hohe Bildungsge-
rechtigkeit und starke Leistungen hervorbringt.
Wenn es uns jetzt gelingt, das erste Schulsystem
zu schaffen, das Kinder im Alter von zehn Jahren
trennt und sowohl hohe Bildungsgerechtigkeit als
auch starke Leistungen hervorzubringen in der La-
ge ist, dann wäre das der Beweis des bisher wis-
senschaftlich feststellbaren Gegenteils. Vielleicht
gelingt uns das, ich hoffe es, denn unsere Kinder
in der Stadt hätten es verdient, dass wir das auch
ohne Primarschule schaffen.

Gleichwohl ist das Aus der Primarschule kein
Grund, den Kopf in den Sand zu stecken. Viele
Bausteine unserer Schulreform bleiben vom Volks-
entscheid unberührt. Jeder einzelne dieser Bau-
steine kann dazu beitragen, Schule gerechter und
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leistungsfähiger zu machen. Es wäre geradezu fa-
tal, diese Bausteine nicht umzusetzen, denn eines
hat sich am 18. Juli nicht geändert – Frau Föcking
und Herr Rabe haben schon darauf hingewiesen –,
die schwierige Situation und die Herausforderung
für Hamburgs Schulen, denn wir haben immer
noch dieselben Schülerinnen und Schüler wie vor
dem 18. Juli. Vielen von ihnen droht noch immer,
die Schule ohne ausreichende Kompetenzen für
ein Berufsleben zu verlassen. Vielen Jugendlichen
droht, die Schule ohne Abschluss zu verlassen,
und zu wenige Jugendliche werden auf einem ho-
hen Leistungsstand mit Abitur die Schule verlas-
sen. Das können wir nicht verantworten und das
werden wir auch nicht hinnehmen. Wir als GAL
wollen gemeinsam mit unserem Koalitionspartner
die Verantwortung tragen, weitere Schritte hin zu
einer besseren Schule umzusetzen.

Vier Punkte möchte ich hier kurz nennen. Wir tra-
gen zum einen natürlich weiterhin die Verantwor-
tung für all die Kinder mit Behinderungen, für die
wir Hamburgs Schulen zu einer inklusiven Schule
umwandeln wollen, die allen Kindern gerecht wird.
Den Weg zu einer inklusiven Schule haben wir erst
eingeschlagen und hier haben wir noch viel zu ent-
wickeln.

Wir tragen auch weiterhin die Verantwortung für all
die Jugendlichen, denen das ewige Warteschlei-
fenkarussell am Ende der Schullaufbahn droht. Für
diese Jugendlichen haben wir eine tiefgreifende
Reform des Übergangs von Schule in den Beruf
angestoßen, die unsere Begleitung braucht, um er-
folgreich umgesetzt zu werden.

Und wir tragen die Verantwortung für all die Kinder,
denen Abschulung und Sitzenbleiben droht. Wir
haben das hier einstimmig weitgehend abgeschafft
und nun tragen wir natürlich die Verantwortung da-
für, dass die individuelle Förderung, die an diese
Stelle tritt, auch umgesetzt wird.

Wir haben das gemeinsam beschlossen und wir
haben auch gemeinsam beschlossen, dass die
Stadtteilschule die zweite Säule neben den Gym-
nasien wird. Sie löst all die unterschiedlichen, teil-
weise verwirrenden Wege, die es bisher neben
dem Gymnasium gab, ab. Das Rahmenkonzept
und die Bildungspläne für die Stadtteilschule sind
entwickelt, aber wir tragen natürlich gemeinsam
– insbesondere die Behörde – die Verantwortung
dafür, dass die Stadtteilschule auch in der Praxis
erfolgreich arbeiten kann. Hinzu kommt, daran
möchte ich kurz erinnern, dass die Stadtteilschule
nun auffangen muss, was die Primarschule in den
Jahrgängen 5 und 6 an Vorarbeit geleistet hätte.
Insbesondere fällt natürlich mit dem Aus der Pri-
marschule die Verzahnung von weiterführenden
Schulen und der ersten Schulform weg. Wir tragen
gemeinsam die Verantwortung dafür, dass künftig
der Übergang von der Grundschule in die weiter-
führenden Schulen nicht mehr zum Bruch wird.

Ohne längeres gemeinsames Lernen ist das
schwierig, aber wir werden gemeinsam einen Weg
erarbeiten und wir laden die Opposition herzlich
dazu ein, diesen Weg in sachlich-kritischer Ausein-
andersetzung mitzugestalten.

Wir haben auch angekündigt und bereits in der
Sondersitzung des Schulausschusses deutlich ge-
macht, dass GAL und CDU natürlich SPD und LIN-
KE dazu einladen, nicht nur in den formalen Gre-
mien, sondern auch auf informellem Weg gemein-
sam an der Änderung des Schulgesetzes zu arbei-
ten. Wir haben bereits bei der Änderung des Be-
soldungsgesetzes Vorabgespräche mit Ihnen ge-
führt, das werden wir natürlich auch beim Schulge-
setz machen, wenn wir – GAL, CDU und Schulbe-
hörde – uns auf einen Vorschlag geeinigt haben.
Diesen werden wir dann mit Ihnen noch beraten
und dabei muss auch nicht der Weisheit letzter
Schluss in unseren Ergebnissen liegen. Insofern
sind wir offen für einen Dialog und dafür, das
Schulgesetz so zu ändern, dass natürlich der
Volksentscheid umgesetzt wird, wir gemeinsam
aber auch eine Perspektive sehen, das Schulsys-
tem im Sinne eines leistungsfähigen und gerech-
ten Schulsystems weiterzuentwickeln.

Insofern werden wir zum 15. September, Ihr Ein-
vernehmen vorausgesetzt, einen Schulgesetzent-
wurf einbringen und ihn im Ausschuss beraten. Wir
haben bereits einvernehmlich dafür gesorgt, dass
das Verfahren beschleunigt wird und sich eben
nicht hinzieht, indem wir uns auf eine Sondersit-
zung des Schulausschusses geeinigt haben, in der
wir das Gesetz beraten können, sodass rechtzeitig,
schnell und zügig ein neues Schulgesetz steht.
Damit werden wir dem Auftrag, das Ergebnis des
Volksentscheids umzusetzen, gerecht. Wir ge-
währleisten natürlich auch – das muss man den
Leuten von außen, denen es zu langsam geht, im-
mer wieder sagen – bei der Verabschiedung eines
Gesetzes den verfassungsgemäßen Ablauf eines
Gesetzgebungsverfahrens. Der ist durch einen
Volksentscheid und den Auftrag, ein Gesetz zu
verabschieden, nicht außer Kraft gesetzt.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Frau Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Das Ergebnis des Volksent-
scheids besagt, dass die flächendeckende ver-
bindliche Einführung der Primarschulen in Ham-
burg nicht stattfindet, und ich kenne niemanden,
keine Partei und auch niemanden hier im Hause,
der das nicht anerkennt. Deshalb weiß ich nicht,
warum das irgendwie angezweifelt wird. Dennoch
muss man natürlich einen Blick auf das Ergebnis
werfen. Wir haben einen viermonatigen hochemo-
tionalen Wahlkampf gehabt
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(Michael Neumann SPD: Wir ja!)

und festzustellen ist, dass sich von all denen, die
wahlberechtigt waren, ein Fünftel gegen die Pri-
marschule ausgesprochen hat, ein Sechstel dafür
und 60 Prozent der Leute sind trotz dieses hoche-
motionalen Themas – man konnte an den Plakaten
nicht vorbeigehen und jede Zeitung war voll da-
von – nicht zur Wahl gegangen. Daraus haben ei-
nige den Schluss gezogen, die Mehrheit der Bevöl-
kerung – oder das Volk, wie manche gesagt ha-
ben – habe sich gegen die Primarschule ausge-
sprochen. Ich bin in diese Stadtteile gegangen, in
denen die Wahlbeteiligung sehr niedrig war, und
habe mit den Leuten dort geredet. Eines kann ich
Ihnen versichern: Dass da eine große Ablehnung
der Primarschule bestanden hat, ist völlig falsch.
Die Reaktion war: "Das habe ich ganz vergessen,
das wollte ich auch noch machen" oder "Meine
Kinder sind schon groß", aber die Reaktion war
nicht: "Ich bin gegen die Primarschule". Insofern
kann man diesen Schluss daraus überhaupt nicht
ziehen.

Nach der gestrigen Sitzung, in der wir über die Re-
gierungserklärung von Ole von Beust gesprochen
haben und die Regierungsparteien nach dem Mot-
to "Was stört uns das Geschwätz von gestern" et-
was anderes beschließen wollten, kann ich natür-
lich gut verstehen, warum viele Leute die Nase voll
haben von der Politik. Wir müssen da ganz viel
tun, damit wir diese Leute, die nicht mehr an Volks-
entscheiden teilnehmen und nicht zu Wahlen ge-
hen, wieder für die Politik begeistern und das geht
nur durch Aufrichtigkeit, Verlässlichkeit und Ver-
bindlichkeit. Daran gibt es hier doch manchmal
einen sehr großen Mangel.

(Beifall bei der LINKEN)

Was bedeutet jetzt der Volksentscheid? Er bedeu-
tet, dass das Schulgesetz geändert werden muss.
Geändert werden muss der Paragraf zur Grund-
schule, jetzt Primarschule, geändert werden müs-
sen der Paragraf zur Stadtteilschule und der Para-
graf zum Gymnasium. Was nicht geändert werden
muss, ist der Paragraf 10, der Schulversuche re-
gelt. Kein Mensch – weder die Behörde noch die
Regierungsparteien oder sonst jemand – will durch
die Hintertür die Primarschule mit den Starter-
schulen wieder einführen.

Wichtig ist auch, dass alle Kinder jetzt dort in die
Schule gehen, wo sie vorher angemeldet worden
sind; die Änderungen können nur im Laufe des
Schuljahres kommen. Das kann man vorher gar
nicht machen, das ist auch eine Frage von Verläs-
slichkeit. Deswegen müssen auch die 23 Starter-
schulen erst einmal so starten. Im Laufe des
Schuljahres können diese Schulen dann Verände-
rungen vornehmen und schauen, wenn sie wollen,
ob sie dieses Projekt als Schulversuch weiterfüh-
ren möchten. Wenn wir uns den Wortlaut des
Volksentscheids ansehen, wo die Mehrheit derjeni-

gen, die abgestimmt haben, für die Vorlage von
WWL gestimmt hat, dann steht da drin, dass die
Eltern nach der vierten Klasse die freie Wahl der
weiterführenden Schulen haben sollen, und das
haben sie auch, wenn es 10, 20 oder 23 Starter-
schulen gibt. Das ist davon überhaupt nicht beein-
trächtigt. WWL ist hier auf einem Kriegspfad gegen
alles, was längeres gemeinsames Lernen betrifft,
und ich hoffe, dass die SPD da nicht mit auf dem
Kriegspfad ist.

(Beifall bei der LINKEN und der GAL)

Uns ist ganz wichtig, dass die Mittel, die wir für die-
se Schulreform beschlossen haben, im Bildungs-
system bleiben und nicht im Hinblick auf die Sa-
chen, die nun wegfallen, eingespart werden. Wir
müssen überlegen, ob wir diese Mittel in der früh-
kindlichen Bildung einsetzen oder ob sie im Schul-
system verbleiben. Wir von der LINKEN haben
überlegt, dass es schlau wäre, sie in die frühkindli-
che Bildung zu investieren. Vielleicht hören wir in
14 Tagen von dem neuen Bürgermeister, dass die
Kita-Gebühren wieder gestrichen werden, dann ha-
ben wir wieder andere Möglichkeiten.

Ich bin zurzeit Klassenlehrerin einer 6. Klasse und
habe sage und schreibe 29 Kinder. Das geht ein-
fach nicht, da müssen wir uns wirklich etwas einfal-
len lassen.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von Jörn
Frommann CDU)

– Sie können gerne einmal mitkommen, das habe
ich Ihnen schon so oft angeboten. Kommen Sie
14 Tage lang jeden Tag mit, dann werden Sie an-
ders reden, da bin ich ganz sicher. Da werden Sie
wahrscheinlich zwischendurch einen Nervenzu-
sammenbruch haben.

(Jörn Frommann CDU: Ja, bei Ihnen als
Lehrerin!)

Ich verstehe nicht, warum die SPD diesen Antrag
eingebracht hat. Wir haben mehrere informelle Ge-
spräche mit den anderen Fraktionen und auch mit
der Behörde geführt. Es ist klar, dass wir am
15. September diesen Vorschlag vorgelegt bekom-
men. Es ist auch klar, dass wir die Konsequenzen
des Volksentscheids im Schulausschuss diskutie-
ren und da haben die einzelnen Fraktionen, die
Opposition und die Regierung sicherlich sehr un-
terschiedliche Meinungen. Aber warum wir jetzt
diesen Antrag beschließen sollen, wo wir doch erst
in die Diskussion einsteigen, das kann ich über-
haupt nicht nachvollziehen.

Es gibt da auch so einige Punkte wie Ihre Passage
zu den Starterschulen. Da kommen Sie WWL zu
sehr entgegen, das muss nicht sein. Wir haben
durchaus rechtliche Möglichkeiten und Schulversu-
che wird diese Initiative nicht verhindern können.
Deshalb appelliere ich an Sie, den Antrag zurück-
zuziehen.
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(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Frau Senatorin Goetsch.

Zweite Bürgermeisterin Christa Goetsch: Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Das Ergeb-
nis des Volksentscheids vom 18. Juli stellt uns als
Senat, aber genauso Sie als Parlament und Ge-
setzgeber vor eine ganze Reihe von Aufgaben. Ich
möchte hier drei verschiedene Aufgaben unter-
scheiden.

Die erste Aufgabe bestand darin, den Start ins
neue Schuljahr gut zu organisieren, und Sie konn-
ten sicherlich feststellen, dass es zum Schulbeginn
kein Chaos gab. Alles hat so angefangen, wie es
geplant war.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Es wird immer gerne das Schulchaos am Anfang
herbeigerufen, das es aber nicht gegeben hat. Ich
möchte an der Stelle ausdrücklich den Kolleginnen
und Kollegen und den Schulleiterinnen und Schul-
leitern danken, die mit einem vorbildlichen Engage-
ment alles getan haben, damit das Schuljahr so
reibungslos beginnen konnte. Sie alle haben
großen Respekt verdient.

(Beifall bei der GAL und der CDU und ver-
einzelter Beifall bei der SPD und der LIN-
KEN)

Besondere Aufmerksamkeit galt natürlich, wie
mehrfach in den Redebeiträgen angesprochen,
zum Schulbeginn den Starterschulen. Nach unse-
rer rechtlichen Bewertung bleibt es unverändert,
dass diesen Eltern und ihren Kindern ein Vertrau-
ensschutz zukommt. Sie haben einen Anspruch
darauf, dass die Kinder in der 5. Klasse beschult
werden. Gleichzeitig steht es den Eltern frei, ihre
Kinder an der Stadtteilschule oder am Gymnasium
anzumelden. Wir haben das sowohl brieflich als
auch in der Hotline und der Schulleiterdienstbe-
sprechung sehr deutlich gemacht. Wenn Sie sich
den heutigen Stand vom 26. August anschauen,
dann haben bislang elf Eltern ihre Kinder abgemel-
det beziehungsweise sich umentschieden. Ich
kann an dieser Stelle noch nicht sagen, wie das
nach Beratungsgesprächen aussieht, das sind also
keine endgültigen Zahlen. Ich kann aber einmal die
Frage stellen, welche Bedrohung von 865 Kindern
ausgeht gegenüber mehr als 13 000 Fünftklässlern
in unseren Stadtteilschulen und unseren Gymnasi-
en. Da muss man auch ein bisschen die Kirche im
Dorf lassen. Und die Eltern melden weiter an, weil
sie großes Vertrauen in die Schulen haben auf-
grund ihrer pädagogischen Arbeit. Gleichzeitig,
Herr Rabe, haben sie aber auch die Erwartung an
uns und an die Schulbehörde, dass ihren Kinder in
der 7. Klasse ein reibungsloser Übergang an die
Stadtteilschule oder ans Gymnasium ermöglicht

wird und diese dann dort beschult werden. Dieses
Vertrauen und diese Erwartung sind allemal be-
gründet.

Die zweite Aufgabe besteht darin, insbesondere
dort zu schnellen beziehungsweise guten Lösun-
gen zu kommen, wo das Ergebnis des Volksent-
scheids unmittelbare Auswirkungen hat. An dieser
Stelle – es wird immer viel auf die Schulbehörde
geschimpft – möchte ich auch einmal den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern für die Arbeit in ihren Fe-
rien danken, denn unter den Vorzeichen eines be-
vorstehenden und eines durchgeführten Volksent-
scheids war das nämlich auch für Behördenmitar-
beiter eine bisher unbekannte Erfahrung, lieber
Herr Neumann.

(Michael Neumann SPD: In den Ferien zu
arbeiten?)

– Nicht in den Ferien zu arbeiten, diese Bemer-
kung finde ich daneben, Herr Neumann.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Es ist so, dass die Behörde in erster Linie damit
befasst ist, Planungen und Umsetzungen dieser
Schulreform durchzuführen, und wir mussten na-
türlich beides berücksichtigen. Wir mussten einer-
seits die Einführung der Primarschule so vorberei-
ten, dass sie am 19. August hätte starten können,
und das ist 1a geschehen. Gleichzeitig mussten
wir aber die Möglichkeit eines verlorenen Volksent-
scheids berücksichtigen. Wer ein bisschen Einblick
in die Komplexität von Schulentwicklungsplanung
hat oder ein bisschen von Schulorganisation ver-
steht, der weiß, dass es schlechterdings nicht
möglich ist, zwei parallele Schulentwicklungspla-
nungen gleichzeitig durchzuführen. Wer sich ein-
mal die Vorbereitung eines neuen Schuljahres an-
geschaut hat, der weiß, dass sie sich nicht nur
über viele Monate erstreckt, sondern die Berech-
nungen teilweise schon mit Ressourcenzuweisun-
gen beginnen bis hin dann zur Erstellung der Stun-
denpläne vor den Ferien. Das ist ein intensiver
Prozess mit Tausenden Beteiligten und das muss
auf planbaren Vorgaben und Grundlagen stattfin-
den. Wir reden hier von 220 000 Schülerinnen und
Schülern und 18 000 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern; das ist der größte Betrieb in Hamburg. Sie
können nicht ein neues Gebäude bauen und sich
im zweiten Stockwerk überlegen, ob es eine Kirche
oder eine Garage wird. Insofern muss man das
schon sehr gut planen.

Wir haben Demokratie – ein Glück –, die auch
durch Volksentscheide bereichert wird. Deshalb
kann es nur funktionieren, wenn alle an den trans-
parenten Verfahren beteiligt werden. Da kamen
doch glatt solche Fragen wie – egal von wem, ich
will das gar nicht persönlich nehmen –, könnt ihr in
der Schulbehörde nicht einfach schnell umsteuern.
Da kann ich nur sagen: Nein, denn dazu sind erst
einmal demokratische Verfahren durch gesetzliche
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Grundlagen zu schaffen. Wo kämen wir denn hin,
wenn eine Exekutive anfangen würde, erwartete
Beschlüsse im Parlament umzusetzen, bevor diese
Beschlüsse überhaupt gefasst wurden? Herr Rabe,
das haben Sie so im Schulausschuss vorgeschla-
gen. Da kämen wir aber auf eine schiefe Ebene,
so geht das nicht.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Trotzdem – und das wissen Sie, Herr Rabe – ha-
ben wir im Rahmen unserer Kompetenzen als Be-
hörde immer zwei Szenarien berücksichtigt, einen
gewonnenen und einen verlorenen Volksent-
scheid. Dieser Umsichtigkeit ist es zu verdanken,
dass wir nun mit einem klaren Plan und vor allen
Dingen mit einer klaren Priorisierung die erforderli-
chen Korrekturen vornehmen können und Sie als
Bürgerschaft werden die notwendigen Rechtsän-
derungen beschließen. Eine Änderung des Ham-
burgischen Besoldungsgesetzes steht schon in der
ersten Bürgerschaftssitzung nach den Ferien auf
der Tagesordnung und soll an den Schulaus-
schuss überwiesen werden, genauso wie eine
Schulgesetzänderung für den 15. September ge-
plant ist, wie Sie das schon ansprachen. Sie wis-
sen auch, dass die Obleute aller Fraktionen im gu-
ten Austausch sind, und Sie bekommen von mei-
ner Behörde alle Informationen, die Sie brauchen.
Insofern können wir natürlich parallel zum Gesetz-
gebungsverfahren schon einmal die erforderlichen
Vorbereitungen treffen. Das bezieht sich zum Bei-
spiel auch auf die Überarbeitung der Ausbildungs-
prüfungsordnung, die Bildungspläne und natürlich
den novellierten Schulentwicklungsplan, der dann
in die Deputation kommt, und die Bauplanung. Ich
muss meinen Mitarbeitern in diesem Bereich lang-
sam einmal den goldenen Zollstock verleihen. Sie
haben mit 25er- und 20er-Frequenzen geplant,
dann hat der Schulfrieden die Frequenzen noch
einmal gesenkt und es ist noch einmal überplant
worden. Jetzt dürfen die Armen das wieder überar-
beiten. Das ist schon eine ziemliche Herausforde-
rung – Herr Heinemann, Sie nicken – und wir müs-
sen auch sagen, dass die bereits eingeleiteten
Baumaßnahmen stehen und nicht umsonst sind.
Das sind Maßnahmen des Konjunkturprogramms,
sowohl des Bundes wie auch des hamburgischen,
und die werden weiter umgesetzt, unter anderem
auch die Fachräume naturwissenschaftlicher Les-
art in den Grundschulen. Insofern ist die Zeitpla-
nung klar und wir werden bis zum Dezember und
damit rechtzeitig zur nächsten Anmelderunde alles
abschließen. Das ist ambitioniert, aber an große
Herausforderungen haben wir uns mittlerweile ge-
wöhnt.

Jetzt komme ich zur dritten Aufgabe, die lautet
– und das finde ich sehr wichtig –, dass wir mit un-
verändertem Engagement all jene Teile der Bil-
dungsreform umsetzen werden, die vom Ausgang
des Volksentscheids nicht betroffen sind. Auch
wenn die Primarschule das weitestgehende Ele-

ment der Bildungsreform war und jetzt abgelehnt
wurde, bleibt die gesamte Bildungsreform ein gu-
tes und vernünftiges Programm.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Es ist vieles schon genannt worden. Da ist die Ein-
führung der Stadtteilschule mit eigener Oberstufe
von zentraler Bedeutung und trotz der Auseinan-
dersetzungen, die in den letzten Monaten und
auch in den letzten beiden Jahren gelaufen sind
– wobei wir schon nach acht Wochen die Haupt-
schule gemeinsam abgeschafft haben –, haben wir
eine breite gesellschaftliche Akzeptanz für die
Stadtteilschule und es geht jetzt darum, sie zum
Erfolg zu führen. Daran arbeiten alle mit Hoch-
druck. Der Übergang von der Schule in den Beruf
ist angesprochen worden, auch da gibt es einen
breiten Konsens mit allen Verbündeten, also ein-
schließlich der Wirtschaft und der Gewerkschaften.

Der Ausbau der Ganztagsschulen geht voran. Wei-
tere 23 Grundschulen werden damit starten und es
gibt fünf Pilotstandorte, die mit den Hortträgern zu-
sammen eine Ganztagsschule neuer Prägung ein-
führen. An der Schnittstelle Kita/Schule wird eine
verstärkte Sprachförderung stattfinden und – das
ist sehr erfreulich in diesem Jahr – über 50 Prozent
der Kinder sind in Vorschulklassen eingeschult.
Das gab es auch noch nicht.

Dass mir persönlich die Weiterentwicklung der in-
tegrativen Beschulung von Kindern mit sonderpäd-
agogischem Förderbedarf wichtig ist, ist bekannt.
Wir setzen hier neben Bremen die UN-Konvention
für die Rechte behinderter Menschen vorbildlich
um. Wir waren selbst überrascht, wie viele Eltern
von Erst- und Fünftklässlern dieses Recht wahrge-
nommen haben. Deshalb haben wir 79 neue Inte-
grationsstandorte einrichten können, zehn Gymna-
sien sind dabei und das ist ein ganz großer Schritt,
diese UN-Konvention mit dem Individualrecht um-
zusetzen.

Nicht zuletzt gilt immer bei der Schulpolitik die ein-
fache, aber treffende Feststellung: Eine Schule ist
nur so gut, wie ihre pädagogischen Inhalte und ih-
re Methoden sind und die neue Lernkultur, hier
auch schon mehrfach angesprochen, ist das Herz-
stück unserer bildungspolitischen Ziele und Re-
formbemühungen. Hier setzen wir auf die individu-
elle Förderung in kleineren Klassen, die unverän-
dert bleibt. Unser Motto "Eine kluge Stadt braucht
alle Talente" wird nicht verworfen, sondern gewinnt
mehr denn je an Bedeutung. Es geht um jedes ein-
zelne Kind und auch Fördern statt Wiederholen
steht im Mittelpunkt, sodass von Klasse 7 bis 10
nicht mehr ab- beziehungsweise umgeschult wird.
Das Ganze geht nicht ohne Personal, deshalb
bleibt auch das Fortbildungsprogramm erhalten.

Wir haben in der Sondersitzung des Schulaus-
schusses, wie mehrfach erwähnt, schon einen
Großteil dargelegt. Ich bin aber gerne bereit, in
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den Schulausschusssitzungen regelmäßig über
den Fortgang zu berichten und auch über die Um-
setzung aus den Folgen des Volksentscheids.

Lassen Sie mich zum Schluss noch ein paar An-
merkungen zum Ausgang des Volksentscheids
machen. Sie können sich lebhaft vorstellen, dass
die Entscheidung und das Ergebnis für mich eine
herbe Enttäuschung sind. Aber entgegen allen Be-
hauptungen akzeptiere ich dieses Ergebnis ohne
Wenn und Aber, denn wenn eine tiefgreifende
Schulstrukturreform nicht die Einsicht und Über-
zeugung vieler Bürgerinnen und Bürger trifft, dann
kann man es nicht machen. Wir müssen erkennen,
dass die Zeit noch nicht reif war und viele Men-
schen nicht bereit waren, diesen großen Schritt zu
gehen. Es gibt natürlich viele Bürgerinnen und Bür-
ger, die für die Reform gestimmt haben, aber das
war eben nicht die Mehrheit. Dennoch sage ich in
diesen Tagen vielen meiner Lehrerkolleginnen und
-kollegen, die so viel Herzblut und Engagement
eingebracht und gekämpft haben: Den Wunsch
nach einer gerechteren Schule und das Ziel einer
leistungsstärkeren Schule können und müssen wir
uns bewahren, weil wir vieles, was eine moderne
Pädagogik vorantreibt, in den Schulen auch mit
dem, was von der Reform jetzt umgesetzt wird,
verwirklichen können. Es ist schon angesprochen
worden, dass der Volksentscheid die bildungspoliti-
schen Probleme nicht gelöst hat. Die Herausforde-
rungen und Aufgaben sind die gleichen geblieben
und die Kinder und Jugendlichen auch.

Insofern müssen wir die Schwerpunkte und die
Ziele, die wir haben, weiter verfolgen. Den Zugang
zu höheren Abschlüssen zu ermöglichen, die Zahl
der Schulabbrecher zu reduzieren, mit Stadtteil-
schule und Gymnasium zwei gleichwertige Wege
zum Abitur zu schaffen und auf die individuelle
Förderung zu setzen, das sind alles bildungspoliti-
sche Ziele, die ich als grüne Schulpolitikerin seit
Langem vertrete und nun umsetzen kann. So bitter
es ist, dass die Zeit für den großen Paradigmen-
wechsel noch nicht reif war – wir haben schon den
Brunnen gebohrt und die Menschen hatten noch
keinen Durst, um das einmal mit dem chinesischen
Sprichwort zu sagen –, bleibt uns aber die Möglich-
keit, Schulpolitik aus einem Guss zu machen. Da-
hinter stehe ich und ich hoffe, dass wir das ge-
meinsam weiter fortsetzen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Frau Ernst.

Britta Ernst SPD: Herr Präsident, sehr geehrte
Damen und Herren! Einige wenige Anmerkungen
möchte ich noch machen. Zum einen ist gefragt
worden – Frau Heyenn, Sie waren es –, warum wir
überhaupt einen Antrag eingebracht haben. Wir
hatten nach diesem Volksentscheid, der uns alle

sehr betrifft, in der Tat die große Sorge, dass die
Hamburgische Bürgerschaft nach der Sommerpau-
se gar nicht mehr darüber diskutiert. Wenn wir die-
sen Antrag nicht eingebracht hätten, dann wäre
das auch nicht passiert. Das wäre untergegangen
in Fragen von Nichtregierungserklärung und Bür-
germeisterwahl und das hätten wir als sehr unan-
gemessen empfunden, weil wir politisch in dieser
Frage sehr engagiert sind. Das ist der erste Punkt.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von Jens Ker-
stan GAL)

Der zweite Punkt ist, dass wir auch deshalb eine
Sondersitzung vor Schulbeginn gefordert haben,
weil wir es nötig fanden, dass über diese Dinge
auch in der Öffentlichkeit diskutiert wird. Es stimmt,
dass wir einen besseren schulpolitischen Aus-
tausch zwischen den Fraktionen als zu manch an-
derer Zeit haben, aber wir müssen auch feststel-
len, dass wir nicht die Gesamtheit der hamburgi-
schen Öffentlichkeit darstellen und nicht alles, was
wir hier richtig finden, an den Schulen auch auf Ak-
zeptanz stößt. Deshalb gehört eine größere Öffent-
lichkeit, eine öffentliche Debatte, eine Aus-
schussberatung dazu und deshalb auch dieser
Beitrag und die Überweisung an den Schulaus-
schuss. Mein Eindruck ist, dass es der Schulbehör-
de nicht geschadet hat, dass wir ein bisschen
Druck gemacht haben, hier etwas zügiger Klarheit
herzustellen.

(Beifall bei der SPD)

Ich wollte zum Ausgang des Volksentscheids noch
zwei, drei grundsätzliche Bemerkungen machen.
Es ist so, dass wir eine große Niederlage bei der
Frage des längeren gemeinsamen Lernens erlitten
haben. Schaut man ein wenig über Hamburg hin-
aus, sieht man, dass sich bei der Frage des länge-
ren gemeinsamen Lernens viele streiten, aber sich
auch viele scheuen, diesen Weg zu gehen. Bei
schulpolitischen Strukturfragen haben wir in
Deutschland seit vielen Jahrzehnten einen großen
Streit und eine Auseinandersetzung. Das unter-
scheidet dieses Thema von anderen Fragen. In
der Frage kleiner Klassen gibt es eine viel größere
Einigkeit als in der Frage, wie gegliedert unser
Schulsystem sein soll. Schauen wir ein wenig zu-
rück, so haben wir doch immerhin in Hamburg er-
reicht, dass es hier einen großen parteipolitischen
Konsens darüber gibt, die Hauptschule nicht fort-
zuführen, sondern abzulösen und sich vom drei-
gliedrigen Schulsystem zu verabschieden. Das ha-
ben wir gemeinsam erreicht, das ist auch unstrittig
in der Stadt. Wir haben nicht geschafft, die Tren-
nung von zehnjährigen Kindern und die Sortierung
auf weiterführende Schulen zu verhindern. Aber
ich möchte zum Gesamtpaket sagen, dass die
Schulstruktur in Richtung Stadtteilschule dennoch
ein großer Schritt und eine große Verbesserung
ist, weil Kinder eben nicht mehr in einem dreiglied-
rigen Schulsystem verteilt werden, sondern zwei
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weiterführende Schulen vorfinden, die beide alle
Wege bis zum Abitur offenlassen. Das ist eine Ver-
besserung und bei allem Kummer über das Ergeb-
nis des Volksentscheids möchte ich noch einmal
feststellen, dass wir jetzt doch eine Schulstruktur
vorfinden, die die Voraussetzung bietet, um zu
mehr Chancengleichheit und Leistungsorientierung
zu kommen.

(Beifall bei der SPD)

Seit dem Volksentscheid ist ziemlich viel Zeit ver-
gangen und wir haben nach wie vor keinen Ge-
setzentwurf, mit dem der Volksentscheid umge-
setzt wird. Meine Fraktion drängt sehr darauf. Es
gibt grundsätzlich immer wieder die Diskussion,
welche Relevanz Volksentscheide in dieser Stadt
haben, und wir möchten auf jeden Fall den Ein-
druck verhindern, dass hier irgendetwas nicht ernst
genommen wird. In diesem Zusammenhang möch-
te ich, Herr Gwosdz, die Frage der Kommunikation
der Starterschulen ansprechen. Die Verwirrung hat
überhaupt nichts mit der Diskussion der SPD zu
tun. Die Verwirrung hat damit zu tun, dass unmit-
telbar nach dem Volksentscheid aus der Schulbe-
hörde das Signal gegeben wurde, dass diese
23 Schulen selbstverständlich alle geschlossen in
einen Schulversuch übergehen würden. Das halte
ich in der Tat für einen großen Fehler, der auch zu
dieser Empörung in der Stadt geführt hat und da-
zu, dass wir als SPD uns dagegen geäußert ha-
ben, denn so kann es nicht gehen. Selbstverständ-
lich brauchen wir für die Kinder, die jetzt in diesen
Starterschulen sind, eine klare Lösung.

Vizepräsident Wolfhard Ploog (unterbrechend):
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Herrn Gwosdz?

Britta Ernst SPD: Ja.

Zwischenfrage von Michael Gwosdz GAL:* Ich
würde gerne wissen, Frau Ernst, worauf Ihre Aus-
sage beruht, dass aus der Schulbehörde oder aus
den Reihen von CDU und GAL die Aussage kam,
dass alle 23 Schulen geschlossen in einen Schul-
versuch überführt wurden. Dafür hätte ich gerne
einen schriftlichen Beleg, ich kenne diese Aussage
nicht.

Britta Ernst (fortfahrend): Ich habe an der Presse-
konferenz teilgenommen, die Senatorin Goetsch
unmittelbar nach dem Volksentscheid einberufen
hat, und da ist dieses Signal deutlich gegeben wor-
den. Das ist auch in der Öffentlichkeit so wahrge-
nommen worden und hat zu den kritischen Diskus-
sionen geführt. Ich bin sehr froh, dass es inzwi-
schen eine ganz deutliche Aussage gibt – Frau
Föcking hat das klargestellt –, dass das nicht der
Fall ist und so nicht gemeint ist, denn das hätte in
der Tat zwei Dinge berührt. Zum einen gab es das

Signal, der Volksentscheid werde nicht akzeptiert
und es werde durch die Hintertür versucht, die
Starterschulen einzusetzen, und zum anderen wird
man auch den Eltern nicht gerecht, weil diese un-
ter völlig anderen Bedingungen entschieden ha-
ben, ihre Kinder an den Starterschulen anzumel-
den. Deshalb ist unsere Forderung, dass diese
Kinder selbstverständlich erst einmal da bleiben,
wo sie sind, aber dass die Eltern umfassende In-
formationen über ihre Möglichkeiten bekommen,
die sich sehr verändert haben. Da müssen wir als
Bürgerschaft sehr schnell gesetzliche Klarheit
schaffen, wie sich das Elternwahlrecht gestaltet,
denn diese Eltern werden für die Entscheidung, ob
sie ihr Kind dort ein halbes Jahr, ein Jahr oder zwei
Jahre lassen, wissen wollen, ob sie nach Klasse 6
ihr Elternwahlrecht wahrnehmen können oder
nicht. Dafür haben wir bisher keine ausreichende
gesetzliche Klarheit. Diese müssen wir schaffen,
damit die Eltern auch die Rahmenbedingungen gut
verstehen. Ich hoffe, das hat noch einmal zur Ver-
deutlichung unserer Sichtweise beigetragen.

(Beifall bei der SPD)

Wir teilen Ihre optimistische Einschätzung nicht,
dass die Rechtsgrundlagen zu den Starterschulen
so toll sind, wie Sie das dargestellt haben.

Zum zweiten Punkt, Frau Senatorin Goetsch, ha-
ben Sie eben sehr massiv gesagt, dass die gesetz-
lichen Grundlagen eingehalten werden müssten.
Auch hinsichtlich der Fusionsschulen gibt es eine
Reihe von Fragezeichen. Sie haben im Schulaus-
schuss die Notwendigkeit dargelegt, dass die
Schulen, die noch gar nicht fusioniert sind, jetzt fu-
sionieren müssen, um dann in Ihren Gremien wie-
der die Trennung zu beschließen. Ich bin mir nicht
sicher, ob man nicht auch einen einfacheren Weg
finden kann und wir sind uns im Übrigen nicht si-
cher, ob die rechtliche Grundlage der Fusions-
schulen überhaupt schon vorhanden ist. Insofern
ist das Mindeste, was wir als Gesetzgebung erwar-
ten können, dass die rechtlichen Grundlagen, auf
denen eine Schulbehörde arbeitet, sauber sind.
Mein Eindruck ist, dass das nicht so ist, wie es ei-
gentlich sein könnte.

(Beifall bei der SPD)

Dennoch gibt es viel zu tun und diese Debatte hat
auch gezeigt, dass wir uns freuen, wenn wir diese
Diskussion konstruktiv kritisch im Sinne der Kinder
in Hamburg führen können. Wir werden uns in si-
cherlich vielen Schulausschusssitzungen damit be-
fassen und hoffen, dass der Volksentscheid vor
den Herbstferien auch mit seinen Ergebnissen um-
gesetzt wird und die vielen Fragen, die es noch in
Hamburg gibt, auch beantwortet werden können.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort hat
Herr Beuß.

Wolfgang Beuß CDU:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich hoffe, dass ich dafür keinen
Ordnungsruf kassiere, aber jetzt sage ich das
zweite Mal etwas, was ich vorhin auch schon Herrn
Neumann gesagt habe: Irgendwo gibt es bei Ihnen
gewisse Wahrnehmungsstörungen. Ich war bei
dieser Pressekonferenz zugegen, Frau Ernst, und
so falsch, wie Sie die Äußerungen der Senatorin
interpretieren, kann man das nicht im Raum stehen
lassen. Je mehr Sie dies auch behaupten, desto
weniger wird es richtig.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Gibt es weitere
Wortmeldungen, meine Damen und Herren? – Das
ist nicht der Fall. Dann kommen wir zur Abstim-
mung.

Wer dem Antrag der SPD–Fraktion aus der Druck-
sache 19/6964 seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstim-
men? – Stimmenthaltungen? – Das ist dann mehr-
heitlich abgelehnt.

Ich rufe auf den Punkt 89 der Tagesordnung,
Drucksache 19/6965, Antrag der CDU- und der
GAL-Fraktion: Erfassung von WLAN-Nutzerdaten
durch Google.

[Antrag der Fraktionen der CDU und GAL:
Erfassung von WLAN-Nutzerdaten durch Goo-
gle
– Drs 19/6965 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Rechts- und Gleichstellungsausschuss über-
weisen. Wer wünscht das Wort? – Herr Müller, bit-
te.

Farid Müller GAL: Sehr geehrter Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Neue Technologien und
neue Wege der Kommunikation lassen unsere per-
sönlichen Daten für große Konzerne immer inter-
essanter werden. Dieser Datenhunger kann dazu
führen, dass unser Grundrecht auf informationelle
Selbstbestimmung und das Grundrecht auf Ge-
währleistung der Vertraulichkeit und der Integrität
informationstechnischer Systeme grob verletzt
werden. Im Einzelfall geht es dabei meist um Ein-
griffe, die nicht so gravierend erscheinen, das Ab-
lichten eines Hauses oder – worum es heute in un-
serem Antrag geht – die Speicherung von
WLAN-Nutzerdaten. Durch die massenhafte Spei-
cherung und die Verknüpfung mit anderen Daten
ergibt sich aber eine Gefährdung dieser genannten
Grundrechte in Deutschland. Dass diese Gefähr-
dung ernst genommen wird, zeigt die lebhafte De-

batte über die Aktivitäten des Internetkonzerns
Google.

Gestatten Sie mir eine Zwischenbemerkung an die
Linke. Auch wenn Sie heute gesagt haben, dass
es alles unwichtige Themen seien, die die Regie-
rungskoalition angemeldet habe, so wird draußen
die Debatte sehr heftig geführt und es ist richtig,
dass wir dieses im Parlament aufgreifen und ver-
suchen, dafür eine Lösung zu finden.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Viele Menschen empfinden es nämlich als latentes
Risiko für ihr Grundrecht auf Vertraulichkeit ihrer
Daten, wenn Google anfängt, Häuser zu speichern
und öffentlich verfügbar zu machen. Das ist auch
durchaus nachvollziehbar, denken Sie nur einmal
daran, dass Arbeitgeber, die Bewerbungen bekom-
men und die Adresse sehen, sich dann das Haus
anschauen und sich einen Eindruck verschaffen
können. Ist das vielleicht ein Mietshaus? Was ist
das für ein soziales Umfeld? Ist die Fassade ge-
pflegt? Liegt Müll auf der Straße? Es ist ziemlich
ärgerlich, dass Google die Sensibilität fehlt, diesen
Gefahren mit einem vorbehaltlosen, jederzeit mög-
lichen Widerspruchsrecht zu begegnen. Das muss
gewährt werden, das ist das Mindeste.

Die Erfassung von WLAN-Nutzerdaten geht aber
noch einen Schritt weiter. Die Frage ist dann: Ha-
ben Sie WLAN, wie nennen Sie Ihr Netzwerk, ver-
schlüsseln Sie es, sind Sie technisch auf der Hö-
he? Wir Grünen sind der Auffassung, dass diese
Fragen niemanden etwas angehen außer diejeni-
gen, die ein WLAN-Netzwerk betreiben. Mit unse-
rem Antrag wollen CDU und GAL die Aktivitäten
der großen Internetkonzerne oder auch der For-
schungseinrichtungen wieder in den Einklang mit
dem deutschen Grundgesetz bringen. Ich bedaue-
re sehr, dass die Bundesregierung hierzu noch
nicht in der Lage ist.

Wie Sie vielleicht verfolgen konnten, hat der
schwarz-grüne Senat bereits eine Bundesratsinitia-
tive zum Thema Street View auf den Weg gebracht
zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes.
Heute müssen wir eine Presseerklärung der Kolle-
gen von der SPD lesen, wo Sie so tun, als ob Sie
davon nichts wüssten, weil Sie das nämlich for-
dern. Der Hamburger Antrag ist sogar im Bundes-
rat angenommen worden und liegt nun dem Bun-
destag vor. Insofern ist es gut, dass Sie noch ein-
mal darauf hinweisen, aber es ist längst gesche-
hen, Herr Grund, und ich freue mich darüber, dass
diese Initiative aus der Internethauptstadt Ham-
burg kommt.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Wir können alle sehr zufrieden damit sein, dass wir
dies sehr ernst nehmen, denn eines muss uns klar
sein: Wenn das Vertrauen ins Internet und in die
Nutzung der Daten nicht mehr auf Akzeptanz in
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der Bevölkerung stößt, dann haben wir, was die
Verwendung des Internets insgesamt in der Zu-
kunft bedeutet, ein größeres Problem, und zwar
nicht nur im privaten, sondern auch im wirtschaftli-
chen Bereich, denn viele Geschäfte, das wissen
Sie selbst, werden inzwischen über das Internet
generiert. Das ist durchaus ein Bereich, in dem
Deutschland weit vorn ist und wir auch wollen,
dass es so bleibt.

Meine Damen und Herren! Wir wollen uns dafür
einsetzen, dass dem Ablichten und Veröffentlichen
von Personen und privaten Wohnungen vorbehalt-
los und ohne Fristen widersprochen werden kann.
Wir wollen uns weiterhin dafür einsetzen – auch
wenn die Scannung dieser WLAN-Daten angeblich
nur ein Versehen war –, dass das in Zukunft nicht
wieder vorkommt und auch geahndet werden
kann. Es ist, wie Sie alle wissen, nicht ganz ein-
fach mit den Konzernen, die ihren Hauptsitz nicht
in Deutschland und oft nicht in Europa haben. Das
ist dieselbe Debatte, die wir teilweise auch bei Fa-
cebook führen. Wie kommen wir an die Konzerne
heran, um sie dazu zu bringen, unser deutsches
Bundesdatenschutzgesetz einzuhalten und die
Verfassung der Bundesrepublik Deutschland.

Deswegen haben wir den Senat aufgefordert, ge-
eignete Wege zu finden, um dies in Zukunft zu ver-
hindern. Das ist wichtig, denn man darf Google
nicht alleine lassen und darauf setzen, dass sie al-
les selbst regeln. Ich glaube, dies ist allen klar ge-
worden und die Debatte in Deutschland hat sehr
deutlich gezeigt, dass wir klare, verständliche Re-
geln brauchen. – Danke.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Herr Röder.

Berndt Röder CDU:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Das ist sicherlich ein Thema, was
die Menschen bewegt, und zwar auf ganz unter-
schiedliche Weise. Naturgemäß bewegt es die Ju-
gendlichen, die bereits einen Teil ihrer Sozialisati-
on mit dem Internet erfahren haben, weniger als
etwas ältere Menschen. Deshalb gilt es, einige
Kernfragen zu klären, die auch bestehende Ängste
abbauen.

Nun kann man sich natürlich fragen, warum disku-
tieren wir das eigentlich im Moment bundesweit
anhand des Ablichtens von Fassaden. Es gibt
deutlich wichtigere inhaltliche Abgrenzungspunkte,
mit denen wir uns sicherlich auch befassen werden
müssen. Das Verfallsdatum von Dateien, die Pri-
vatsphäre in sozialen Netzwerken, der Kinder- und
Jugendschutz und ein zentrales Widerspruchsregi-
ster sind alles Dinge, über die man diskutieren
muss.

Heute beschäftigen wir uns mit den WLAN-Daten.
Einer der ganz großen Anbieter hat geäußert, er
habe sich zum Ziel gesetzt, die auf der Welt vor-
handenen Informationen zugänglich zu machen.
Das ist ein sehr interessantes, sehr hehres Ziel,
aber es wirft natürlich auch eine der Kernfragen
auf, nämlich, wie weit eigentlich eine digitale Erfas-
sung des Lebens gehen kann, wie weit sie es soll-
te und wie man die Privatsphäre des Einzelnen da-
bei schützen kann. Wenn ich mir WLAN anschaue
und den Vorgang, den wir diskutiert haben, der zu
diesem Antrag geführt hat, dann ist festzustellen,
dass eine solche Grundentscheidung nicht nur der
Grundgesetzgeber, sondern auch der Vorgänger
davon bereits einmal, nämlich zum Post-, Brief-
und Fernmeldegeheimnis, geklärt hat und dieses
sehr unmissverständlich. Natürlich kann man das
nicht einfach so übernehmen, aber der Grundge-
danke ist derselbe. Es muss einen Raum geben,
der für den einzelnen Bürger geschützt ist. Wie
wichtig dies ist, zeigt sich daran, dass diese
Grundgesetzbestimmung im Artikel 10 zum unver-
änderlichen Kerngehalt unseres Grundgesetzes
gehört.

Meine Damen und Herren! Der Gründer eines der
besonders großen Anbieter, nämlich Google, hat
einmal gesagt, die Gesellschaft müsse entschei-
den, was sie hinnehmen wolle. Genau darüber
wollen wir im Rechtsausschuss diskutieren und ich
bin auf eine sehr interessante Diskussion einge-
stellt.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Herr Grund.

Uwe Grund SPD:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich freue mich darüber, dass die Dis-
kussion inzwischen qualitativ erkennbar über den
Antrag hinausgeht, der uns heute vorgelegt wor-
den ist. Ich weiß nicht, ob Sie sich die Mühe ge-
macht haben, den Antrag einmal ganz genau zu
studieren. Er sagt nämlich, man möge prüfen, wie
rechtlich es zulässig ist, WLAN-Daten illegal zu
scannen – das ist jetzt meine Formulierung. Ich
glaube, dass die rechtliche Prüfung nicht so
schwierig ist.

Des Weiteren steht im zweiten Absatz, man möge
die Widerspruchsmöglichkeiten bei solchen Film-
anlagen prüfend erleichtern und die Bürger infor-
mieren. Klammer auf: Der Senat hat dies schon
getan, also ist der Antrag in dem Punkt auch schon
hinfällig. Das wäre doch ein bisschen zu flach. Ich
bin mit Herrn Röder und auch anderen, die sich
geäußert haben, der Meinung, dass es nicht allein
um das Fotografieren von Häusern geht, wobei,
wenn jemand gerne auf seiner Terrasse alleine
sein will und deshalb eine zwei Meter hohe Hecke
pflanzt und dann ein Auto mit einem Mast nach
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oben kommt und fotografiert, dann sind das schon
Eingriffe in Persönlichkeitsrechte, die man nicht
bagatellisieren kann.

Aber das eigentlich Spannende – das ist gerade
ganz richtig von Herrn Müller gesagt worden –
steht gar nicht in dem Antrag. Das ist doch viel-
mehr, dass dieser Konzern inzwischen aus unter-
schiedlichsten Quellen über immer mehr personen-
bezogene Daten über uns alle, jedenfalls soweit
wir uns im Netz bewegen, verfügt. Die sind im De-
tail harmlos: Wofür interessiere ich mich im Inter-
net, was kaufe ich irgendwo ein oder ähnliche In-
formationen. Welche Dinge ich in meinem StudiVZ
oder SchülerVZ preisgegeben habe, mag alles für
sich genommen sehr harmlos sein, aber die Ver-
knüpfung der Daten mit der privaten Adresse, da-
mit, ob da ein Haus ist, wie groß das Grundstück
ist, mit all den Informationen, die da zusammenge-
fügt werden, das ist ein neuer Sprengstoff.

Das sorgfältig zu prüfen, ist richtig und wichtig.
Herr Müller, Sie haben so getan, also ob das alles
schon erledigt sei – nichts ist erledigt. In Berlin
streitet man sich heftig über die richtige Lösung.
Da ist es richtig, wenn die SPD fordert, dass sich
dieser Senat weiter für ein Bundesdatenschutzge-
setz einsetzen soll, das diese Probleme wirklich
aufgreift.

Noch eine Anmerkung: Vor einem Jahr hat sich die
SPD-Bundestagsfraktion dafür eingesetzt, dass
zum Beispiel die Verbraucherzentralen ein Ver-
bandsklagerecht zum Thema Datenschutz bekom-
men. Die CDU hat im Bundestag verhindert, dass
das passiert. Es wäre aber notwendig, wenn ich an
SchülerVZ, StudiVZ und Ähnliches denke und
auch an Google und nicht immer dem Einzelnen
sagt, du musst deine Rechte erst durch Wider-
spruch erkämpfen. Wohin sind wir denn gekom-
men?

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und Beifall
bei der LINKEN)

Die Unternehmen dringen in unsere Privatsphäre
ein und wir müssen Widerspruch, Sperrvermerke
und Löschungen beantragen. Das ist die Realität,
bei der wir angekommen sind, und das ist eine
Verletzung der Bürgerrechte. Deshalb muss man
das Thema grundsätzlicher angehen. Ich finde es
klasse, dass wir jetzt Gelegenheit haben, diese
Diskussion auch in Hamburg zu führen. Die
SPD-Fraktion wird dabei unterstützend tätig sein.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Frau Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Herr Präsident! Lassen Sie mich vor-
weg einmal dem Hamburgischen Beauftragten für
Datenschutz und Informationsfreiheit ein Kompli-

ment machen, der in der Auseinandersetzung mit
Google wesentlich zur Sensibilisierung für diese
Problematik, über die wir heute reden, beigetragen
hat.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und der
GAL und vereinzelt bei der CDU)

Da hätte die CDU ruhig auch einmal klatschen
können.

(Viviane Spethmann CDU: Haben wir doch!)

– Okay.

Er hat hartnäckig eine Praxis von Google kritisiert,
die durch einen eklatanten Mangel an Respekt vor
persönlichen Daten und dem Schutz der Privat-
sphäre gekennzeichnet ist.

Wir stimmen im Ergebnis dem vorliegenden Antrag
der Regierungsfraktionen zu. Er zielt darauf ab, ei-
ne nachträgliche erkannte Lücke im Hamburger
Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesdaten-
schutzgesetzes zu schließen. Dieser Gesetzent-
wurf, den wir begrüßen, stammt von April. Im Mai
wurde der Skandal bekannt, dass die
Street-View-Fahrzeuge, die in Deutschland seit ge-
raumer Zeit Straßen und Fassaden abfotografier-
ten, nebenher WLAN-Daten von Internet- und Te-
lefonnutzern sammelten. Nicht nur die Kennungen
ungesicherter Drahtlosnetzwerke wurden gespei-
chert, sondern auch Teile privater E-Mails. Das
Vorgehen von Google macht deutlich, wie drin-
gend eine gesetzliche Regelung zum Schutz per-
sönlicher Daten vor vordemokratisch, oder man
sollte vielleicht besser sagen postdemokratisch,
agierenden Großkonzernen ist. Deshalb unterstüt-
zen wir den vorliegenden Antrag, obwohl er noch
ein bisschen vage ist; da gebe ich Herrn Grund
Recht.

Wir brauchen darüber hinaus – und auch da stim-
me ich Ihnen vollständig zu – eine grundlegende
Reform des Bundesdatenschutzgesetzes im Hin-
blick auf Internetveröffentlichungen. Dieses Gesetz
stammt aus dem letzten Jahrhundert, aus einer
Zeit, in der die Entwicklung des Internets und der
damit verbundenen Möglichkeiten nicht annähernd
absehbar war. Wir brauchen deshalb dringend eine
öffentliche Debatte über die Verarbeitung systema-
tisch erfasster Geodaten zu kommerziellen
Zwecken, ihre Bedeutung als öffentliche Güter und
die Gefahr der Monopolisierung ihrer Nutzung.

Wir setzen uns in dieser Debatte dafür ein, den
Umgang mit Geodaten als öffentliches Gut gesetz-
lich zu regeln. Wird der Umgang nicht geregelt,
würden private Großkonzerne über kurz oder lang
das Monopol auf die Verwendung und weitere Ver-
arbeitung solcher Daten haben. Diese Gefahr ist
deutlich absehbar.

Ebenso setzen wir uns dafür ein, dass der Schutz
personenbezogener Daten und das informationelle
Selbstbestimmungsrecht unter den sich ständig
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ändernden Bedingungen sichergestellt werden.
Durch die Verknüpfung – darauf hat Herr Grund zu
Recht hingewiesen – entstehen sehr schnell neue,
unkontrollierte personenbezogene Daten. Dem
wird das Bundesdatenschutzgesetz in keiner Wei-
se gerecht. Wir wollen kein Verbot neuartiger Dien-
ste, sondern ein zeitgemäßes Datenschutzrecht,
das auch den Konflikt zwischen der Freiheit des
Netzes und dem informationellen Selbstbestim-
mungsrecht reguliert. Wir werden daher Initiativen
des Senats, die in diese Richtung zielen, auch in
Zukunft unterstützen. – Danke.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Meine Damen
und Herren! Weitere Wortmeldungen sehe ich jetzt
nicht. Dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer einer Überweisung der Drucksache 19/6965
an den Rechts– und Gleichstellungsausschuss zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist ein-
stimmig so überwiesen.

Wir kommen zum Punkt 91 der Tagesordnung,
Drucksache 19/6970, Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE: Atomkraft abschaffen: Laufzeitverlängerung
verhindern!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Atomkraft abschaffen: Laufzeitverlängerung
verhindern!
– Drs 19/6970 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 19/7074 ein ge-
meinsamer Antrag der GAL- und der CDU-Fraktion
vor.

[Antrag der Fraktionen der GAL und CDU:
Laufzeitverlängerungen von Kernkraftwerken
(2)
– Drs 19/7074 –]

Wer wünscht das Wort? – Frau Heyenn, bitte.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! In der rot-grünen Koalition auf
Bundesebene wurde mühsam ein Atomkonsens
ausgehandelt. Das war damals auch ein Entge-
genkommen an die Energiekonzerne. Jetzt erleben
wir, dass die Laufzeitverlängerung wieder von den
Energiekonzernen und der CDU/FDP-Regierung
auf die Tagesordnung gesetzt wird. Die Energie-
konzerne E.ON, Vattenfall, RWE und EnBW wollen
sich nach Medienberichten durch einen Geheimde-
al mit Bundesminister Schäuble eine Laufzeitver-
längerung von zwölf Jahren oder länger erkaufen
und haben 30 Milliarden Euro angeboten. Da kann
man sich schon einmal vorstellen, was sie eigent-
lich daran verdienen. Ihr Ziel ist es, durch die Lauf-

zeitverlängerung das Oligopol auf dem Strommarkt
für die nächsten Jahrzehnte zu zementieren.

Das Problem ist, dass jeder Weiterbetrieb der ato-
maren Grundlastkraftwerke jegliche Intensivierung
der erneuerbaren Energie verhindert. Das gilt übri-
gens auch für jedes Kohlekraftwerk. Jedes neue
Kohlekraftwerk bremst erst einmal die Notwendig-
keit, erneuerbare Energien weiterzuentwickeln und
das ist eigentlich unser Ziel.

Tatsächlich handelt es sich um eine massive Erhö-
hung der atomaren Bedrohungslage, wenn wir die
Laufzeiten verlängern; darüber haben wir schon
häufig diskutiert. Wir haben keine Lösung für den
atomaren Müll, der geht nicht einfach so verloren,
auch wenn uns das einige erzählen wollen. Wir ha-
ben mit jedem Tag, an dem auch nur ein Atom-
kraftwerk weiter in Betrieb ist, eine neue Gefahr,
die von diesen Kernkraftwerken ausgeht. Es gibt
einige Beispiele in der Welt. Das hat die Reaktor-
katastrophe in Tschernobyl gezeigt und auch der
Beinahe-GAU in Forsmark 2006.

Wir haben um uns herum einige Kernkraftwerke,
die uns mit ihrer Pannenserie den Atem nehmen.
In Krümmel war jetzt schon wieder ein Störfall bei
einem stillgelegten Kernkraftwerk und auch in
Brunsbüttel haben wir jede Menge Pannen gehabt.
Bisher ist es einigermaßen glimpflich abgegangen,
aber das Bedrohungspotenzial besteht nach wie
vor. Schon nach der derzeitigen Gesetzeslage
steht Hamburg angesichts der verbliebenen Rest-
strommengen beim AKW Krümmel noch eine Rest-
laufzeit von über zehn Jahren bevor ab der Wie-
derinbetriebnahme, denn die Zeit, die es jetzt still-
gelegt ist, wird nicht gezählt.

Eine generelle Laufzeitverlängerung würde aber
insbesondere auch das Atomkraftwerk Brunsbüttel
mit einer nur noch geringen verbliebenen Rest-
strommenge betreffen und dann würde dieser Re-
aktor, der schon als Schrottreaktor bezeichnet
wird, auch noch weiter laufen. Es geht also um die
Sicherheit der Menschen in der Metropolregion
Hamburg und ein Zurückfallen hinter den derzeiti-
gen Stand zum Atomkonsens, also zum Ausstieg
aus der Atomenergie, kann es nicht geben.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Monika
Schaal SPD)

Die CDU und GAL haben am 1. Juni 2010 einen
Antrag mit der Überschrift "Laufzeitverlängerung
von Kernkraftwerken" eingebracht und die Bürger-
schaft hat beschlossen, sobald ein konkreter Ge-
setzentwurf der Bundesregierung zur Änderung
des Atomgesetzes vorliegt, genau zu prüfen, inwie-
weit der Bundesrat zur Beschlussfassung einzube-
ziehen ist und bei positivem Ergebnis auf eine Be-
fassung des Bundesrats hinzuwirken. Außerdem
soll darauf hingewirkt werden, die Frage der Lauf-
zeitverlängerung von Kernkraftwerken auf Bundes-
ebene nur gemeinsam mit einer Überprüfung des
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Energiekonzepts für die Bundesrepublik Deutsch-
land zu behandeln und die Bundesländer dabei
einzubeziehen.

Wir vermissen, dass aufgrund dieses durch CDU
und GAL herbeigeführten Beschlusses jetzt in die-
ser Frage etwas von der Koalition unternommen
wird. Deswegen haben wir diesen Antrag noch ein-
mal eingebracht, weil der Senat der Freien und
Hansestadt Hamburg trotzdem zu diesem Atom-
programm schweigt. Wir möchten gerne, dass die
Bürgerschaft noch einmal deutlich macht, dass wir
gegen jegliche Laufzeitverlängerung von Atom-
kraftwerken sind. Wir sind für das, was insbeson-
dere auch immer von der GAL proklamiert wird,
nämlich für erneuerbare Energien, nach Möglich-
keit zu 100 Prozent. Und wir hoffen, dass HAM-
BURG ENERGIE irgendwann einmal so weit ist,
selbst zu produzieren, und zwar erneuerbare Ener-
gien, so dass wir zu einer hundertprozentigen Ver-
sorgung kommen. Wir erinnern die GAL und die
CDU daran, dass auch sie gefordert haben, wenn
über Laufzeitverlängerungen bei Atomkraftwerken
verhandelt wird und es einen Entwurf gibt, den
Bundesrat zu beteiligen. Wir erwarten, dass der
Hamburger Senat sich auf Bundesebene dafür
stark macht, genau wie das Saarland, und Sie in-
itiativ werden, um eine Laufzeitverlängerung zu
verhindern.

(Beifall bei der LINKEN und bei Farid Müller
GAL)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Frau Stöver.

Birgit Stöver CDU:* Sehr geehrter Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Liebe Kollegen der Lin-
ken, liebe Frau Heyenn, wieder ein Antrag zur
Atomenergie, wieder ein Antrag zum Komplex
Laufzeitverlängerung, wieder die Verknüpfung mit
den Vorkommnissen im Kernkraftwerk Krümmel.
Das waren meine ersten Reaktionen auf Ihren An-
trag. Auch wenn Sie es nicht glauben, aber einen
Gesetzentwurf gibt es noch nicht und das Energie-
konzept lässt noch ein wenig auf sich warten. Da
es im Moment noch keinen neuen Sachstand in
dieser Sache gibt, verstehe ich nicht, warum Sie
diesen Antrag eingebracht haben. Sie kennen die
Terminierung des Energiekonzepts, es wird Ende
September von der Bundesregierung vorgelegt
werden.

(Beifall bei der CDU und bei Horst Becker
GAL)

Bis Ende September haben wir noch zwei Bürger-
schaftssitzungen. Daher werden wir uns wohl noch
zweimal mit dem Thema beschäftigen, aller Wahr-
scheinlichkeit nach, ohne große Neuigkeiten zu er-
fahren.

Das Thema ist nahezu medienbeherrschend. Bei
den Laufzeitverlängerungen geistern alle Ziffern
von null bis 28 oder gar unbegrenzte Laufzeitver-
längerungen durch Presse, Funk und Fernsehen
ebenso wie die dazugehörige Verwendung der
daraus resultierenden Gewinnabschöpfung. So
groß die Spannung bei den Medien, der Öffentlich-
keit und bei Ihnen, meine Damen und Herren der
Opposition, auch ist, die Koalition hält sich an die
vereinbarte Diskussionskultur und die Termine der
Veröffentlichung des Energiekonzepts.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Lassen wir den Experten und den beteiligten Gre-
mien Raum zur sachlichen Diskussion. Der Antrag
der Linken schürt erneut Ängste.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Welche Ängste
denn?)

Es ist wenig hilfreich, sich den Super-GAU in
Brunsbüttel oder Krümmel vorzustellen, vor allem,
da beide Meiler immer noch abgeschaltet sind. Es
ist Besonnenheit gefordert. Die Atomkraft hat seit
Jahrzehnten die Stromversorgung nicht nur in
Deutschland gesichert. Risiken wurden neu bewer-
tet, nachdem vermehrt Fragen zur Atommülllage-
rung und -wiederaufbereitung aufkamen. Heute
besteht in Deutschland einhellig die Meinung, dass
die Nutzung der Kernenergie zeitlich endlich sein
muss. Uneinigkeit herrscht zwischen den Parteien
über das Wann und Wie.

Die Bundesregierung aber hat klar definiert, dass
die Stromerzeugung aus Kernkraft einen Übergang
darstellt, bis die erneuerbaren Energien nicht nur
quantitativ, sondern auch strukturell hinsichtlich
des Netzausbaus und der Speichermöglichkeit die
Kernkraft ablösen können. Dafür sollen Laufzeiten
der Kernkraftwerke gegebenenfalls moderat und
nicht unbegrenzt verlängert werden. Die Gewinne
aus der Laufzeitverlängerung sollen den erneuer-
baren Energien zugutekommen und die Lösung
der Frage nach der Endlagerung des Atommülls
muss finanziell unterstützt werden, denn auch bei
Abschalten aller Kernkraftwerke muss die Endlage-
rung mit den größtmöglichsten Sicherheitsvorkeh-
rungen ausgestattet werden.

Zurück zu den Anträgen. Liebe Kollegen der Lin-
ken, mit Blick auf den Koalitionsvertrag von CDU
und GAL hätten Sie Ihre Frage, welche Position
die Freie und Hansestadt Hamburg im Bundesrat
einnimmt, selbst beantworten können. Die Position
ist klar: Hamburg wird sich enthalten. Und damit ist
ausreichend erklärt, warum wir den Antrag der Lin-
ken ablehnen werden.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Meine Damen und Herren! Der Zusatzantrag von
GAL und CDU geht weiter und nimmt den roten
Faden auf, den die Koalition schon mit den Anträ-
gen 19/3990 und 19/6372 begonnen hat. Er orien-
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tiert sich an den Realitäten der Energieversorgung
in Deutschland. Hierbei ist eine Forderung des An-
trags 19/6372 bereits erfüllt.

(Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel übernimmt
den Vorsitz.)

Die Laufzeitverlängerung soll nicht vom Energie-
konzept abgekoppelt entschieden werden; die An-
kündigung der Bundesregierung entspricht genau
dieser Forderung. Die unterschiedliche Auffassung
zum Thema Kernenergie zwischen GAL und CDU
ist bekannt und im Hamburger Koalitionsvertrag
festgehalten. Trotzdem herrscht in der Koalition Ei-
nigung in der Zielsetzung. Beide Koalitionspartner
unterstützen die beschriebenen Prämissen in un-
serem Zusatzantrag ausdrücklich.

Erste Prämisse: Die Zukunft gehört den erneuerba-
ren Energien.

Zweitens: Der Netzausbau ist schnellstmöglich auf
die Aufnahme der erneuerbaren Energien zu reali-
sieren.

Drittens: Die Speichertechnologien müssen er-
forscht und zur Marktreife gebracht werden. Für
das Ablösen der Brückentechnologie Kernkraft hin
zu den erneuerbaren Energien gilt es, an erster
Stelle das Argument der Sicherheit aufzunehmen.
Wenn der Ausbau der erneuerbaren Energien es
quantitativ und strukturell zulässt, sprechen wir uns
dafür aus, dass die ältesten Siedewasserreakto-
ren, wie in unserem Antrag beschrieben, nämlich
die der Baureihe 69, zuerst abgeschaltet werden.
Von den derzeit in Deutschland in Betrieb befindli-
chen 17 Kernkraftwerken sind sechs Siedewasser-
reaktoren, die anderen elf gehören dem Typus der
Druckwasserreaktoren an. Zu den Reaktoren der
Baureihe 69 gehören neben Krümmel und Bruns-
büttel auch Philippsburg 1 und Isar 1. Die Bundes-
regierung hat nebenbei auch Verschärfungen der
Auflagen an die Sicherheit von Kernkraftwerken
angekündigt. Sollten also die alten Siedewasserre-
aktoren diese Auflagen nicht erfüllen, werden sie
vom Netz genommen beziehungsweise erhalten
keine Genehmigung zum Wiederanfahren, wie es
für Brunsbüttel und Krümmel der Fall wäre.

Bei der Frage, wie wir unsere Energieversorgung
zukunftsfähig machen, kann der Fokus nicht nur
auf der Metropolregion Hamburg liegen. Hier den-
ken wir in der Koalition strukturell. Eine verantwor-
tungsvolle Zusammenarbeit zwischen allen Bun-
desländern ist erforderlich. Es reicht nicht,
Schreckgespenster von einer massiven Erhöhung
der Bedrohungslage zu malen, sondern es ist
wichtig, realistische Lösungswege aufzuzeigen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Die Abgeordne-
te Frau Dr. Schaal hat das Wort.

Dr. Monika Schaal SPD:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Frau Stöver, Sie haben auf die
Frage der Sicherheit hingewiesen – ein wichtiges
Thema im Zusammenhang mit den Atomkraftwer-
ken –, aber nicht darauf, dass die Betreiber kein
Interesse daran haben, mehr Geld aufzuwenden,
um diese Sicherheit tatsächlich zu gewährleisten.
Stattdessen wird gedroht, die Meiler sofort abzu-
schalten, was, wie man weiß, die Republik in Hei-
terkeit versetzte.

Herr Kerstan hat gestern auf diese Debatte einge-
stimmt, indem er sagte, es gebe bestimmte The-
men, die, wären sie in Hamburg zu entscheiden,
dafür sorgen würden, dass es die bestehende Ko-
alition nicht gäbe. Das geht ein wenig in die Rich-
tung, die Ole von Beust gern vertreten hat: Wir ha-
ben keine Kernkraftwerke in Hamburg, also haben
wir auch kein Problem in der Koalition. So einfach
ist das aber nicht.

Wer erneuerbare Energien ausbauen will – und da-
für setzen wir uns als SPD ein, dafür setzt sich
auch die GAL ein, das eint uns –, der darf nicht zu-
lassen, dass die Netze mit Atomstrom vollgestopft
werden. Es kommt immer häufiger vor – das wis-
sen Sie auch, Herr Kerstan –, dass Windkraftanla-
gen abgeschaltet werden müssen, weil die Netze
nicht mehr aufnahmefähig sind. Zwar werden die
Windmüller dann entschädigt, aber nicht für
100 Prozent ihres Ausfalls. Die Stromkonzerne be-
lasten diese Ausfallkosten ihren Kunden und die
zahlen dann doppelt, nämlich erstens über den
Strompreis für den Aufbau einer Stromversorgung
aus erneuerbaren Energien und zweitens dafür,
dass diese erneuerbaren Energien nicht in die Net-
ze gelangen. Das ist doch völlig absurd.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Wenn die Atomkraftwerke länger als bisher verein-
bart weiterproduzieren, wird es keine Energiewen-
de geben, weil der Wettbewerb auf dem Strom-
markt zum Erliegen kommen wird. Das haben die
Monopolkommission und das Kartellamt erst vor
Kurzem bestätigt. Die Marktmacht der Energiekon-
zerne wird durch die Verlängerung der Laufzeiten
weiter zementiert und die daraus resultierenden
Zusatzgewinne machen sie noch mächtiger. Inve-
storen, die in erneuerbare Energien investieren
wollen, werden sich unter Umständen weiter zu-
rückhalten. Schon jetzt kann man feststellen, dass
die anhaltende Diskussion um die Laufzeitverlän-
gerung zu großen Unsicherheiten in der Branche
der erneuerbaren Energien führt mit allen wirt-
schaftlichen Folgen. Gleichzeitig, darauf muss man
immer wieder hinweisen, wachsen die Berge von
Atommüll,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Richtig!)

dessen Entsorgung weiter offen ist, die wir den
kommenden Generationen überlassen.
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Dazu kommt noch etwas Lokalpolitisches. Ham-
burg ist stolz darauf, dass sich viele Konzernzen-
tralen, insbesondere aus dem Bereich der Wind-
energie, bei uns angesiedelt haben. Das wird aber
bald der Vergangenheit angehören, wenn die
Atomlaufzeiten gravierend verlängert werden. Viel-
leicht ist das ein Grund dafür, warum die Cluster-
politik für erneuerbare Energien vom Senat bisher
nur propagiert und nicht praktiziert wird.

Die CDU drängt auf Bundesebene und in der Han-
sestadt, wider jede ökonomische und ökologische
Vernunft, wie besessen auf Laufzeitverlängerun-
gen. Welche Bedeutung dieses Thema in der CDU
hat, zeigt der anhaltende Streit über die Frage, wie
lange und zu welchem Preis die Laufzeiten der
Atomkraftwerke verlängert werden sollen. Es
scheint schon fast so, als ob die CDU nach Jahren
der Profillosigkeit ihre Identität in der Atomenergie
gefunden hat. Das könnte uns als SPD eigentlich
kalt lassen. Der GAL kann die Befürwortung der
Atompolitik durch den Koalitionspartner aber ziem-
lich gefährlich werden und das wiederum lässt uns
nicht kalt, Herr Kerstan, denn die Mehrheit der Be-
völkerung ist gegen Atomkraft und wer sich gegen
diese Mehrheit stellt, der gehört zu den Verlierern
und wir wünschen nicht, dass das für die GAL zu-
trifft.

Für die Hamburger Grünen sind die erneuerbaren
Energien, der Atomausstieg und die Energiewende
sinnstiftend – das glaubte ich jedenfalls bisher.
Doch nun sehe ich, dass CDU und GAL einträchtig
einen Zusatzantrag mit der Überschrift "Laufzeit-
verlängerungen von Kernkraftwerken (2)" formulie-
ren, weil – Frau Stöver wies darauf hin – die Koali-
tion inhaltlich nicht übereinstimmt und die CDU kei-
nem Antrag zustimmen will, der fordert, die Atom-
kraft abzuschaffen und Laufzeitverlängerungen zu
verhindern. Ich finde das sehr befremdlich.

Frau Stöver, Sie haben davon gesprochen, dass
Sie hier eine Diskussionskultur hätten. Man sollte
in diesem Zusammenhang auch einmal auf die
Kultur hinweisen, die in der bundesweiten Diskus-
sion vorherrscht. Aus einem Bericht der "Süddeut-
schen Zeitung" haben wir heute erfahren, dass das
Energiewirtschaftliche Institut der Universität Köln,
das den Zwischenbericht über die Auswertung der
in Auftrag gegebenen Gutachten für die Bundesre-
gierung erstellen soll, seit einer gewissen Zeit von
E.ON und RWE Fördermittel in Millionenhöhe be-
kommen hat,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Peinlich!)

und dass auch im Verwaltungsrat dieses Instituts
Vertreter von E.ON und RWE sitzen. Wenn hier ein
Institut, in das die Energiewirtschaft Millionen hin-
einpumpt, als neutral dargestellt wird und für die
Bundesregierung wichtige Fragen der Energiepoli-
tik aufarbeiten und vorbereiten soll, dann ist das ei-
ne Unkultur, der man nicht folgen kann. Das müs-

sen Sie berücksichtigen, wenn Sie sich mit der
CDU auf einen gemeinsamen Antrag einigen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Die GAL unterschreibt einen Antrag zur Laufzeit-
verlängerung und da fragt man sich schon, ob Sie
jetzt, wie die CDU, dabei ist, sich neu zu erfinden
und ihren Markenkern aufzugeben.

Wer in dem Zusatzantrag der Koalition die Neu-
ausrichtung der bundesweiten Energiewirtschaft
auf erneuerbare Energien begrüßt, begrüßt in
Wahrheit die Renaissance der Atomwirtschaft,
denn um nichts anderes geht es bei diesem Ener-
giekonzept. Es wird ständig darüber diskutiert, wie
lange die Atomkraftwerke laufen sollen. Ich habe
noch nichts anderes gehört.

(Jörn Frommann CDU: Sie sind ja total aus
dem Ruder, Mannomann!)

Wo bleiben denn die Konzepte zum Ausbau erneu-
erbarer Energien, zur Förderung von Technologien
zur Effizienzsteigerung und zur Energiespeiche-
rung oder zum Umbau der Netze? Von all dem,
was wichtig ist, ist im Zusammenhang mit dem
Energiekonzept der Bundesregierung keine Rede.
Vielleicht sind das Röttgens private Eckpünktchen,
aber das ist nicht Mainstream in der CDU/FDP-Ko-
alition in Berlin. Da geht es einzig und allein um die
Laufzeitverlängerung für Atomkraftwerke.

Noch einmal: Wer längere Laufzeiten der Atom-
kraftwerke will, bremst die Entwicklung in Richtung
Energiewende aus. Man muss sich schon ent-
scheiden, entweder Energiewende und geordneter
Rückzug aus der Atomenergie, wie im Atomgesetz
vereinbart, oder Anwachsen des Anteils der Atom-
energie am Strommix, so wie es die Bundesregie-
rung offensichtlich will. Beides zusammen geht
nicht.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Das liegt in der Logik der Sache und ist im Grund-
satz auch bei der Erarbeitung des Energiekon-
zepts der Bundesregierung so angelegt. Die Ener-
gieszenarien, die die Bundesregierung durchrech-
nen lässt, werden zu entsprechenden Vorgaben
über die Laufzeiten der Atomkraftwerke entwickelt.
Der Anteil der Alternativenergien und die Steige-
rung der Energieeffizienz ergeben sich in den Sze-
narien jeweils als Restgrößen, die übrig bleiben,
wenn bestimmte Laufzeiten zugrunde gelegt wer-
den, das heißt, je mehr Atomstrom, desto weniger
erneuerbare Energien. Dass das nicht von unge-
fähr kommt, wissen wir, seitdem bekannt ist, dass
die großen Energieversorger mit ihrem Interesse
an einer Laufzeitverlängerung ihre Finger im Insti-
tut haben.

(Jörn Frommann CDU: Wir können ja den
Stecker rausziehen, dann sparen wir Atom-
energie!)
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Die Koalition hat offensichtlich selbst Zweifel an
dem Erfolg ihres Antrags.

(Wolfgang Beuß CDU: Da täuschen Sie sich
mal nicht!)

Darum wird abschließend, Herr Beuß, noch ein
Hintertürchen offengehalten. Sollte es nämlich
nicht klappen mit der Neuausrichtung der Energie-
politik auf erneuerbare Energien und stattdessen
doch die Laufzeitverlängerung kommen, dann sol-
len der Senat und Frau Hajduk dafür sorgen, dass
wenigstens die ältesten Siedewasserreaktoren der
Baureihe 69 – Frau Stöver hat es ausgeführt – von
dieser Regelung ausgespart werden. Es wundert
wohl niemanden, dass das die Reaktoren Bruns-
büttel und Krümmel betrifft, die aufgrund diverser
Pannen seit über drei Jahren vom Netz sind. Das
ist astreine Sankt-Florians-Politik

(Jörn Frommann CDU: Da sind Sie ja Spe-
zi!)

nach dem Motto: Schalt meine AKWs nicht an, lass
andere an den Netzen dran.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Meine Damen und Herren! Atomkraft ist keine
Brücke ins Zeitalter der erneuerbaren Energien,
sondern eher ein Bremsklotz. Bis jetzt legen die er-
neuerbaren Energien zu. So beträgt der Anteil von
Wind, Wasser, Sonne und Biomasse an der
Deckung des Stromverbrauchs mittlerweile fast
17 Prozent und am Endenergieverbrauch 10 Pro-
zent. Diese Entwicklung muss weitergehen und
darf durch weitere Verlängerungen der Laufzeiten
von Atomkraftwerken nicht behindert werden, denn
die Energiewende sichert Arbeitsplätze, schafft
Wohlstand und wirtschaftlichen Erfolg. Mit ihrem
Antrag wollen CDU und GAL uns und der Öffent-
lichkeit um des kurzfristigen Machterhalts willen
Sand in die Augen streuen und das machen wir
nicht mit. Darum lehnen wir Ihren Antrag ab. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Zuru-
fe von der CDU: Oh!)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Die Abgeordne-
te Weggen hat das Wort.

Jenny Weggen GAL:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Es ist noch gar nicht so lange
her, dass wir das letzte Mal über das Thema Lauf-
zeitverlängerungen gesprochen haben. Das The-
ma ist auch immer noch sehr aktuell und es kom-
men immer wieder neue Erkenntnisse dazu. Auf
Bundesebene wird gerade über ein neues Energie-
konzept diskutiert, das haben wir schon gehört.
Weil wir auch heute wieder darüber diskutieren,
möchte ich die Gelegenheit nutzen, noch einmal
unsere grüne Position zu erläutern.

Ich finde es einfach unglaublich, wie sich die Atom-
lobby derzeit erdreistet, öffentliche Klientelpolitik zu
betreiben. Die Atomkonzerne wollen Milliardenge-
winne abschöpfen und sind noch nicht einmal be-
reit, dafür eine Steuer zu bezahlen und drohen
dann auch noch damit, den Strom komplett abzu-
schalten. Die Atomkonzerne zeigen deutlich ihr
wahres Gesicht. Das Schlimmste ist, dass sie ein-
fach nur Profit machen wollen durch Laufzeitver-
längerungen, ohne das Gemeinwohl und die Si-
cherheit der Bevölkerung zu berücksichtigen oder
an den Klimaschutz zu denken und damit auch
noch Erfolg haben.

Dass die möglichen Abgaben aus der Brennele-
mentesteuer nur den Haushalt sanieren sollen, ist
auch ein Skandal, sie müssten auf jeden Fall der
Förderung erneuerbarer Energien zukommen. Es
ist zumindest schon einmal ein Schritt in die richti-
ge Richtung, dass jetzt auf Bundesebene darüber
nachgedacht wird, dieser Förderung eine weitere
Abgabe zufließen zu lassen. Eigentlich ist es doch
aber so, dass eine Brennelementesteuer kommen
muss, um erneuerbare Energien zu fördern, und
das ohne Laufzeitverlängerung. Ein Ausstieg aus
dem Atomausstieg ist schlecht für das Klima, er-
höht das Risiko, lässt den Berg an Atommüll ins
Unermessliche wachsen und ist einfach nur kom-
plett falsch.

Wir diskutieren heute wieder einmal und es ist das
gleiche Spiel wie schon in den letzten Debatten.
Die SPD oder die LINKE legen einen Antrag zur
Atomkraft vor und wir erklären, dass wir als GAL
Atomkraft selbstverständlich immer noch ablehnen,
verlängerte Laufzeiten sowieso, und dass die CDU
ihre Meinung leider immer noch nicht geändert hat.
Wahrscheinlich muss man Ihnen von der Oppositi-
on das immer wieder erklären.

Was sich im Übrigen auch nicht geändert hat, ist,
dass wir in Hamburg keine Entscheidungsbefugnis
haben. Es ist auch unwahrscheinlich, dass sich
das schnell ändert. Wenn wir in Hamburg eine rea-
le Entscheidungsbefugnis hätten, dann würde die
Situation doch komplett anders aussehen, denn
dann würde es diese Koalition gar nicht geben.
Das haben Sie, Frau Dr. Schaal, schon richtig fest-
gestellt. Wir sind in Hamburg weder Aufsichtsbe-
hörde für ein Atomkraftwerk, noch sind wir der
Bundestag. Die einzige Stelle, wo wir mitentschei-
den könnten, ist der Bundesrat, und ob die Bun-
desregierung nicht noch irgendeinen Weg findet,
die Befassung des Bundesrates zu umgehen, wis-
sen wir noch nicht. Der Gesetzentwurf liegt noch
nicht vor, deshalb können wir noch nicht handeln
und deshalb können wir unseren Beschluss auch
noch gar nicht umsetzen, Frau Heyenn. Wenn aber
der Bundesrat befasst wird, wird Hamburg nicht als
Mehrheitsbeschaffer für Laufzeitverlängerungen
zur Verfügung stehen.
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(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Hamburg wird sich definitiv enthalten, das hat Frau
Stöver schon gesagt. Laufzeitverlängerungen für
AKWs – ohne uns.

Wenn GAL und CDU natürlich auch grundsätzlich
konträre Positionen zu Atomkraft und Laufzeitver-
längerungen haben, so haben wir uns doch auf
einen gemeinsamen Zusatzantrag einigen können,
um Hamburg eine gemeinsame Stimme zu geben.
Ich möchte das noch einmal kurz erläutern. Wir
skizzieren eine gemeinsame Vision für die zukünf-
tige Energieversorgung Hamburgs und der gesam-
ten Bundesrepublik. Wir wollen kohle- und atom-
freien Strom und regenerative Energieversorgung
voranbringen. Dazu gehören auch der Ausbau der
Netze und die Fortentwicklung von Speichertech-
nologien.

(Ein Bonbon wird durch den Plenarsaal ge-
worfen. – Glocke)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel (unterbre-
chend): Entschuldigung, Frau Weggen.

Das geht jetzt wirklich ein Stück zu weit. – Fahren
Sie fort.

Jenny Weggen (fortfahrend): – Vielen Dank.

Wir können nicht ausschließen, dass die Entschei-
dung zur Laufzeitverlängerung am Bundesrat vor-
bei getroffen wird, deshalb haben wir einen weite-
ren Punkt in unseren Antrag aufgenommen. Wir
positionieren uns gemeinsam gegen Laufzeitver-
längerungen der Siedewasserreaktoranlagen der
Baureihe 69, weil das die ältesten und risikoreichs-
ten Reaktoren sind, die noch nicht stillgelegt sind.
Dazu gehören Krümmel und Brunsbüttel, die vor
unserer Haustür liegen und natürlich eine beson-
dere Bedeutung für uns haben, aber auch zwei
weitere AKWs, nämlich Isar Block 1 in Bayern und
Philippsburg Block 1 in Baden-Württemberg. Ein
baugleicher Reaktor ist in Österreich nie ans Netz
gegangen, weil das Sicherheitsrisiko als zu hoch
eingeschätzt wurde, und wahrscheinlich ist uns al-
len auch noch die Pannenserie in Krümmel sehr
präsent.

Natürlich mag das, was wir erreichen konnten, auf-
grund der unterschiedlichen Positionen im Hause
und innerhalb der Koalition als Minimalkonsens er-
scheinen, das erklärt sich von selbst und das
möchte ich auch ganz offen sagen. Es ist aber
mehr, als die CDU woanders fordert, und würde an
anderen Orten immer noch undenkbar erscheinen.
Insofern ist es ein Fortschritt und das ist auch eine
Folge schwarz–grüner Zusammenarbeit.

(Beifall bei der GAL)

Vor allem ist es ein wichtiges Zeichen in der aktu-
ellen bundesweiten Debatte. Hamburg positioniert

sich deutlich und macht nicht mit bei den aberwitzi-
gen Plänen der Bundesregierung. Atomkraft, nein
danke. Laufzeitverlängerungen, nein danke.

(Beifall bei der GAL)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Der Abgeord-
nete Hackbusch hat das Wort.

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Frau Stöver, ich will
Ihnen sagen, warum wir dieses Thema diskutieren
sollten. In dieser besonderen Situation, in der die
gesamte Bundesrepublik darüber diskutiert und die
wichtige Frage im Raum steht, ob nicht auch der
Bundesrat mit einzubeziehen ist, ist es eine vor-
nehme Aufgabe des Parlaments, dieses Thema
aufzugreifen und zu debattieren.

(Viviane Spethmann CDU: Zum fünften Mal!)

Was wäre denn sonst die Aufgabe eines Parla-
ments, wenn nicht die, diese wichtigen Fragen zu
besprechen und das, was vor Ort zu entscheiden
ist, zu entscheiden.

(Wolfgang Beuß CDU: Aber wir machen das
zum dritten Mal!)

Wir wollen keine Mentalität kultivieren, die erst ein-
mal abwartet, was die Bundesregierung vorlegt
und das dann abnickt. Das ist keine Art von Politik.
Politik entsteht dadurch, dass man sich streitet, Ar-
gumente austauscht und dadurch seine Position
weiterentwickelt. Ich weiß, dass diese Art der Poli-
tik bei der CDU nicht bekannt ist, aber hier im Par-
lament wollen wir das doch bitte aufrechterhalten.

(Beifall bei der LINKEN – Wolfgang Beuß
CDU: Eh, das ist aber eine Frechheit! Das
nimm mal zurück!)

Der zweite Punkt, weshalb das nicht ganz unwich-
tig ist, Frau Weggen, und deswegen kommen Sie
auch nicht so einfach davon.

(Viviane Spethmann CDU: Und täglich grüßt
das Murmeltier!)

Wir haben nicht nur die Situation, dass die Laufzei-
ten verlängert werden sollen, obwohl viele Argu-
mente dagegen sprechen – ich will sie nicht noch
einmal alle aufzählen –, sondern das entscheiden-
de Moment ist, dass mit dieser Laufzeitverlänge-
rung die Investitionen der kleinen Kommunalunter-
nehmen im regenerativen Bereich unsinnig wer-
den. Das haben diese Unternehmen in den letzten
Tagen noch einmal laut und vehement gesagt.
Dementsprechend geht es um keine kleine Angele-
genheit, sondern um ein gesamtes Energiekon-
zept. Wenn die Laufzeiten verlängert werden, be-
deutet das, dass HAMBURG ENERGIE nur schö-
ne Worte bleiben und die kraftvolle Idee, die dahin-
ter steckt, dass wir nämlich in der Lage sind, eine
eigenständige Energiepolitik zu entwickeln, nicht
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mehr zu ermöglichen ist. Das ist ein vitales Ham-
burger Thema und wenn Sie sich nicht darum küm-
mern und keine aktive Rolle einnehmen, dann wer-
den Sie eine wichtige Chance in der Energiepolitik
für Hamburg und Deutschland insgesamt praktisch
verschenken.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Monika
Schaal SPD)

Deshalb geht Ihre Koalition nicht. Energiepolitik ist
nun einmal eine der entscheidenden Fragen für die
Zukunft dieses Landes und dementsprechend
müssen Sie sich dazu verhalten, und zwar aktiv.
Sich gegenseitig zu versichern, man tue sich
nichts, führt dazu, dass Chancen im regenerativen
Bereich kaputt gemacht werden

(Farid Müller GAL: Ach, das ist doch
Quatsch!)

und das geht nicht.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Monika
Schaal SPD)

Der dritte Punkt. Ich habe mit Interesse verfolgt,
mit welcher Leidenschaft die Diskussion um die Si-
cherheit in dieser Stadt in Bezug auf die Siche-
rungsverwahrung geführt wurde. Da geht es dar-
um, ob Menschen, die durchaus eine Gefahr für
die Gesellschaft darstellen, noch ein paar Jahre
frei herumlaufen dürfen oder nicht und inwieweit
dies eine Gefährdung für die Menschen in dieser
Stadt ist. Ich finde, dass das eine wichtige Debatte
ist und dass sie mit Leidenschaft geführt werden
muss.

(Thomas Kreuzmann CDU: Jetzt kommt
aber ein hinkender Vergleich!)

– Ich will Ihnen sagen, was der Vergleich ist.

Darauf, was wir gegenwärtig in unseren Kraftwer-
ken an Atommüll produzieren, müssen wir
250 000 Jahre lang aufpassen. 250 000 Jahre lang
ist das eine Gefährdung für die Menschheit, wobei
keiner eine Ahnung hat, wie das einigermaßen si-
cher aufbewahrt werden kann. Die Diskussion um
Endlager ist vorbei. Es gibt keine Endlager, weil es
keine sicheren Lagerstellen für Atommüll gibt.
Wenn jemand Verantwortung für zukünftige Gene-
rationen übernehmen will und Sicherheit für diese
Menschheit wünscht, dann unternimmt er unendli-
che Anstrengungen dafür, diese Atomkraftwerke
abzuschalten. Gerade von einer christlichen Partei
erwarte ich, dass Ihnen das besonders wichtig ist,
umso mehr, weil es hier nur um tote Sachen geht
und nicht, wie bei der Sicherungsverwahrung, um
Menschen. Wenn Sie Sicherungsverwahrung wol-
len, dann bitte vor allen Dingen für diese Atomge-
schichten und das ist für mich absolut entschei-
dend.

(Beifall bei der LINKEN und bei Andrea Rug-
barth SPD)

Ein letzter Punkt, Frau Dr. Schaal hat es eben
deutlich angesprochen. Einige Energieunterneh-
men haben in den letzten Jahren Unsummen an
Geld gemacht. Sie gehören mittlerweile zu den fast
wichtigsten Unternehmen in unserer Gesellschaft
und bestimmen sogar die Politik, und zwar da-
durch, dass sie in der Lage sind, Sponsoring zu
betreiben, Gutachten zu bestellen und Stimmung
zu machen. Es ist wichtig, dass wir als Parlamen-
tarier darauf beharren, dass die Politik das Ent-
scheidende sein muss. Wir müssen die Macht in
den Händen behalten und den Mut haben, gegen
diese mächtigen Konzerne aufzutreten. Ich hoffe
darauf, dass wir diesen Mut gemeinsam aufbrin-
gen. – Danke.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Dr. Schaal
hat das Wort.

Dr. Monika Schaal SPD:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Frau Stöver hat darauf hinge-
wiesen, dass es hinsichtlich der Bemühungen um
ein Energiekonzept auf Bundesebene noch keine
Ergebnisse gäbe. Das eine oder andere sickerte in
den Medien aber doch schon durch. So ist im Zu-
sammenhang mit der Affäre um die Unterstützung
von E.ON und RWE für das Energiewirtschaftliche
Institut in Köln bekannt geworden, dass der Zielho-
rizont für den Ausbau der erneuerbaren Energien,
den das Bundeskabinett im Nationalen Aktionsplan
gerade auf 38,5 Prozent am gesamten Energiemix
festgelegt hat, in einem der Szenarien, die die
Bundesregierung entwickeln lässt, herabgesetzt
wird. Für 2020 will man für die erneuerbaren Ener-
gien jetzt noch einen Anteil von gerade einmal
34 Prozent haben. Das zeigt deutlich, in welche
Richtung die Politik der Bundesregierung geht.
Und eigentlich erwarte ich von Hamburg, wo wir
die erneuerbaren Energien ausbauen wollen und
viel für die Steigerung der Energieeffizienz getan
werden soll, dass es sich mit solchen Ergebnissen
nicht zufrieden gibt. Damit an diesen Zahlen keine
Zweifel aufkommen und um nicht deutlich werden
zu lassen, welche Entwicklung die erneuerbaren
Energien tatsächlich nehmen, hat Bundesminister
Brüderle den Energiebericht, der alle zwei Jahre
an die EU-Kommission zu liefern ist, zurückgehal-
ten. Soweit zum Stichwort politische Kultur, wenn
es um Atomkraft geht.

Es gibt weitere Indizien. Die Kredite, die die Kredit-
anstalt für Wiederaufbau für die energetische Sa-
nierung gewährte, laufen nächste Woche aus und
werden schlicht gestrichen. Auch die entsprechen-
den Fördermittel der Bundesregierung – 2009 wa-
ren es noch 2 Milliarden Euro – werden für 2011
auf 450 Millionen Euro zusammengestrichen. All
das sind Indizien und sie zeigen, in welche Rich-
tung es geht. Man will weder die Energiewende,
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die Förderung von Energieeffizienz noch den wei-
teren Ausbau erneuerbarer Energien, sondern
man will nur, dass die Atomkraft weiterläuft und
das können Sie hier in Hamburg nicht mitmachen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Stöver,
Sie haben das Wort.

Birgit Stöver CDU:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Ich möchte noch einmal klarstel-
len, dass uns die Wichtigkeit des Themas
durchaus bewusst ist und wir der Meinung sind, wir
gehen damit verantwortungsvoll um. Das nationale
Energiekonzept ist eine der zentralen Weichenstel-
lungen für den Industriestandort Deutschland für
die nächsten Jahrzehnte und das ist längst überfäl-
lig. Das wurde auch schon von CDU-Politikern ge-
sagt. Das Entscheidende ist nicht die Jahreszahl
der Laufzeitverlängerung, sondern ihre Einbettung
in ein Konzept, das den vernünftigen und wirt-
schaftlich sinnvollen Umstieg auf die erneuerbaren
Energien ermöglicht. Umweltminister Röttgen hat
gerade gestern gesagt, Kernenergie sei die Brücke
zum Zeitalter – hören Sie: Zeitalter der erneuerba-
ren Energien. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Der Abgeord-
nete Kerstan hat das Wort.

Jens Kerstan GAL:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Lieber Norbert Hackbusch,

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Ja, ich bin
da!)

es ist richtig, Debatten einzufordern im Parlament,
zu fordern, dass unterschiedliche Sichtweisen aus-
getauscht werden müssen, um auch gesellschaftli-
che Prozesse in Gang zu setzen, Konflikte deutlich
zu machen, aber vielleicht auch, um Bewegung in
die Fronten zu bringen. Da sind wir ganz nah bei-
einander.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Ach was!)

Wenn man das positiv interpretieren würde, sind
eure Anträge in Bezug auf Atomenergie und Aus-
stieg vielleicht so zu verstehen, dass sie nicht nur
reine Vorführanträge sind, um einfach nur Differen-
zen in der Koalition deutlich zu machen. Wenn das
so ist und wenn euch das so wichtig ist, dann muss
man auch zur Kenntnis nehmen, dass diese De-
batten in dieser Koalition zwischen zwei sehr un-
terschiedlichen Partnern auch Ergebnisse erbrin-
gen. Die mögen zwar nicht immer eine hundertpro-
zentige Übereinstimmung ergeben, davon sind wir
noch meilenweit entfernt. Aber in einer Debatte, in
der auf Bundesebene die CDU nur über einen
Punkt streitet, nämlich wie lange man Laufzeiten

verlängern solle, ist es doch ein politisches Signal,
wenn eine von der CDU geführte Landesregierung
sich dieser Debatte nicht anschließt, sondern im
Gegenteil sagt, dass es bei einer bestimmten Re-
aktorlinie, unabhängig von der Entscheidung, kei-
ne Laufzeitverlängerungen geben darf. Dies ist
eindeutig ein Schritt vorwärts und das solltet ihr
auch einmal anerkennen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Dies passiert auch nicht nach dem Sankt-Flo-
rians-Prinzip nach dem Motto, es dürfe nur bei
Krümmel und Brunsbüttel nicht gemacht werden,
weil die bei uns in der Nähe sind, sondern es ist ei-
ne Reaktorlinie, nach der beispielsweise nach dem
Atomkonsens auch zwei Blöcke in Philippsburg
stillgelegt werden müssten, und zwar sehr schnell.
Also gibt es dort Bewegung.

Auch in anderen Punkten sieht man sehr deutlich,
dass im Bereich Energiepolitik Bewegung in die er-
starrten Fronten gekommen ist. Wann hätte man
sich denn vorstellen können, dass die Handels-
kammer Hamburg den Senat ermahnt, bei dem
Cluster erneuerbare Energien etwas mehr Tempo
vorzulegen. Glauben Sie im Ernst, ohne
Schwarz-Grün wäre das jemals passiert? Ich glau-
be das nicht.

Ein weiterer Punkt ist, dass jetzt doch eventuell ein
Cluster Energieeffizienz aufgelegt werden soll.
Auch wenn Bündnisse manchmal schwierig sind,
sieht man doch, dass es sich auch lohnt, solche
Bündnisse einzugehen und sich zu streiten, weil
man dann Bewegung erzeugt, und zwar Bewe-
gung über die Lager hinaus. Bei einem so wichti-
gen Thema wie Energiepolitik, das auch klimarele-
vant ist, sollte man sich nicht nur auf Lagerbildung
beschränken, denn dann hat man einen Großteil
der Bevölkerung nicht erreicht. Man muss erken-
nen, dass das schwarz-grüne Bündnis in Hamburg
Lagergrenzen überwindet und in dieser erstarrten
Debatte immerhin in kleinen Schritten vorangeht.
Wenn man es ernst meint, sollte man das nicht so
geringschätzen, sondern einfach einmal anerken-
nen, dass aus einem Vorführantrag ein Impuls in
die richtige Richtung entstanden ist. Ich würde
mich freuen, wenn Sie die Größe ab und an einmal
aufbringen würden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung. Zunächst zum gemeinsamen An-
trag der GAL- und der CDU-Fraktion aus der
Drucksache 19/7074.

Wer möchte diesem seine Zustimmung geben?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist dies
mit Mehrheit angenommen.
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Wer möchte den Antrag der LINKEN aus der
Drucksache 19/6970 annehmen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist das mit Mehrheit ab-
gelehnt.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 22 auf,
Drucksache 19/6501, Senatsmitteilung: Stellung-
nahme des Senats zu dem Ersuchen der Bürger-
schaft vom 4. März 2009, "Erhöhung der Rahmen-
zuweisung Stadtteilkultur, Evaluation Stadtteilkul-
turzentren und Geschichtswerkstätten sowie Ein-
zelgutachten Kulturinsel Bramfeld".

[Senatsmitteilung:
Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Bürgerschaft vom 4. März 2009
"Erhöhung der Rahmenzuweisung Stadtteilkul-
tur, Evaluation Stadtteilkulturzentren und Ge-
schichtswerkstätten sowie Einzelgutachten
Kulturinsel Bramfeld" – Drucksache 19/2347 –
– Drs 19/6501 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Kultur-, Kreativwirtschafts- und Medienaus-
schuss überweisen. Wer wünscht das Wort?
– Frau Martens.

Brigitta Martens CDU: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Damen und Herren! Die Stadtteilkultur
nimmt in der Hamburger Kulturlandschaft eine sehr
wichtige Rolle ein, gerade und besonders vor dem
Hintergrund der Kinder- und Jugendkultur.

(Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk
übernimmt den Vorsitz.)

Hier wird der kulturelle Nachwuchs gefördert und
die Schwellenängste vor Kultur abgebaut. Hier
macht Kultur einfach Spaß und verbindet Men-
schen unterschiedlichster Art. Ausdruck unserer
Wertschätzung der Stadtteilkulturzentren ist auch
die Erhöhung um rund 900 000 Euro im Doppel-
haushalt 2009/2010. Insgesamt werden derzeit
rund 5,8 Millionen Euro an Rahmenzuweisungen
für die stadtteilbezogene Kulturarbeit der Bezirke
aufgewendet. Mit diesen Mitteln unterstützen die
Bezirksämter 25 Stadtteilkulturzentren institutionell
sowie darüber hinaus zahlreiche Stadtteilkulturpro-
jekte. Die Geschichtswerkstätten haben in 2009
zusätzlich einen Einmalbetrag von 1 Million Euro
erhalten, der in eine Stiftung eingeflossen ist; so-
weit noch einmal zur Erinnerung an die Finanzen.

Jetzt zu den Inhalten. Im letzten Jahrzehnt haben
sich die Qualitätskriterien ebenso wie die Anforde-
rungen an die Einrichtungen der Stadtteilkultur
maßgeblich verändert. Deshalb haben CDU und
GAL eine Evaluation der vorhandenen Stadtteilkul-
turzentren ebenso wie der Geschichtswerkstätten
für dringend notwendig erachtet. Deshalb haben
wir in 2009 auch diesen Antrag auf ein entspre-
chendes Gutachten in die Bürgerschaft einge-
bracht, bei dem nur DIE LINKE, die GAL und die

CDU zugestimmt haben. Nach einer neunmonati-
gen Erhebungsphase liegen uns ein Evaluations-
bericht zur Stadtteilkultur und das Einzelgutachten
zur Kulturinsel Bramfeld vor.

Die Berliner ICG culturplan Unternehmensberatung
erarbeitete eine umfassende Bestandsaufnahme
der Arbeit der 25 Kulturzentren, beispielsweise Bill-
stedt, Goldbekhaus, Honigfabrik – ich muss sie
nicht alle aufzählen, Sie kennen sie fast alle – und
der 13 Geschichtswerkstätten. Gemeinsam wurde
das erarbeitet mit der Kulturbehörde, den Subven-
tionsempfängern selbst und einem sechsköpfigen
ehrenamtlichen Beirat. Zum Ergebnis haben wir ei-
ne Analyse der Stadtteilkultureinrichtungen vorlie-
gen, die diese als leistungsfähige Kultureinrich-
tungen beschreibt.

Im Bericht geben die Gutachter eine Reihe von
Empfehlungen, die zu einer Reform der Förderpra-
xis führen sollten. So wird beispielsweise vorge-
schlagen, die Förderung künftig für fünf Jahre statt
für ein Jahr zu gewähren. Neben einer Erhöhung
der Förderung legt das Gutachten nahe, die Ver-
gabe der Gelder in den Bezirken stärker zu zentra-
lisieren – wohlgemerkt, in den Bezirken –, um eine
flexiblere und stadtweit dynamischere Förderung
zu erzielen.

Wir können alle im Rechnungshofbericht von 2010
nachlesen, dass das bisherige Verfahren zur Ver-
gabe der Zuwendungen für die Stadtteilkulturzen-
tren beanstandet worden ist. Auch das Gutachten
sieht jetzt vor, dass nachwachsende Einrichtungen
und Projekte zukünftig eine Entwicklungschance
erhalten müssen. Ebenso wird eine grundlegende
Überprüfung der Schlüsselung der Budgets für die
einzelnen Bezirke gefordert.

Meine Damen und Herren! Zu der Machbarkeits-
studie der Kulturinsel Bramfeld möchte ich jetzt
nicht viel sagen, da der fortlaufende Prozess erst
einmal im Planungsbereich des Bezirks Wandsbek
liegt. Nur so viel: Wenn man das Ganze durchliest,
ist es eine spannende Sache. Die enthaltene Be-
triebskostenanalyse muss meines Erachtens noch
einmal weitergehend auf Belastbarkeit überprüft
werden.

Gemeinsam mit den Bezirken und den Einrich-
tungen ist nun bis zum Frühjahr 2011 zu untersu-
chen, wie die Empfehlungen des Gutachtens zur
Optimierung der Zuwendungspraxis der Stadtteil-
kultur umgesetzt werden können.

Meiner Wahrnehmung nach ist dieses Gutachten
in der Kulturszene Hamburgs grundsätzlich positiv
aufgenommen worden. Aber es geistern noch viele
Missverständnisse über das künftige Verfahren
und die Zuständigkeiten herum. Es ist bislang
nichts festgelegt. Herr Hackbusch, das ist politisch
etwas für Sie, Sie können hier noch voll diskutie-
ren. Wie es in Neudeutsch so schön heißt, ist es
ein "work in progress". Hier werden wir alle ge-
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meinsam, das betone ich, in Gesprächen noch viel
Überzeugungsarbeit leisten müssen, dass es eine
gute Lösung ist, die im Gutachten vorgestellt wird.
Ich denke, im Kulturausschuss können wir darüber
noch hinreichend weiter diskutieren.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat Herr Buss.

Wilfried Buss SPD:* Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wir haben jetzt eine
Debatte, die wir eigentlich gar nicht brauchen, die
aber trotzdem aus dem Sichtwinkel der Kultur
wichtig ist. Die eigentliche Debatte jedoch, das
sagte meine Vorrednerin gerade, ist erst zu erwar-
ten, wenn diese Drucksache auf unseren Antrag
hin im zuständigen Ausschuss angekommen ist.

Wir haben es mit einem Ergebnis dieser Evaluation
zu tun, die uns insoweit überrascht hat, als sie we-
sentlich bessere Ergebnisse erzielte, als wir uns
damals vorgestellt hatten; das gebe ich für die
SPD-Fraktion gern zu. Man muss ganz sachlich
festhalten, dass das konstatiert wurde, was wir
auch vorher schon immer von Stadtteilkultur be-
hauptet haben, nämlich dass dort leistungsfähige,
attraktive Kultureinrichtungen seit mindestens 25
bis 30 Jahren existieren. Man muss auch konsta-
tieren, dass es eine sehr hohe Einsatzbereitschaft
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gibt und an al-
len Stadtteilkultureinrichtungen eine hervorragende
Integration und Zusammenarbeit in den jeweiligen
Stadtteilen gelungen ist. Dies gilt insbesondere für
uns, die wir aus den Stadtteilen kommen. Als so-
genannte Wahlkreisabgeordnete kennt jeder von
uns diese entsprechenden Einrichtungen und ist
immer wieder überrascht, wie hoch der Einsatz
dort ist. Wir sind auch erfreut darüber, welche posi-
tiven Ergebnisse in den Stadtteilen durch die Ar-
beit der Stadtteilkultureinrichtungen erbracht wer-
den.

Anfangs war aber genau das eingetreten, was wir
befürchtet hatten, nämlich dass der Beginn der
Evaluation in den jeweiligen Stadtteilkultureinrich-
tungen mit sehr viel Kritik verbunden war. Es wur-
de kritisiert, dass eine von außen herantretende In-
stitution, die sich mit der gesamten Struktur der
Stadtteilkulturszene nicht auskannte, hier eine sehr
große Abfrage startete. Das hat die Leute mit ih-
rem hohen ehrenamtlichen Einsatz doch sehr kri-
tisch werden lassen. Umso anerkennenswerter ist
es, dass es den Gutachtern insgesamt gelungen
ist, vermutlich auch mit kräftiger Unterstützung des
ehrenamtlichen Beirats, eine hervorragende Pla-
nungskultur für die Stadtteilkultur in den nächsten
Jahren vorzulegen. Dies wird angereichert durch
eine Forderung nach neuer Planungskultur und ei-
ne Debatte über die Förderperspektiven.

Frau Martens, Herr Senator, das bedeutet in der
Tat viel Arbeit für die Kulturbehörde und für uns als
Kulturausschuss, denn die Frage des gegenseiti-
gen Austausches der Informationen und des jewei-
ligen Sachstands – auch in den Fraktionen – zwi-
schen Wahlkreisarbeit und gesamthamburgischer
Arbeit gilt für Stadtteilkultur im Rahmen dieser Ver-
zahnung auf der Kulturebene ganz genauso. Es
wird noch sehr spannend sein, eine Gemeinsam-
keit zu erreichen mit den Bezirken, der Bürger-
schaft und der Kulturbehörde. Das Problem könnte
sein, dass möglicherweise die Bezirke und die Kul-
turbehörde allein eine Debatte anfangen und wir
letztendlich als Zaungäste dabei stehen. Das müs-
sen wir vermeiden, zumindest diejenigen, die ein
Interesse daran haben, dass die Evaluation in die
richtige Richtung geht und die berechtigte Kritik
des Rechnungshofberichts auch nach unten getra-
gen wird. Deswegen wird uns diese Arbeit sehr for-
dern.

Dabei ist außerdem zu beachten, dass der Zeitrah-
men relativ lang ist, denn das, was der Senat vor-
gelegt hat, bedeutet, dass wir mit den endgültigen
Ergebnissen in dieser Legislaturperiode nicht mehr
befasst sein werden. Frau Martens, das endgültige
Ergebnis ist für das Frühjahr 2012 vorgesehen
– ich zitiere –:

"Dieser Dialog soll unter Beteiligung von Be-
zirksämtern und Bezirksversammlungen so-
wie Akteuren […] so angelegt sein, dass
Empfehlungen zum Frühjahr 2012 vorgelegt
und in neue Verfahren umgesetzt werden
können."

Das ist dann schon die neue Legislaturperiode mit
einem neuen Senat. Das kann man natürlich für
den neuen Senats begrüßen, aber für die Einrich-
tungen der Stadtteilkultur ist es fraglich, ob das po-
sitiv zu sehen ist. Die Auswirkungen der Ergebnis-
se können frühestens nach der Aufstellung des
Haushalts 2013 beginnen, denn Sie machen jetzt
mit diesem Nachklappverfahren erst den Haushalt
für 2011/2012. Und wenn wir im Frühjahr 2012 ei-
ne Drucksache besprechen und beschließen wol-
len, kann das logischerweise erst in 2013 haushal-
terische Auswirkungen haben. Das heißt also, die
Stadtteilkultureinrichtungen sind noch ungefähr
zweieinhalb Jahre darauf angewiesen, dass es so
weiterläuft wie bisher.

Es wird sehr wichtig sein, dass wir als Kulturaus-
schuss die Chance wahrnehmen, frühzeitig in Dia-
loge einzutreten, nicht nur mit der Kulturbehörde,
sondern auch beispielsweise mit der Arbeitsge-
meinschaft Stadtkultur, denn wir müssen immer
wieder auf dieser Ebene eine entsprechende Ver-
netzung bekommen.

Letzter Punkt ist die Kulturinsel Bramfeld. Sie ha-
ben relativ wenig dazu gesagt, das ist bezeich-
nend, denn das hier vorgelegte Ergebnis ist doch
recht gut. Es ist dem Planungsbüro gelungen, eine
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sehr beachtenswerte und wichtige Planung für den
Stadtteil Bramfeld vorzulegen. Sie ist wichtig für
die gesamte Weiterentwicklung dieses großen und
wichtigen Stadtteils. Umso erstaunter bin ich dann,
wenn wir durch ein Verfahren der Bürgerinnen und
Bürger im Eingabenausschuss zur Kenntnis neh-
men müssen, dass die Mehrheitsfraktion in der Be-
zirksversammlung da nicht weiter heran will. Hier
ist auch die GAL angesprochen, die nicht in der
Regierung des Bezirks Wandsbek ist. Genauso
sind die jeweiligen Stadtteilabgeordneten gefragt,
von denen man aber auch keine entsprechende
Reaktion bekommt. Wenn bei mir in Barmbek so
eine Entscheidung anstünde, dann wäre ich si-
cherlich an der entsprechenden Diskussion betei-
ligt. Der Kollege Egloff ist seit 25 Jahren in dieser
Diskussion dabei. Das sagt alles darüber, wie
wichtig wir die Arbeit vor Ort und die Stadtteilkultur
nehmen. Bei Ihnen jedoch wird selbst bei so einer
hervorragenden Steilvorlage immer noch so getan,
als sei das nicht so wichtig und man müsse das
noch weiter abwägen. Hier sollten Sie den Mut ha-
ben zu springen, um das den Leuten dann ent-
sprechend darzustellen. Sie haben eine große
Chance, für Bramfeld hier etwas voranzubringen.
– Danke.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat Frau Gümbel.

Dr. Eva Gümbel GAL:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Lieber Herr Buss, liebe Frau Mar-
tens, ich freue mich sehr, dass wir doch so einig
sind in der Einschätzung und der Wertschätzung
der Stadtteilkultur. Hamburg ist gekennzeichnet
durch eine vielfältige und kreative Kulturszene. Es
gibt ebenso Hochkultur wie Sozio- und Subkultur,
die Staatsoper und die Laeiszhalle genauso wie
Kampnagel, das Haus 73 oder die LOLA in Berge-
dorf. Die Stadtteilkultur hat eine ganz besondere
Bedeutung für die Stadt, aber das brauche ich
nicht weiter auszuführen.

Herr Buss, ich will auf einen Einwand von Ihnen
eingehen, und zwar auf die Art und Weise, wie die
Umstrukturierung der Finanzierung jetzt angedacht
ist. Sie haben dort Kritik geäußert, aber das wer-
den wir noch ausführlich im Kulturausschuss be-
sprechen. Meine Einschätzung ist jedoch eine völ-
lig andere; das möchte ich Ihnen kurz erläutern.
Sie hatten beschrieben, dass allein schon der Eva-
luierungsprozess, also sich einzumischen und von
außen auf diese sehr unterschiedlichen Häuser zu
schauen, Angst auslösen kann bei den Betroffe-
nen. Sie könnten sich beispielsweise fragen, ob sie
jetzt alle so werden sollten wie das Goldbekhaus
oder die LOLA und so weiter. Wir haben sehr deut-
lich gesagt, dass Stadtteilkulturzentren historisch
gewachsen sind und deshalb auch in ihrer Eigen-
heit weiter fortgeführt und finanziert werden sollen.

Das Gutachten hat vorgeschlagen, Ziel- und Lei-
stungsvereinbarungen mit den Häusern zu treffen,
die für fünf Jahre vereinbart sind. Das gibt den
Häusern viel Planungssicherheit, aber Ziel- und
Leistungsvereinbarungen bedeuten eine Umstel-
lung. Das ist ein Prozess, der behutsam mit den
Bezirken und den Einrichtungen umgestellt werden
muss. Das ist ein Prozess des gegenseitigen Ler-
nens. Zunächst einmal gab es die Überlegung,
dass man das sofort beginnen sollte. Das wäre uns
auch ganz recht gewesen, dann hätten wir das
schon im nächsten Haushalt einplanen können.
Aber dann hielten wir es doch für zu schnell; es
hätte eventuell die Einrichtungen besorgt oder ver-
schreckt. Wir nehmen uns also sehr viel Zeit für
diesen Prozess. Da werden Sie kein Zaungast
sein, sondern wir werden das auch im Kulturaus-
schuss behandeln. Das finde ich gut und richtig.
Vielleicht überzeugt diese Argumentation Sie auch.
Ich denke, das ist eine richtige Vorgehensweise.

Ich möchte noch etwas zur Kulturinsel Bramfeld
sagen. Sie haben völlig recht, das ist eine gute Sa-
che, deshalb haben wir auch die Machbarkeitsstu-
die finanziert. Die Machbarkeitsstudie ist gut, aber
wir wollen ein deutliches Bekenntnis der Politiker
vor Ort, dass sie das auch wollen. Ich finde es gut,
dass letzte Woche im Kulturausschuss der Be-
zirksversammlung Wandsbek ein Beschluss ge-
fasst wurde, der genau in diese Richtung weist.
Wir müssen schauen, was daraus wird. Aber ich
bin recht optimistisch, dass wir gemeinsam in die
richtige Richtung marschieren können, auch in
Bramfeld.

Ich möchte Sie auffordern, dass wir uns im Kultur-
ausschuss noch einmal genau anschauen, wie das
Procedere sein soll. Ich bin sehr froh, dass es uns
in den Koalitionsverhandlungen gelungen ist, die
Förderung der Stadtteilkultur um 900 000 Euro
hochzusetzen. Auch das ist ein Aspekt, der in dem
Gutachten ausgeführt wird. Hier gäbe es noch zu-
sätzliche Bedarfe, aber angesichts der Haushalts-
lage ist wohl allen Beteiligten klar, dass dies jetzt
nicht umgesetzt werden kann. Ich denke aber,
dass die Stadtteilzentren sehr erfreut sind über das
Ergebnis des Gutachtens und wir auf dem richtigen
gemeinsamen Weg sind. – Danke.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat Herr Hackbusch.

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ich habe noch 45 Minu-
ten Redezeit, wir schauen mal, wie wir das füllen.

Zuerst möchte ich einmal feststellen, dass Ham-
burg fantastische Stadtteilkulturzentren hat. Das ist
auch durch das Gutachten eindeutig belegt, dar-
über freue ich mich sehr. Die Vorbilder dieser
Stadtteilkulturzentren wurden auch nicht umsonst
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von von anderen Städten übernommen. Ich denke,
das spricht für sie und ich möchte dieses Lob noch
einmal ausführlich,

(Ingo Egloff SPD: Ausdrücklich!)

ausdrücklich sagen. Es hat mich sehr gefreut. Ich
werde es auch nicht zu ausführlich machen.

In diesem Gutachten wird für jeden deutlich,
warum dieser Bereich so wichtig und spannend ist.
Es wird noch einmal deutlich gemacht, dass dieser
Bereich durch eigenständige Initiativen entstanden
ist, die auf die Idee gekommen sind, etwas Beson-
deres in ihrem Stadtteil zu machen. So etwas kann
man nicht einfach staatlich bestellen. Man kann
auch nicht einfach eine große Veränderung wollen,
das erreicht man durch staatliche Bestellung nicht.
Es ist eine eigene Initiative und dementsprechend
gibt es auch eine besondere Karte in Hamburg, auf
der die Stadtteilkulturzentren aufgeführt sind.
Manchmal muss man den Herren vom Rechnungs-
hof sagen, wie so etwas funktioniert, denn ich
glaube, sie haben das noch nicht so richtig ver-
standen. Sie sind jetzt nicht da, das werden wir
noch einmal extra mit ihnen besprechen.

Ein weiterer Punkt ist dabei etwas unter die Räder
gekommen.

(Glocke)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk
(unterbrechend): Meine Damen und Herren! Der
Lärmpegel ist ziemlich hoch. Tun Sie bitte dem
Redner und sich selbst den Gefallen und senken
ihn. – Herzlichen Dank.

Norbert Hackbusch (fortfahrend): Ich werde jetzt
ganz leise sein, wir werden das einmal ausprobie-
ren.

(Stephan Müller CDU: Was hat er gesagt?)

Zur Erinnerung: Die Geschichtswerkstätten sind et-
was unter die Räder gekommen bei dieser Analy-
se. Sie haben fast die gleichen Fragestellungen
bekommen wie die großen Stadtteilkulturzentren,
die professionell ausgestattet sind und auch Eva-
luationen besser verarbeiten können. Die Ge-
schichtswerkstätten haben im Vergleich dazu eini-
ge Schwächen. Sie sind gelobt worden, das möch-
te ich ausdrücklich erwähnen. Sie haben das Lob
auch verdient, denn man muss sich einmal klarma-
chen, welch eine wichtige Rolle Geschichtswerk-
stätten heutzutage haben. Wir haben nicht mehr
die alten Institutionen wie beispielsweise die Kir-
chen oder die alten Adelsgeschlechter, die so et-
was machen, aber wir haben durch die Ge-
schichtswerkstätten die Möglichkeit, Geschichte zu
erfahren. Dieser Bereich wird in Eigeninitiative von
vielen Menschen demokratisch initiiert. Das sollte
man besonders wertschätzen, das wird in diesem

Gutachten auch getan. Ich werbe gerne für die Ar-
beit, die in diesem Bereich geleistet wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn es so ist – das wird eventuell der Disput
heute sein, ansonsten werden wir das genauer im
Kulturausschuss besprechen –, dass dieser Be-
reich sehr stark von Eigeninitiative abhängig ist,
dann ist es besonders wichtig, sich noch einmal
die Kulturinsel Bramfeld vor Augen zu halten. In
Bramfeld gibt es seit mehreren Jahren eine Initiati-
ve. Viele Menschen sind ehrenamtlich unterwegs
– was immer sehr gern gesehen wird – und versu-
chen, etwas zu organisieren. Es gibt dort viele In-
itiativen unterschiedlichster Art und Bramfeld
braucht ein solches Zentrum. Also kann man nicht
so lange abwarten, bis man einen solchen Prozess
unterstützt. Wenn dies zu lange dauert und die Ak-
tivitäten nicht durch staatliche Hilfen mit unterstützt
werden, werden die Initiativen irgendwann aufhö-
ren. Deswegen möchte ich allen Menschen hier im
Hause ans Herz legen: Lassen Sie uns gemein-
sam die Kulturinsel Bramfeld unterstützen. Das
würde nicht nur Bramfeld gut tun, sondern Ham-
burg insgesamt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
19/6501 an den Kultur-, Kreativwirtschafts- und
Medienausschuss zu? – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Damit ist diese Drucksache einstimmig an
den Kultur-, Kreativwirtschafts- und Medienaus-
schuss überwiesen.

Tagesordnungspunkt 87, Drucksache 19/6963,
Neufassung, Antrag der SPD-Fraktion: Leerstand
bekämpfen – Änderung des Wohnraumschutzge-
setzes.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Leerstand bekämpfen – Änderung des Wohn-
raumschutzgesetzes
– Drs 19/6963 (Neufassung) –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 19/7061 ein ge-
meinsamer Antrag der GAL- und der CDU-Fraktion
vor.

[Antrag der Fraktionen der GAL und CDU:
Stadtentwicklung mit Weitsicht: Wohnungsleer-
stand sinnvoll und beschleunigt beseitigen
– Drs 19/7061 –]

Die Fraktionen haben einvernehmlich entschieden,
auf eine Debatte zu verzichten.

Wer stimmt einer Überweisung an den Stadtent-
wicklungsausschuss zu? – Gegenprobe. – Enthal-
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tungen? – Damit sind diese Drucksache einstim-
mig an den Stadtentwicklungsausschuss überwie-
sen worden.

Tagesordnungspunkt 84, Drucksache 19/6949, An-
trag der CDU-Fraktion: Schutz der Umwelt durch
Vermeidung von Staus auf norddeutschen Auto-
bahnen.

[Antrag der Fraktion der CDU:
Schutz der Umwelt durch Vermeidung von
Staus auf norddeutschen Autobahnen
– Drs 19/6949 –]

Die Fraktionen haben vereinbart, zu diesem Ta-
gesordnungspunkt keine Debatte zu führen. Daher
kommen wir sogleich zur Abstimmung.

Wer möchte dem Antrag der CDU–Fraktion aus
der Drucksache 19/6949 seine Zustimmung ge-
ben? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mit
Mehrheit angenommen.

Tagesordnungspunkt 7, Drucksachen 19/6659 bis
19/6662: Berichte des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/6659 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/6660 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/6661 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/6662 –]

Ich beginne mit dem Bericht 19/6659.

Wer möchte der Empfehlung folgen, die der Einga-
benausschuss zu der Eingabe 520/10 abgegeben
hat? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mit
Mehrheit angenommen.

Wer schließt sich den Empfehlungen zu den übri-
gen Eingaben an? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Das ist einstimmig angenommen.

Nun zum Bericht 19/6660.

Hier sind nur einstimmige Empfehlungen enthalten.
– Wer möchte diesen folgen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das ist einstimmig angenom-
men.

Weiter zum Bericht 19/6661, zunächst zu Ziffer 1.

Auch hier sind nur einstimmige Empfehlungen ent-
halten. – Wer möchte diesen folgen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das ist einstimmig ange-
nommen.

Von den Ziffern 2 und 3 hat die Bürgerschaft
Kenntnis genommen.

Schließlich zum Bericht 19/6662, wiederum zu-
nächst zu Ziffer 1.

Hier sind nur einstimmige Empfehlungen enthalten.
– Wer möchte diesen folgen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das ist einstimmig angenom-
men.

Von der Ziffer 2 hat die Bürgerschaft Kenntnis ge-
nommen.

Die in der Geschäftsordnung für bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammelübersicht*

haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass die Bürgerschaft die unter A
aufgeführten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Frau Möller?

Antje Möller GAL: Ich hatte zur Geschäftsordnung
einen Antrag. Bezüglich der Drucksachen, die in
der Sammelübersicht zur Überweisung an die Aus-
schüsse vorgesehen sind, bitte ich darum, den Ta-
gesordnungspunkt 15 – hier ist die Überweisung
an den Europaausschuss aufgeführt – noch um die
Federführung des Wirtschaftsausschusses zu er-
gänzen. Das ist einvernehmlich. Wir waren nur
nicht so schnell, es tut mir leid.

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Dann haben wir das für das Protokoll so aufge-
nommen und ich fahre fort.

Ich stelle fest, dass die Bürgerschaft die unter A
aufgeführten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Wer stimmt den Überweisungsbegehren unter B
zu? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist ein-
stimmig angenommen.

Wer schließt sich der Ausschussempfehlung unter
C an? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist
einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 10, Drucksache 19/6339,
Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE: Verkehrs-
entwicklung in Hamburg.

[Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Verkehrsentwicklung in Hamburg
– Drs 19/6339 –]
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Die Fraktion DIE LINKE möchte diese Drucksache
an den Stadtentwicklungsausschuss überweisen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mehr-
heitlich abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? – Das ist der Fall.
Wer unterstützt das? – Das müssen mindestens 25
Abgeordnete unterstützen. Dem ist so. Dann wird
die Besprechung für die nächste Sitzung vorgese-
hen.

Tagesordnungspunkt 23, Drucksache 19/6551, Se-
natsmitteilung: Krankenhausinvestitionsmittel, Ne-
unter Bericht.

[Senatsmitteilung:
Krankenhausinvestitionsmittel – Neunter Be-
richt –
– Drs 19/6551 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion feder-
führend an den Haushaltsausschuss und mitbera-
tend an den Ausschuss für Gesundheit und Ver-
braucherschutz überweisen.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache an
den Haushaltsausschuss zu? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das ist mehrheitlich abgelehnt.

Wer möchte die Drucksache an den Ausschuss für
Gesundheit und Verbraucherschutz überweisen?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist einstim-
mig angenommen.

Tagesordnungspunkt 24, Drucksache 19/6608, Se-
natsmitteilung: UmwelterlebnisPark Karlshöhe, Er-
richtung einer "Hamburger Klimaschutzstiftung".

[Senatsmitteilung:
UmwelterlebnisPark Karlshöhe – Drucksache
18/7235 – Errichtung einer "Hamburger Klima-
schutzstiftung"
– Drs 19/6608 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Haushaltsausschuss überweisen. Die
GAL-Fraktion hat eine Überweisung der Drucksa-
che an den Umweltausschuss beantragt.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren der
SPD–Fraktion an den Haushaltsausschuss zu?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mehr-
heitlich abgelehnt.

Wer möchte die Drucksache an den Umweltaus-
schuss überweisen? – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Das ist einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 28, Drucksache 19/6919,
Vorlage des Rechnungshofs: Kostenstabiles Bau-
en - Beratende Äußerung nach Paragraf 88 Absatz
3 LHO.

[Vorlage des Präsidenten des Rechnungshofs:
Kostenstabiles Bauen – Beratende Äußerung
nach § 88 Absatz 3 LHO –
– Drs 19/6919 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion feder-
führend an den Haushaltsausschuss und mitbera-
tend an den Stadtentwicklungsausschuss überwei-
sen.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache an
den Haushaltsausschuss zu? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das ist einstimmig angenom-
men.

Wer möchte die Drucksache mitberatend an den
Stadtentwicklungsausschuss überweisen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Das ist mehrheitlich
abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 33, Drucksache 19/6850,
Unterrichtung durch den Präsidenten: Bürger-
schaftliches Ersuchen vom 16. September 2009,
Intersexualität – Gesellschaftliches Bewusstsein
schaffen sowie Betroffene und deren Familien stär-
ken.

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Bürgerschaftliches Ersuchen vom 16. Septem-
ber 2009
Intersexualität – Gesellschaftliches Bewusst-
sein schaffen sowie Betroffene und deren Fa-
milien stärken – Drucksache 19/4095 –
– Drs 19/6850 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Ausschuss für Gesundheit und Verbraucher-
schutz überweisen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mit
Mehrheit abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Bürgerschaft von der
Drucksache 19/6850 Kenntnis genommen hat.

Tagesordnungspunkt 34, Drucksache 19/6907,
Unterrichtung durch den Präsidenten: Volkspetition
"Bildung fängt in der Kita an – gegen Gebührener-
höhungen!".

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
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Volkspetition "Bildung fängt in der Kita an
– gegen Gebührenerhöhungen!"
– Drs 19/6907 –]

Die Bürgerschaft hat gemäß Paragraf 6 Absatz 4
Satz 1 des Gesetzes über Volkspetitionen und das
Zustandekommen der Volkspetition zu entschei-
den.

Wer beschließen möchte, dass die Volkspetition
zustande gekommen ist, den bitte ich um das
Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltungen?

Gemäß Paragraf 6 Absatz 4 Satz 3 des Gesetzes
über Volkspetitionen haben wir die Volkspetition
nun an einen Ausschuss zu überweisen. Die Frak-
tionen haben gemeinsam vorgeschlagen, dass die-
ses der Familien-, Kinder- und Jugendausschuss
beraten soll.

Wer einer Überweisung der Drucksache 19/6907
an den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist
somit einstimmig beschlossen.

Tagesordnungspunkt 39, Drucksache 19/6791, Be-
richt des Schulausschusses: Gastschulabkommen
mit Schleswig-Holstein: negative Folgen für Schü-
lerinnen und Schüler abwenden.

[Bericht des Schulausschusses über die Druck-
sache 19/5806:
Gastschulabkommen mit Schleswig-Holstein:
negative Folgen für Schülerinnen und Schüler
abwenden
(Antrag der Fraktion der SPD)
– Drs 19/6791 –]

Wer möchte der Ausschussempfehlung folgen?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mit
Mehrheit angenommen.

Tagesordnungspunkt 51, Drucksache 19/6730, Be-
richt des Umweltausschusses: Solarenergie in
Hamburg mit Solardachkataster für Hamburg jetzt
umsetzen, mehr Service für solarinteressierte Bür-
gerinnen und Bürger schaffen, Energiewende ein-
leiten und Einrichtung der Solardachbörse für
Hamburg nicht weiter verschleppen sowie Solare
Energie für Hamburg, Soziale und ökologische
Energiewende einleiten.

[Bericht des Umweltausschusses über die
Drucksachen:
19/5369: Solarenergie in Hamburg (Große An-
frage der Fraktion der CDU)
19/5852: Solardachkataster für Hamburg jetzt
umsetzen. Mehr Service für solarinteressierte
Bürgerinnen und Bürger schaffen. Energiewen-
de einleiten (Antrag der Fraktionen der CDU
und GAL)
19/5967: Einrichtung der Solardachbörse für
Hamburg nicht weiter verschleppen (Antrag der

Fraktion der SPD)
19/5981: Solare Energie für Hamburg! Soziale
und ökologische Energiewende einleiten! (An-
trag der Fraktion DIE LINKE)
– Drs 19/6730 –]

Ich stelle fest, dass die Bürgerschaft von den Zif-
fern 1, 3a und 4 der Ausschussempfehlung Kennt-
nis genommen hat.

Wer möchte Ziffer 2 der Ausschussempfehlung fol-
gen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mit
Mehrheit angenommen.

Wer möchte Ziffer 3b der Ausschussempfehlung
seine Zustimmung geben? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Das ist mit Mehrheit angenommen.

Tagesordnungspunkt 60, Drucksache 19/6719, Be-
richt des Haushaltsausschusses: Gesetz zum
Staatsvertrag zwischen dem Land Schleswig-Hol-
stein, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Bre-
men und Niedersachsen über den Beitritt des Lan-
des Niedersachsen zur rechtsfähigen Anstalt des
öffentlichen Rechts "Dataport".

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 19/6234:
Gesetz zum Staatsvertrag zwischen dem Land
Schleswig-Holstein, der Freien und Hansestadt
Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpom-
mern, der Freien Hansestadt Bremen und dem
Land Niedersachsen über den Beitritt des Lan-
des Niedersachsen zur rechtsfähigen Anstalt
des öffentlichen Rechts "Dataport" (Senatsan-
trag)
– Drs 19/6719 –]

Wer möchte sich der Ausschussempfehlung an-
schließen und das Gesetz zum Staatsvertrag zur
Änderung des Staatsvertrags zwischen dem Land
Schleswig-Holstein, der Freien und Hansestadt
Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern,
der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Nie-
dersachsen über den Beitritt des Landes Nieder-
sachsen zur rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen
Rechts "Dataport" aus Drucksache 19/6234 be-
schließen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das
ist somit einstimmig angenommen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschließen?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das Gesetz ist
damit auch in zweiter Lesung und somit endgültig
beschlossen worden.
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Tagesordnungspunkt 62, Drucksache 19/6872, Be-
richt des Haushaltsausschusses: Neues Haus-
haltswesen Hamburg, Einführung einer ergebnis-
und ressourcenverbrauchsorientierten Haushalts-
steuerung.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 19/2068:
Neues Haushaltswesen Hamburg (NHH):
Einführung einer ergebnis- und ressourcenver-
brauchsorientierten Haushaltssteuerung (Se-
natsmitteilung)
– Drs 19/6872 –]

Zunächst stelle ich fest, dass die Bürgerschaft vom
Bericht des Haushaltsausschusses aus Drucksa-
che 19/6872 Kenntnis genommen hat.

Die CDU-Fraktion möchte die Senatsmitteilung aus
der Drucksache 19/2068 nachträglich an den
Haushaltsausschuss rücküberweisen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist somit
einstimmig beschlossen.

Tagesordnungspunkt 63, Drucksache 19/6873, Be-
richt des Haushaltsausschusses: Haushalts-
plan 2010, Einzelplan 4, Mehrbedarf im Deckungs-
kreis 43 "Kindertagesbetreuung".

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 19/6272:
Haushaltsplan 2010 – Einzelplan 4, Mehrbedarf
im Deckungskreis 43 "Kindertagesbetreuung"
(Senatsantrag)
– Drs 19/6873 –]

Wer möchte sich der Ausschussempfehlung an-
schließen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das
ist somit einstimmig beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? – Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Das ist damit
auch in zweiter Lesung und somit endgültig be-
schlossen worden.

Tagesordnungspunkt 64, Drucksache 19/6874, Be-
richt des Haushaltsausschusses: Haushaltsplan
2009/2010: Nachbewilligungen nach Paragraf 33
Landeshaushaltsordnung und Änderungen im
Haushaltsjahr 2010.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 19/6497:

Haushaltsplan 2009/2010: Nachbewilligungen
nach § 33 Landeshaushaltsordnung (LHO) und
Änderungen im Haushaltsjahr 2010 (Senatsan-
trag)
– Drs 19/6874 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 19/7073 ein An-
trag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 19/6497: Haushaltsplan 2009/2010:
Nachbewilligungen nach § 33 Landeshaus-
haltsordnung (LHO) und Änderungen im Haus-
haltsjahr 2010 (Senatsantrag)
– Drs 19/7073 –]

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus den Reihen der
SPD-Fraktion hierzu gemäß Paragraf 26 Absatz 6
unserer Geschäftsordnung das Wort begehrt wird.
Herr Böwer, Sie haben das Wort für maximal fünf
Minuten.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Eigentlich will er
doch nur sagen, dass er gestern den Bür-
germeister gewählt hat!)

Thomas Böwer SPD: Herr Präsident, fünf Minuten
braucht es nicht, aber es braucht zumindest eine
Erklärung. In der Drucksache werden insgesamt
roundabout 260 Millionen Euro geregelt.

Wir haben heute im Laufe des Nachmittags über
parlamentarische Spielregeln geredet. Spätestens
seit 1999 befasst sich der Familien-, Kinder- und
Jugendausschuss mit den Kostensteigerungen im
Bereich Hilfen zur Erziehung. Das war schon zu
rot-grünen Zeiten ein Problem. Zuletzt haben wir
uns im letzten Herbst mit einer Nachforderungs-
drucksache in einer Größenordnung von 27,5 Mil-
lionen Euro beschäftigt. Damals waren die Bera-
tungen zumindest insoweit geregelt, als dass wir
zunächst im Fachausschuss darüber geredet ha-
ben und es dann an den Haushaltsausschuss
ging. In dieser Sammelvorlage ist die größte Nach-
forderungsdrucksache im Bereich Hilfen zur Erzie-
hung seit den Fünfzigerjahren enthalten; es geht
um 52,5 Millionen Euro. Aus meiner Sicht als
Fachpolitiker wäre es besser gewesen, wir hätten
ein geordnetes Verfahren hinbekommen, sodass
die Fachpolitiker die Gelegenheit gehabt hätten, in
dem dafür gewählten Ausschuss darüber zu bera-
ten, und dies insbesondere, nachdem der Senat
uns bei der Nachforderungsdrucksache im vergan-
genen Jahr insgesamt vier Steuerungselemente
versprochen hat, an denen wir uns im Augenblick
im Ausschuss abarbeiten und mit denen man Kos-
ten senken sollte. In der jetzigen Drucksache ist
von diesen Steuerungsinstrumenten nur noch rein
prosaisch die Rede, nicht mehr und nicht weniger.
Deswegen wäre meine Bitte an den Senat und die
senatstragenden Fraktionen, bei einer nächsten
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Drucksache darauf zu achten, dass wir den parla-
mentarischen Fahrplan einhalten: erst der
Fachausschuss und dann der Haushaltsaus-
schuss.

Über die andere Frage muss man noch einmal
haushalterisch reden. Selbstredend sind wir der
Auffassung, dass gesetzliche Leistungen, etwa im
Bereich Hilfen zur Erziehung, auch zu finanzieren
sind. Nun gibt es im Haushaltsausschuss offen-
sichtlich einen Streit darüber, wie dies getan wer-
den soll. Meine Fraktion schlägt nach kundigem
Blick in den Haushaltsplan vor, die Position Rück-
stellungen für Mehraufwendungen zu berücksichti-
gen, in der diese 154 Millionen Euro enthalten
sind, die es braucht, um all die gesetzlichen Lei-
stungen zu bedienen, die in der Drucksache emp-
fohlen wurden.

Zusammenfassend zwei Dinge: Erstens sollte die
parlamentarische Reihenfolge eingehalten werden
und zweitens ist auf die Haushaltstechnik zu ach-
ten; dazu hat Ihnen Herr Tschentscher auch im
Haushaltsausschuss schon etwas gesagt. – Dan-
ke.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk:
Das Wort hat Herr Dr. Bischoff für maximal fünf Mi-
nuten.

Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE:* Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! In der Einleitung
dieser Drucksache heißt es:

"Mit dieser Drucksache legt der Senat der
Bürgerschaft […] eine zweite Sammelvorla-
ge […] vor."

Diese Sammelvorlage über knapp 260 Millio-
nen Euro finde ich recht grenzwertig; Herr Böwer
hat einen Teil der Argumente vorgetragen. Sie
können nicht in einem solchen Volumen alle mögli-
chen Sachen zusammenpacken und dann den
Haushaltsausschuss damit befassen. Das ist auch
dem Stadtentwicklungsausschuss gegenüber
ziemlich unfair, was den B-Plan angeht. Wir tun
uns damit keinen Gefallen. Ich habe das im Aus-
schuss und bei der ersten Sammelvorlage gesagt
und hoffe darauf, dass Sie dieses Verfahren ab-
stellen.

Zweitens kann ich den Antrag der SPD nur unter-
stützen. Es war für uns im Haushaltsausschuss
überhaupt nicht ersichtlich, warum Sie das eigent-
lich schuldenfinanziert aus der sogenannten Kon-
junkturstabilisierungsrücklage machen wollen. Es
gab keinerlei Argumente, die dies begründet hät-
ten. Die LINKE wird daher für den SPD-Antrag
stimmen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk:
Das Wort hat Herr Goldberg für maximal fünf Minu-
ten.

Thies Goldberg CDU:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die Rückstellungen für Mehrauf-
wendungen sind nicht für krisenbedingte Mehrauf-
wendungen vorgesehen, kalkuliert oder eingestellt.
Ihr Zusatzantrag zielt im Wesentlichen auf Positio-
nen, die in der Tat krisenbedingte Mehraufwendun-
gen sind.

(Carola Veit SPD: Das stimmt doch gar
nicht, das ist doch totaler Blödsinn!)

Deshalb werden wir Ihrem Zusatzantrag nicht zu-
stimmen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk:
Das Wort hat Herr Kerstan, ebenfalls für maximal
fünf Minuten.

Jens Kerstan GAL:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Vielleicht fange ich mit der Haus-
haltstechnik an. Das ist nun wirklich keine neue
Debatte, die Sie anstoßen, sondern das ist die De-
batte darüber, ob wir während der Steuerausfälle
von 6 Milliarden Euro in jedem Jahr genau das an
Verschuldung aufnehmen, was den Steuerausfäl-
len für dieses Jahr entspricht. Das hätte die Konse-
quenz, dass wir die Ausfälle in zwei Jahren, wenn
man keine Störung des Gleichgewichts vollzogen
hätte, nicht mehr durch Schulden ausgleichen
könnten, weil wir dann an die Investitionsobergren-
ze stoßen würden.

Wir stehen vor der Situation, dass bis zum Jahr
2013 – jetzt muss ich lügen –

(Michael Neumann SPD: Schön vorwegge-
schickt!)

6 Milliarden Euro an Steuergeldern ausfallen wer-
den. Wir nehmen in den ersten beiden Jahren
mehr an Schulden auf, als Steuereinnahmen weg-
brechen, und in den nächsten beiden Jahren weni-
ger. Wenn wir es nicht so machen würden, müs-
sten wir die Differenz in den nächsten beiden Jah-
ren zusätzlich sparen. Und wir alle wissen, wie
groß die Herausforderung sein wird, 500 Millio-
nen Euro einzusparen. Es ist nicht vertretbar, gera-
de auch aus sozialen Gründen, diese Summe
noch künstlich zu erhöhen. In der Summe nehmen
wir aber nur das an Schulden auf, was an Steuer-
einnahmen wegbricht. Darum werden wir Ihren Zu-
satzantrag ablehnen und wir haben dieses haus-
haltstechnische Problem mit Herrn Tschentscher
auch schon öfter in haushaltspolitischen Debatten
diskutiert.

Ich komme zum Inhaltlichen. Herr Böwer, soweit
ich weiß, ist in dem zuständigen Ausschuss
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durchaus über Steigerungen bei den Hilfen zur Er-
ziehung diskutiert worden, zwar nicht über diese
Sammeldrucksache, aber über die Sachverhalte,
die zu diesen Steigerungen geführt haben. Wir
möchten Ihnen aber gern ein Angebot machen.
Wir lehnen Ihren Zusatzantrag ab, stimmen über
die Nachbewilligungsdrucksache ab und überwei-
sen sie dann nachträglich an den Ausschuss.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk:
Das Wort hat Frau Veit für maximal fünf Minuten.

Carola Veit SPD:* Die brauche ich nicht, Herr Prä-
sident, vielen Dank. Herr Goldberg, es ist nicht in
Ordnung, dass Sie als Reaktion auf den Beitrag
von Herrn Böwer, der sich insbesondere auf den
Sozialbereich und die Hilfen zur Erziehung bezog,
hier einfach die Unwahrheit erklären. Ich möchte
das gern richtigstellen.

Es handelt sich in der Tat allein um 52 Millio-
nen Euro Nachforderungen im Bereich Hilfen zur
Erziehung. Das sind keine krisenbedingten Mehr-
aufwendungen, sondern Aufwendungen, die anfal-
len, weil bereits der Ansatz von Ihnen viel zu nied-
rig gewählt wurde. Ich erinnere daran, dass wir das
bei der Haushaltseinbringung angesprochen und
wiederholt angemahnt haben. Sie haben in diesem
Bereich einen Haushaltsansatz von 176 Millio-
nen Euro gewählt, obwohl das Ergebnis im Vorjahr
bereits bei 199 Millionen Euro lag, und dies damit
begründet, Sie könnten 25 oder 26 Millionen Euro
einsparen. Dabei wissen wir, dass es strukturell in
allen Vorjahren Nachforderungen in zweistelliger
Millionenhöhe gegeben hat. Das ist also völlig hirn-
rissig

(Zurufe von der CDU)

und total abstrus – ein viel zu niedrig gewählter An-
satz.

(Glocke)

Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk
(unterbrechend): Das Wort hirnrissig nehmen Sie
bitte zurück.

Carola Veit (fortfahrend): – Ich nehme das zurück.

Dass wir jetzt eine Nachforderung in Höhe von
52 Millionen Euro haben, ist ein fachpolitisch völlig
unbegründeter Ansatz, der durch nichts zu erklä-
ren war und der jetzt die gleichen Folgen zeigt wie
in den letzten Jahren. 25 Millionen Euro haben Sie
zu niedrig angesetzt, weitere 25 Millionen Euro
entsprechen dem, was Sie ohnehin jedes Jahr an
Nachforderungen haben, weil Sie die Sache nicht
in den Griff bekommen, weil Sie, wie der Kollege
Böwer dargestellt hat, uns jedes Jahr mit den glei-

chen vier Spiegelstrichen kommen, die angeblich
irgendetwas ändern sollen. Über die unterhalten
wir uns in der Tat im Ausschuss, kommen da aber
auch nicht weiter, jedenfalls nicht, was die Ergeb-
nisse betrifft.

Deswegen, Herr Goldberg, ist das zurückzuwei-
sen. Es geht nicht um krisenbedingte Nachforde-
rungen. Es geht um Ihre mangelnde Fähigkeit, in
dem Bereich anständig zu planen, und durchaus
auch um Haushaltsehrlichkeit dem Parlament ge-
genüber. Und das muss hier schon noch einmal
gesagt werden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk:
Das Wort hat Herr Tschentscher für maximal fünf
Minuten.

Dr. Peter Tschentscher SPD:* Was Herr Böwer
und Frau Veit gerade vorgestellt haben, nennt man
fehlerhafte Veranschlagung. Das ist ein schwerer
Fehler in der Haushaltsaufstellung. Das ist von Ih-
rem neuen Finanzsenator Frigge auch eingeräumt
worden und der Sozialsenator Wersich war in der
Haushaltsausschusssitzung anwesend, hat sich
das sehr schweigsam angehört und zugesagt,
dass Sozialausgaben und andere gesetzliche Lei-
stungen in Zukunft wahrheitsgemäß veranschlagt
werden sollen. Mit über 150 Millionen Euro ist das
der wesentliche Grund für diese Nachtragsdruck-
sache.

Der zweite Punkt, Herr Kerstan, erläutert noch ein-
mal die Systematik des Konjunkturstabilisierungs-
fonds. Lesen Sie dazu doch bitte schön die Druck-
sachen Ihres Senats, in denen ausgeführt wird, er
könne und wolle gar nicht unterscheiden zwischen
konjunkturbedingten Steuermindereinnahmen und
anderen Elementen. Sie finanzieren auch das
schon geplante Defizit komplett aus neuen Schul-
den und das ist ein Element, das mit der Konjunk-
tur nichts zu tun hat. Ein weiteres Element, das Sie
nicht beziffern können, aber ebenfalls komplett mit-
finanzieren, sind die steuerrechtlichen Änderungen
auf Bundesebene. Auch diese haben mit der Kon-
junktur nichts zu tun. Der Finanzsenator Freytag
hat dem Parlament unwahre Ansagen gemacht,
als er sagte, es würden nur konjunkturbedingte
Steuermindereinnahmen aus neuen Schulden fi-
nanziert. Sie praktizieren etwas anderes. Ob das
korrekt ist, mögen Sie selbst beurteilen.

Der dritte Punkt betrifft die Frage, wie wir jetzt da-
mit umgehen, denn es ist doch völlig selbstver-
ständlich, dass Sozialhilfeausgaben und andere
gesetzliche Leistungen aus dem Haushalt zu finan-
zieren sind. Das ist auch möglich, wenn Sie sich
Ihren eigenen Haushaltsplan ansehen. 2009 ha-
ben Sie 106 Millionen Euro Rückstellungen für
Mehraufwendungen vorgenommen. Die haben Sie
nicht gebraucht, genauso wie Sie sie auch in den

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 60. Sitzung am 26. August 2010 3743

(Jens Kerstan)



Vorjahren nie gebraucht haben. Das war eine
Spardose,

(Jens Kerstan GAL: Das ist keine Spardo-
se!)

in der 57 Millionen Euro übriggeblieben sind. 2010
haben Sie erneut eine ähnlich hohe Summe einge-
stellt, die Sie nicht brauchen: über 100 Millio-
nen Euro. Wenn wir diese Summen zusammen-
nehmen, liegen da jetzt noch 157 Millionen Euro.
Das Haushaltsjahr 2010 ist fast vorbei. Sie haben
uns nicht verraten, wofür Sie diese Rückstellungen
noch bunkern wollen. In einer Zeit, in der Sie Spar-
kommissionen gründen und nicht mehr, sondern
weniger Geld ausgeben wollen, ist es nicht sach-
gerecht, dass Sie zusätzlich für über 150 Millio-
nen Euro in die Verschuldung gehen. Sie haben
diese Mittel im Haushalt und wir sollten sie für die
gesetzlichen Leistungen einsetzen. Alles andere in
dieser Nachtragsdrucksache müssen wir ablehnen.

Wir bitten deshalb um Zustimmung für unseren An-
trag. Damit sparen wir zunächst einmal 154 Millio-
nen Euro Schulden und über den Rest können wir
reden, wenn wir die Ergebnisse Ihrer Sparkommis-
sion haben.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk:
Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
kommen wir zur Abstimmung. Zunächst zum An-
trag der SPD-Fraktion aus der Drucksache
19/7073.

Wer möchte diesem folgen? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Nun zum Bericht des Haushaltsausschusses aus
der Drucksache 19/6874.

Wer möchte der Ausschussempfehlung folgen?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mit
Mehrheit beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Das ist mit Mehrheit
angenommen und somit auch in zweiter Lesung
und damit endgültig beschlossen.

Die Fraktion der GAL beantragt eine nachträgliche
Rücküberweisung an den Familien-, Kinder- und
Jugendausschuss.

Wer möchte diesem Antrag folgen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das ist somit einstimmig be-
schlossen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 65, Drucksa-
che 19/6875, Bericht des Haushaltsausschusses:
Staatsvertrag über die Bestimmung einer inner-
staatlichen Institution nach dem Gesetz zu dem
Übereinkommen vom 9. September 1996 über die
Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in
der Rhein- und Binnenschifffahrt.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 19/6235:
Staatsvertrag über die Bestimmung einer inner-
staatlichen Institution nach dem Gesetz zu dem
Übereinkommen vom 9. September 1996 über
die Sammlung, Abgabe und Annahme von Ab-
fällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt (Bil-
genentwässerungsverband-Staatsvertrag) (Se-
natsantrag)
– Drs 19/6875 –]

Wer möchte der Ausschussempfehlung folgen und
das Gesetz zum Bilgenentwässerungsverband-
Staatsvertrag aus der Drucksache 19/6235 be-
schließen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das
ist somit einstimmig beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschließen?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das Gesetz ist
damit auch in zweiter Lesung und somit endgültig
beschlossen worden.

Tagesordnungspunkt 65a, Drucksache 19/7000,
Bericht des Haushaltsausschusses: Projekt Neues
Haushaltswesen Hamburg: Unterrichtung der Bür-
gerschaft über Veränderungen in der Projektpla-
nung und Einwerbung von Kassenmitteln in Höhe
von 9 Millionen Euro für das Haushaltsjahr 2010 im
Einzelplan 9.1 "Finanzbehörde", Kapitel 9020, Ti-
telgruppe Z 67 "Haushaltsmodernisierung".

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 19/6610:
Projekt Neues Haushaltswesen Hamburg: Un-
terrichtung der Bürgerschaft über Veränderun-
gen in der Projektplanung und Einwerbung von
Kassenmitteln in Höhe von 9 Mio. Euro für das
Haushaltsjahr 2010 im Einzelplan 9.1 "Finanz-
behörde" Kapitel 9020 Titelgruppe Z 67 "Haus-
haltsmodernisierung" (Senatsantrag)
– Drs 19/7000 –]
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Der Abgeordnete Jan Quast hat mir mitgeteilt,
dass er an der Abstimmung nicht teilnehmen wer-
de.

Wer möchte nun der Ausschussempfehlung fol-
gen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mit
Mehrheit angenommen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Das ist damit auch in
zweiter Lesung und somit endgültig beschlossen
worden.

Tagesordnungspunkt 69, Drucksache 19/6854, Be-
richt des Innenausschusses: Gewalt gegen Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamte, Feuerwehrleute
und Rettungskräfte ganzheitlich bekämpfen.

[Bericht des Innenausschusses über die Druck-
sache 19/6147:
Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amte, Feuerwehrleute und Rettungskräfte ganz-
heitlich bekämpfen (Antrag der Fraktion der
SPD)
– Drs 19/6854 –]

Wer möchte Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen
annehmen? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Das ist bei einigen Enthaltungen angenommen.

Wer schließt sich Ziffer 2 der Ausschussempfeh-
lungen an? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das
ist mit Mehrheit angenommen.

Im Übrigen hat die Bürgerschaft Kenntnis genom-
men.

Tagesordnungspunkt 70, Drucksache 19/6855, Be-
richt des Innenausschusses: Aufhebung der
Dienstanweisung zum Umgang mit ärztlichen Atte-
sten und Umgang mit ärztlichen Attesten in Rück-
führungsfällen.

[Bericht des Innenausschusses über die Druck-
sachen:
19/6245: Aufhebung der Dienstanweisung zum
Umgang mit ärztlichen Attesten (Antrag der
Fraktion DIE LINKE)
19/6369: Umgang mit ärztlichen Attesten in
Rückführungsfällen (Antrag der Fraktion der
SPD)
– Drs 19/6855 –]

Zunächst stelle ich fest, dass die Bürgerschaft von
Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen Kenntnis ge-
nommen hat.

Wer möchte sich dem Ersuchen aus Ziffer 2 der
Ausschussempfehlungen anschließen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Das ist mit Mehrheit an-
genommen.

Wer möchte Ziffer 3 der Ausschussempfehlungen
folgen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist
mit Mehrheit angenommen.

Tagesordnungspunkt 72, Drucksache 19/6876, Be-
richt des Ausschusses für Gesundheit und Ver-
braucherschutz: Gesetz über das Verbandsklage-
recht für Tierschutzvereine.

[Bericht des Ausschusses für Gesundheit und
Verbraucherschutz über die Drucksache 19/
3991:
Gesetz über das Verbandsklagerecht für Tier-
schutzvereine (Antrag der Fraktion DIE LINKE)
– Drs 19/6876 –]

Wer möchte das in Ziffer 1 der Ausschussempfeh-
lungen enthaltene Ersuchen beschließen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Mit Mehrheit ange-
nommen.

Wer schließt sich Ziffer 2 an? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das ist ebenfalls mit Mehrheit
angenommen.

Tagesordnungspunkt 76, Drucksache 19/6724, An-
trag der GAL-Fraktion: Titel 1100.791.01, Haus-
haltsjahr 2010, Investitionsfonds des Sonderinve-
stitionsprogramms "Hamburg 2010", hier: Multi-
funktionshaus Eilbek.

[Antrag der Fraktion der GAL:
Titel 1100.791.01, Haushaltsjahr 2010
Investitionsfonds des Sonderinvestitionspro-
gramms "Hamburg 2010"
hier: Multifunktionshaus Eilbek
– Drs 19/6724 –]

Wer möchte diesem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist
einstimmig angenommen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss in zweiter Lesung fassen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das ist damit auch in zwei-
ter Lesung und somit endgültig beschlossen wor-
den.

Tagesordnungspunkt 77, Drucksache 19/6725, An-
trag der GAL-Fraktion: Titel 1100.791.01, Haus-
haltsjahr 2010 - Investitionsfonds des Sonderinve-
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stitionsprogramms Hamburg 2010, hier: Kinder-
und Jugendkulturhaus in Lohbrügge (KIKU).

[Antrag der Fraktion der GAL:
Titel 1100.791.01, Haushaltsjahr 2010 – Investi-
tionsfonds des Sonderinvestitionsprogramms
Hamburg 2010
hier: Kinder- und Jugendkulturhaus in Loh-
brügge (KIKU)
– Drs 19/6725 –]

Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthal-
tungen? – Das ist einstimmig angenommen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss in zweiter Lesung fassen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das ist damit auch in zwei-
ter Lesung und somit endgültig beschlossen wor-
den.

Tagesordnungspunkt 78, Drucksache 19/6775, An-
trag der GAL-Fraktion: Titel 1100.791.01, Haus-
haltsjahr 2010, Investitionsfonds des Sonderinve-
stitionsprogramms "Hamburg 2010", hier: St. Pauli
Stadtteilausstellung aus der Sammlung St. Pauli
Museum.

[Antrag der Fraktion der GAL:
Titel 1100.791.01, Haushaltsjahr 2010
Investitionsfonds des Sonderinvestitionspro-
gramms "Hamburg 2010"
hier: St. Pauli Stadtteilausstellung aus der
Sammlung St. Pauli Museum
– Drs 19/6775 –]

Wer möchte diesen Antrag annehmen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Das ist einstimmig ange-
nommen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss in zweiter Lesung fassen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das ist damit auch in zwei-
ter Lesung und somit endgültig beschlossen wor-
den.

Tagesordnungspunkt 80, Drucksache 19/6780, An-
trag der SPD-Fraktion: Rechtsstaatlichkeit und De-
mokratie in St. Petersburg stärken.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in St. Pe-
tersburg stärken
– Drs 19/6780 –]

Wer möchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist so-
mit einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 81, Drucksache 19/6800, An-
trag der SPD-Fraktion: Beitrag zum Umweltschutz:
Elektromobilität durch Wechselkennzeichen för-
dern.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Beitrag zum Umweltschutz: Elektromobilität
durch Wechselkennzeichen fördern
– Drs 19/6800 –]

Wer diesen Antrag annehmen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthal-
tungen? – Das ist mehrheitlich abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 83, Drucksache 6948, Antrag
der CDU-Fraktion: Spielhallen.

[Antrag der Fraktion der CDU:
Spielhallen
– Drs 19/6948 –]

Diese Drucksache möchte die Fraktion DIE LINKE
an den Ausschuss für Gesundheit und Verbrau-
cherschutz überweisen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mehr-
heitlich abgelehnt.

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus den Reihen der
Fraktion DIE LINKE hierzu gemäß Paragraf 26,
Absatz 6 unserer Geschäftsordnung das Wort be-
gehrt wird.

Frau Artus, Sie haben das Wort für maximal fünf
Minuten.

Kersten Artus DIE LINKE:* Herr Präsident, sehr
geehrte Herren und Damen! Verehrte Abgeordnete
der CDU, wir hatten gestern leider keine Gelegen-
heit, über den Antrag zu sprechen. Daher gestat-
ten Sie mir ein paar Anmerkungen zu dieser Ange-
legenheit.

In Ihrer Presseerklärung vom 20. August behaup-
ten Sie, mit Ihrem Antrag würde der Besuch von
Spielhallen zeitlich beschränkt werden und Sie er-
wecken außerdem den Eindruck, der Antrag würde
auf verbesserte Möglichkeiten für die Ordnungsbe-
hörden hinwirken, um diejenigen Wettannahme-
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stellen künftig besser zu kontrollieren, die ihr Ge-
schäft ohne gültige Lizenzen betreiben.

Ihr Antrag ist aber lediglich ein Wunschzettel an
den Senat. Viermal soll geprüft werden, mit der An-
nahme dieses Antrags geschieht also noch gar
nichts. Wieso behaupten Sie dann eigentlich, dass
mit dem Antrag der Besuch von Spielhallen zeitlich
beschränkt würde? Das stimmt doch gar nicht und
soll doch nach den hier stehenden Formulierungen
erst geprüft werden.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

– Ich habe es genau gelesen, aber Ihre Presse-
stelle anscheinend nicht.

Und dann wollen Sie die Bürgerschaft heute auch
noch beschließen lassen, dass die Einhaltung des
Jugendschutzgesetzes in Spielhallen weiter sicher-
zustellen ist. Meine Güte, was habe ich da für
einen Schreck bekommen. Ist das denn nicht si-
chergestellt? Treiben sich lauter Jugendliche an
einarmigen Banditen herum, hat die Stadt etwa zu
wenig Personal, arbeiten die Ordnungsbehörden
schlampig? Wenn das so ist, dann sollten wir heu-
te etwas anderes beschließen.

So aber können wir heute auch beschließen, dass
die Spielverordnung, die Gewerbeverordnung und
meinetwegen auch die Hamburgische Verfassung
weiterhin einzuhalten ist. Unsere acht Stimmen ha-
ben Sie dafür. Prüfen Sie und sorgen Sie dafür,
dass die Gesetze und Verordnungen weiterhin ein-
gehalten werden. Ich hatte vorher eigentlich auch
schon gedacht, dass der Auftrag sei, nun gut, wir
beschließen das noch einmal.

Aber was ich gar nicht gut finde – und diesen Vor-
wurf richte ich an die Gesundheitspolitikerinnen
und Gesundheitspolitiker Ihrer Fraktion –, ist, dass
Sie der Öffentlichkeit glauben machen wollen, der
Spielsucht könnte entgegengewirkt werden, wenn
die Abgabe kostenloser Getränke in Spielhallen
verboten würde. Schauen Sie sich an, wo die wirk-
lichen Probleme liegen. Zum einen werden mehre-
re Spielhallen auf einer großen Fläche unterge-
bracht, getrennt durch halbherzige Wände. Die
Flure dazwischen gelten als öffentliche Bereiche.
So fällt es den Spielenden nämlich sehr leicht, an
mehreren Geräten zugleich zu agieren, was das
Suchtpotenzial erhöht.

(Stephan Müller CDU: Das ist cool, das ma-
chen wir auch!)

– Das machen Sie auch, gut.

Dann haben wir es bei Glücksspielabhängigen
auch mit Doppelsüchten zu tun. Der Konsum von
Alkohol und anderen berauschenden Substanzen

macht es schwer, Kontrolle über das eigene Spiel-
verhalten zu behalten. Nun ist Alkohol zwar in
Spielhallen verboten, aber es ist ganz üblich, zwi-
schen den Spielen in die danebenliegende Kneipe
zu gehen.

(Wolfgang Beuß CDU: Frau Artus, woher
wissen Sie das eigentlich?)

– Weil ich eine Frau der Straße und des Volkes
bin, im Gegensatz zu Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Und weil das Rauchen in Spielhallen erlaubt ist,
wird Kippe um Kippe am Gerät verbracht. Sie kön-
nen also gerne versuchen, die Abgabe von kosten-
losen Getränken verbieten zu lassen, aber das
wird denselben Effekt haben, als wenn Sie die
Stühle vor den Spielautomaten wegnehmen.
Warum lassen Sie das eigentlich nicht auch prü-
fen? Die Abgabe kostenloser Getränke und das
kostenlose Bereitstellen von Stühlen wird in Spiel-
hallen verboten. Die Sucht- und Drogenfachleute
werden Sie für diese innovative Idee auszeichnen.

Bleiben Sie künftig mit Ihren Pressemitteilungen
bei der Wahrheit und prüfen Sie zweitens erst ein-
mal, was wirklich effektiv ist, wenn wir der Spiel-
sucht entgegenwirken können. Daher wäre es am
besten, wenn wir diesen Antrag an den Gesund-
heitsausschuss überweisen. Dort können wir wahr-
scheinlich zusammen bessere Forderungen ent-
wickeln als dieses Windei von Antrag. Wir werden
Ihnen natürlich trotzdem zustimmen, weil wir in Ab-
ständen nachfragen werden, auf welcher Höhe des
Stapels aller Prüfanträge des Senats dieser Antrag
mittlerweile angekommen ist.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk:
Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
kommen wir zur Abstimmung.

Wer möchte dem Antrag der CDU–Fraktion aus
der Drucksache 19/6948 zustimmen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das ist somit einstimmig be-
schlossen.

Ich stelle das Sitzungsende fest und wünsche Ih-
nen einen guten Heimweg.

Ende: 19.37 Uhr
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Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeiträge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Elke Badde, Jan Balcke, Eckard Graage, Vera
Antonia Jürs, Christiane Schneider und Carola Thimm
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Anlage
N E U F A S S U N G

Sammelübersicht gemäß § 26 Absatz 5 GO

für die Sitzung der Bürgerschaft am 25. und 26. August 2010

A. Kenntnisnahmen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

17 6732 Zustand der Steuerverwaltung der Freien und Hansestadt Hamburg

26 6740 Einführung der Richtlinien für Planungswettbewerbe der Freien und Hansestadt Hamburg
(RPW 2010) sowie Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Bürgerschaft vom 11.
Februar 2009 gemäß Bericht des Haushaltsausschusses über die Drucksache 19/378 „Stel-
lungnahme des Senats zum Jahresbericht 2008 des Rechnungshofes über die Prüfung der
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Freien und Hansestadt Hamburg mit Bemerkungen
zur Haushaltsrechnung 2006“
– Drucksache 19/2082 –

29 6616 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 23.09.2009
Gesetz zum Staatsvertrag über die Nutzung von Übertragungskapazitäten für privaten
Rundfunk vom 19. Dezember 1995, Drs. 19/4152

31 6761 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 25. Februar 2010
„Weiterführung der „Gründungsprämie Handwerk!“ (Meistergründungsprämie), Haushalts-
plan 2009/2010, Titel 7200.892.03“, Drs. 19/5350

32 6810 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 23. April 2009
„Für Transparenz auf dem Ausbildungsmarkt – Ausbildungsberichterstattung wieder einfüh-
ren“ Drs. 19/1115

35 6956 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 21. Januar 2010
Mixed Martial Arts, Drs. 19/4984

36 6524 Bericht des Rechts- und Gleichstellungsausschusses

40 6556 Bericht des Kultur-, Kreativwirtschafts- und Tourismusausschusses

41 6615 Bericht des Kultur-, Kreativwirtschafts- und Tourismusausschusses

42 6564 Unterrichtung der Bürgerschaft über die Tätigkeit im Ausschuss der Regionen (AdR) der
Europäischen Union im Jahr 2009

43 6566 Bericht des Stadtentwicklungsausschusses

44 6794 Bericht des Stadtentwicklungsausschusses

45 6975 Bericht des Stadtentwicklungsausschusses

46 6624 Bericht des Wirtschaftsausschusses

47 6709 Bericht des Wirtschaftsausschusses

48 6669 Bericht des Umweltausschusses

50 6729 Bericht des Umweltausschusses

52 6675 Bericht der Kommission (G 10-Kommission) zur Durchführung des Gesetzes zur Beschrän-
kung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10-Gesetz – G 10) gemäß § 2 Absatz 4 des Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes
zu Artikel 10 Grundgesetz (G 10-AusfG) über ihre Tätigkeit im Berichtszeitraum vom
1. Januar 2007 bis 31. Dezember 2007
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53 6676 Bericht der Kommission (G 10-Kommission) zur Durchführung des Gesetzes zur Beschrän-
kung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10-Gesetz – G 10) gemäß § 2 Absatz 4 des Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes
zu Artikel 10 Grundgesetz (G 10-AusfG) über ihre Tätigkeit im Berichtszeitraum vom
1. Januar 2008 bis 31. Dezember 2008

54 6677 Bericht der Kommission (G 10-Kommission) zur Durchführung des Gesetzes zur Beschrän-
kung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10-Gesetz – G 10) gemäß § 2 Absatz 4 des Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes
zu Artikel 10 Grundgesetz (G 10-AusfG) über ihre Tätigkeit im Berichtszeitraum vom
1. Januar 2009 bis 31. Dezember 2009

55 6710 Bericht des Europaausschusses

56 6711 Bericht des Europaausschusses

57 6712 Bericht des Europaausschusses

58 6713 Bericht des Europaausschusses

59 6718 Bericht des Haushaltsausschusses

61 6731 Bericht des Haushaltsausschusses

66 6851 Bericht des Innenausschusses

67 6852 Bericht des Innenausschusses

68 6853 Bericht des Innenausschusses

71 6862 Bericht des Kontrollgremiums nach dem Gesetz zur Umsetzung von Artikel 13 Absatz 6
Grundgesetz

73 6939 Bericht des Sozialausschusses

74 6655 Bericht der Härtefallkommission
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B. Einvernehmliche Ausschussüberweisungen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand auf An-
trag der

Überweisung an

11 6399 Verlängerung der Sicherungsverwahrung in Altfällen verstößt
gegen die Europäische Menschenrechtskonvention

DIE LIN-
KE

Rechts- und
Gleichstellungs-
ausschuss

12 6387
Neuf.

Hamburger Klimaschutzkonzept 2007 - 2012 (II): Maßnah-
men im Handlungsfeld Energie

SPD Umweltausschuss

15 6581 ILO-Kernarbeitsnormen: Evaluation des Hamburgischen Ver-
gabegesetzes (HmbVgG)

GAL Europaausschuss

19 6607 Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Hinterlegungs-
gesetzes und zur Änderung landesrechtlicher Vorschriften

SPD Rechts- und
Gleichstellungs-
ausschuss

20 6678 Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung und Aufhebung von
Gesetzen im Zuständigkeitsbereich der Justizbehörde an das
FGG-Reformgesetz

SPD Rechts- und
Gleichstellungs-
ausschuss

21 6500 Personalbericht 2010 SPD Haushaltsaus-
schuss

25 6679 Unterrichtung der Bürgerschaft über die Videoüberwachung
der Reeperbahn (Wirksamkeitsanalyse)

SPD Innenausschuss

27 6945 Zusammenfassender Bericht der Aufsichtskommission ge-
mäß § 48 Absatz 4 des Gesetzes über den Vollzug von Maß-
regeln der Besserung und Sicherung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt (Hambur-
gisches Maßregelvollzugsgesetz – HmbMVollzG vom
7. September 2007) über ihre Tätigkeit in den Jahren 2008
und 2009

SPD Ausschuss für Ge-
sundheit und Ver-
braucherschutz

30 6617 Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der deut-
schen Landesparlamente, des Deutschen Bundestages und
des Bundesrates vom 21. - 22. Juni 2010 in Stuttgart

CDU Europaausschuss

79 6779 Umsetzung des "Nationalen Konzepts Sport und Sicherheit"
in Hamburg

GAL Sportausschuss
(f.) und Innenaus-
schuss

85 6961 Die Folgen des Urteils des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte (EGMR) zur nachträglichen Sicherungsver-
wahrung – Auch Hamburg muss handeln

SPD Rechts- und
Gleichstellungs-
ausschuss

93 7066 Änderung des Gesetzes zur Änderung des Hamburgischen
Besoldungsgesetzes

GAL Schulausschuss

C. Einvernehmliche Ausschussempfehlung

TOP Drs-
Nr.

Ausschuss Gegenstand

49 6708 Umweltausschuss Evaluation des bezirklichen Naturschutzes
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